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Milchbauern
Im Zentrum der Europapolitk demonstrieren 
tausende Bauern gegen die Liberalisierung 
des Milchmarktes. Sie wollen die Verantwor-
tung für ihre Produkte übernehmen.
Seite 6-7

Health-Check
Besuch der EU-Agrarkommissarin in Meck-
lenburg: Unterstützung für die AbL von 
einem Großagrarier für die Forderung einer 
Anbindung der Prämienzahlung an Arbeits-
kräfte. Seite 11-14

Pestizide
Die Industrie schreit panisch auf, auch der 
Bauernverband gibt die Mimose und prog-
nostiziert den Behandlungsnotstand. Die 
geplante EU-Gesetzgebung gibt dafür aber 
wenig Anlass. Seite 3
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Es hat sich gelohnt, eine Ersatzarbeitskraft zu organisieren, den anderen 
Familienmitgliedern mehr Arbeit aufzulasten, um gemeinsam zum ersten 

europäischen Milcherzeugerkongress nach Brüssel zu fahren. 4.500 Betrof-
fene haben erlebt, dass das European Milk Board (EMB) zu einer starken 
Organisation auf Europaebene gewachsen ist. 
Beeindruckend war, welche Akzeptanz, Anerkennung und auch Bewunderung 
die Kongressteilnehmer für das Führungsduo empfanden. Romuald Schaber als 
Präsident des EMB und Vorsitzender des BDM wie auch Sieta van Keimpena 
„Stellvertretende im EMB“ haben es auf den Punkt gebracht: Nur mit Solidarität, 
strategischem Denken und Handeln und Entschlossenheit können wir unsere 
gemeinsamen Ziele erreichen. Die Eindrücke sind vielfältig und nachhaltig, das 
Programm war breit gefächert und interessant. Wir haben von den Experten 
bestätigt bekommen, was wir jeden Tag auf unseren Höfen spüren: Mit diesem 
Milchpreis und dieser Milchmarktpolitik können wir unsere Betriebe nicht sinn-
voll weiterentwickeln. Auch die europäische Milchindustrie kam zu Wort und 
geht davon aus, dass der Verzehr von Milchprodukten kontinuierlich steigen 
wird und dass die Produktion in diesem Ausmaß nicht mithalten kann. Deswei-

teren lautete ihre Prognose, 
dass die Preise sich in Europa 
auf Weltmarktniveau hinunter-
bewegen werden.
Der Vorsitzende des Agraraus-
schusses im Europäischen Parla-
ment, Neil Parish, formulierte 
das am Vorabend des Kon-
gresses beim Treffen mit dem 

EMB-Vorstand so: „Die EU-Kommission will testen, wie viel Milch 
der Markt verträgt. Deshalb wird ab 1. April die Quote um zwei 

Prozent aufgestockt.“ Übertroffen wurde diese Aussage beim Kongress vom Ver-
treter der EU-Kommission Lars Hoelgaard, der, auf den Punkt gebracht, allen, die 
bessere Preise fordern oder nicht zu Weltmarktpreisen produzieren können, die 
Existenzberechtigung absprach. Schmerzhaft, so deutlich zu spüren und zu sehen, 
wie weit sich die EU-Bürokratie von den Bürgern entfernt hat. Bleibt nur zu hoffen, 
dass die lauten Pfiffe bis in die EU-Kommission durchgedrungen sind. 
Aber die Arbeit der letzten Jahre hat uns ja gezeigt, dass niemand außer uns 
selbst Interesse an einem vernünftigen Milchpreis hat. Die Erfahrung der 
letzten Jahre hat uns gelehrt, dass in den etablierten Interessensverbänden 
keine aktiven Milcherzeuger mehr vertreten sind und daher in diesen Orga-
nisationen keine vernünftige Milchmarktpolitik gestaltet werden kann.
Deshalb werden wir uns nicht zurücklehnen mit dem Resümee „Es war ein inter-
essanter Tag“ und glauben, mit mehr Produktion und Rationalisierung können 
wir uns retten. Nein, wir sind mit einem Auftrag nach Hause gekommen: Wir 
werden in Zukunft einen Teil unseres Denkens, unserer Arbeit und auch unseres 
Geldes dafür verwenden, uns selbst in den viel zitierten „Markt“ einzubringen. In 
jedem Dorf, jeder Region, jedem Staat und das in ganz Europa werden wir die 
begonnene Arbeit der Selbstorganisation von MilchproduzentInnen in starken 
Interessensverbänden und Erzeugergemeinschaften fortsetzen. Mit kreativem Mar-
keting werden wir durch das Aufstellen von Faironikas und Transparenten auf die 
Bedeutung unserer Arbeit für die Gesellschaft hinweisen. Wenn die Schweden nach 
Italien in Urlaub fahren, werden sie aufgrund der Faironikas in den Nationalfarben 
des Landes wissen, wo sie sich gerade befinden. Wir werden uns nicht mehr damit 
zufrieden geben, was andere mit uns vorhaben oder uns zugestehen, sondern wir 
werden mit der Kompetenz der Betroffenheit offensiv und kreativ, solidarisch und 
nachhaltig die Zukunft bei den Hörnern packen.

Ernst Halbmayr, stellvertretender Geschäftsführer der IG Milch
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Meldung des Monats

Dass Gérard Depardieu eigentlich nur zweite Wahl ist, passiert sicher nicht oft. Zumal der 
eigentlich Gewünschte zur Eröffnung der Biofach in Nürnberg unbekannter ist als er. 

Horst Seehofer soll seit seinem Amtsantritt mit seinem Auftritt als Eröffner der weltgrößten 
Messe für Biowaren Glanz und Ansehen der politischen Konservative verleihen und hat es 
schon dreimal geschafft, sich dem zu verweigern. Die Süddeutsche Zeitung berichtete, dass er 
diesmal stattdessen fürs bayerische Fernsehen in einen Münchner Bierkeller musste. Sein Be-
rufs- und Parteikollege Josef Miller, Landesagrarminister, kam hingegen auf die Messe, um 
dort Preisverleihungen vorzunehmen und eine Erhöhung der bayerischen Ökoförderprämien 
anzukündigen. Und sogar Wahlverlierer Wilhelm Dietzel aus Hessen, derzeit erhaben über 
jegliche Profilierungsvorwürfe, kam und kostete hessische Biospezialitäten. Vielleicht sollten 
die beiden ihren Berliner Kollegen mal davon in Kenntnis setzen, dass es auf der Biofach auch 
Wurst und Bier gibt und nicht nur Tofu-Röllchen und Aloe Vera-Brause. cs
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Ein Horrorszenario wird von Seiten 
der Industrie und auch des Bauern-

verbandes aufgefahren, wenn es um die 
derzeit in den Entscheidungsgremien 
steckende neue europäische Pestizidge-
setzgebung geht. Sie zielt auf eine 
grundsätzliche Reduzierung des Pestizid-
einsatzes, dass, was schon seit Jahren 
über freiwillige nationale Aktionspläne 
versucht wird. Würde es nun in Gesetze 
gegossen, drohe eine überbürokratisie-
rende Bauerngängelung, Innovati-
onsausbremsung und der ungerechtfer-
tigte Verlust einer Vielzahl bewährter 
Pflanzenschutzmittel – der englische 
Bauernverband sah schon eine Hun-
gersnot. Eine im Auftrag der als nicht 
ganz unparteiisch einzustufenden Fir-
men Syngenta und Bayer Crop Science 
erstellte Studie sieht „spürbare Auswir-
kungen auf die europäische Lebensmit-
telversorgung“, wenn das gesetzliche 
Regelwerk wie vorgeschlagen kommt 
und damit dann „rund 60 Prozent der 
derzeit verfügbaren Wirkstoffe vom 
Markt“ verschwinden. Der deutsche 
Raiffeisenverband befürchtet in diesem 
Szenario „resistente Schadorganismen 
und Missernten.“ Auch der deutsche 
Industrieverband Agrar (IVA) kritisiert 
die „innovationsfeindliche Politik Eu-
ropas im Pflanzenschutz“. Und das, wo 
doch eine von ihnen beim Berliner Pro-
fessor Harald von Witzke in Auftrag 
gegebene Studie von großen Aussichten 
für die Pflanzenschutzindustrie ausgeht: 
Steigende Agrarpreise, der zunehmende 
Anbau von nachwachsenden Rohstof-
fen und die wachsende Weltbevölke-
rung würden für eine intensivere Nut-
zung der vorhandenen Flächen und eine 
weitere Flächenausdehnung der Land-
wirtschaft sorgen. Neben Sorten und 
Düngung spiele Pflanzenschutz eine 
große Rolle für die Ertragssteigerung. 
„Rund 50 Prozent der potenziellen 
Ernten gehen durch Schädlinge und 
Krankheiten verloren“, so konstatiert 
von Witzke. „Fast die Hälfte dieser 
Verluste kann durch Pflanzenschutz-
Maßnahmen vermieden werden.“ 

Reduzieren ohne Reduktion 
Der Bauernverband hat wohl gemerkt, 
dass die Intensivierungsdebatte zumin-
dest im Zusammenhang mit einem er-
höhten Pestizideinsatz nicht so gut an-
kommt. Zwar konstatierte Präsident 
Gerd Sonnleitner jüngst, dass die Land-
wirtschaft nicht länger Ausgleichsflä-
chen für den Naturschutz hergeben 
wolle. Geschäftsführer Helmut Born 
aber weist die „Bedenken von Umwelt-
organisationen“, höhere Preise und Bio-

Spritzbrühe mit Kontaktwirkung
Die geplante EU-Gesetzgebung löst reflexartig Angst und Schrecken aus

kraftstoffboom könnten „zu einer In-
tensivierungswelle führen“ als „offen-
sichtlich populistisch“ zurück. Dazu 
seien die Betriebsmittel viel zu teuer, als 
dass man damit verschwenderisch um-
gehen könne. Das hört man auch, wenn 
man sich mit Bäuerinnen und Bauern 
unterhält, sie erwarten einen saftigen 
Preisanstieg für Pestizide. Aber sie sa-
gen einem auch, dass die Intensivierung 
trotzdem stattfindet, dass Flächen wie-
der in die Bewirtschaftung genommen 
werden, die bislang obligatorisch still-
gelegt, aber auch als Grenzstandort 
nicht lohnenswert bewirtschaftet wer-
den konnten. Sie berichten, dass der 
Maisanbau als Biogasrohstoff zunimmt 
und damit der Anbau einer sehr inten-

Freiwilligkeit und durch den Markt re-
geln lässt. 
Ein Markt, in diesem Fall der Lebens-
mitteleinzelhandel, versucht schon seit 
Jahren, die Pestizidbelastungen in Obst 
und Gemüse durch Anbauauflagen und 
Lieferantenkontrollen in den Griff zu 
bekommen. Und doch scheucht Green-
peace allvorfrühlingshaft Beteiligte, 
Medien und Verbraucherinnen und 
Verbraucher mit Rückstandsmessungen 
auf, bei denen mindestens eine Frucht-
art die zulässigen Höchstmengen über-
schreitet. Dieses Jahr hat Greenpeace 
auch gleich noch eine Studie vorgestellt, 
nach der eine Vielzahl von Wirkstoffen 
gar nicht von den Kontrollbehörden 
nachgewiesen werden kann und eine 

durch unbedenkliche Stoffe ersetzt wer-
den sollen, sollte Forschung und Ent-
wicklung der Unternehmen beflügeln 
statt, wie von der Industrie behauptet, 
bremsen. Sowieso scheint die Halbwert-
zeit neuer Mittel und Wirkstoffe über 
die Jahre eher geringer geworden zu 
sein, da die Wirksamkeit als ein ent-
scheidender Motor für Neuentwicklun-
gen ein empfindlicher Faktor ist. Bauer 
Martin Schulz erinnert sich, wie viele 
andere sicher auch, an die kurze Glanz-
zeit der Strobilurine in den 90er Jahren, 
die Rundum-Pilzschutz im Getreide bie-
ten sollten und ganz schnell schon gar 
nichts mehr boten. Schließlich geht es im 
Geschäft auch um Kundenzufriedenheit 
und wenn man schon den erheblichen 
Dokumentations- und Auflagendschun-
gel durchschritten hat, will man wenigs-
ten auf dem Acker ein akzeptables Er-
gebnis. Die Verknüpfung von Cross 
Compliance-Zahlungen mit der Doku-
mentation von Pflanzenschutzmaßnah-
men, wie es gerade der Bundesrat im 
neuen nationalen Pflanzenschutzgesetz 
beschlossen hat, sieht der Bauernver-
band als weitere Belastung an. Tatsäch-
lich bedeutet es in der Praxis für viele 
kaum einen zusätzlichen Aufwand am 
Schreibtisch. Und vernünftig mit Pestizi-
den umzugehen, muss schon aus Eigen-
nutz im Sinne eines jeden Anwenders 
liegen. Weitaus kniffeliger sieht es da 
schon bei einer praxisgerechten Lösung 
für den von der EU geplanten Informa-
tionsanspruch der Anlieger von Acker-
flächen aus. Man kann Bäuerinnen und 
Bauern nicht allen Ernstes aufdrücken, 
den Nachbarn im voraus genaue Spritz-
termine anzukündigen, andererseits 
wächst das Misstrauen gegenüber den 
„Spritzern“ unter der nichtlandwirt-
schaftlichen Landbevölkerung – geord-
nete Kommunikation miteinander kann 
da deeskalierend wirken. Deshalb mag 
in den EU-Regelungen die Vorgabe eines 
– wie Susanne Smolka es nennt – „Kom-
munikationsrahmens“ eventuell sogar 
hilfreich sein. 
Was am Ende wirklich in der EU-Ge-
setzgebung steht, ist noch relativ offen, 
gerade haben die Agrarminister der EU 
sich darauf geeinigt, bestimmte ver-
bindliche Reduktionsziele des EU-Par-
lamentes wieder lockern zu wollen. Im 
Mai geht die Vorlage dann in den Mi-
nisterrat, in der zweiten Jahreshälfte 
zurück ins Parlament. Bis dahin haben 
Industrie und Verbände noch einige 
Zeit zu lobbiieren und die meisten Bäu-
erinnen und Bauern noch einige Schläge 
zu spritzen. 

cs

siven Kultur an sich; dass die Art der 
Bewirtschaftung sich geändert hat, die 
Fruchtfolgen kulturartenärmer gewor-
den sind und damit die Ausbreitung 
von Krankheiten begünstig werde. Und 
dazu gehört auch, dass durch die zu-
nehmend pfluglose Bewirtschaftung der 
Unkrautdruck wie auch der Druck pilz-
licher Erkrankungen steigt. Die Um-
sätze der Pflanzenschutzmittelhersteller 
steigen auch – und das nicht nur durch 
Preiserhöhungen. Ist das nicht ein 
Scheitern freiwilliger Pestizidreduktion-
pläne?
Bauer Siegfried Herbst hat in den ver-
gangen zehn Jahren in den einzelnen 
Kulturen nicht weniger, aber auch nicht 
mehr gespritzt, nur die Mittel ändern 
sich. Susanne Smolka vom Pestizid Ak-
tions Netzwerk (PAN) sieht das ähn-
lich. Die EU-Kommission und das EU-
Parlament wollen verbindliche und 
sinnhafte Reduktionsziele festlegen 
ohne plumpe Schnitte. Industrie und 
Bauernverband versuchen nach wie vor 
zu vermitteln, dass sich alles durch 

weitere, wonach sich auch besonders 
gefährliche Wirkstoffe in Lebensmitteln 
finden lassen. Der IVA verweist auf den 
„geballten Sachverstand“ in Sachen 
Zulassung von Pflanzenschutzmitteln, 
die EU-Kommission hält zumindest be-
stimmte Bereiche in der Zulassung für 
nicht mehr zeitgemäß. Es gehe bei den 
geplanten Änderungen in der EU-Ge-
setzgebung um eine lange überfällige 
Anpassung an die wissenschaftlichen 
Erkenntnisse der letzten Jahre, sagt Su-
sanne Smolka. Dass bestimmte, beson-
ders gefährliche Stoffe sofort verboten 
werden sollen, sei schon ein erheblicher 
Einschnitt, aber es gehe hier auch um 
Anwenderschutz für die Bäuerinnen 
und Bauern. Die französische Regie-
rung hat gerade gehandelt und eine 
Reihe besonders gefährlicher Substan-
zen selbsttätig verboten. 

Wirksamkeit als Motor
Dass – so will es die geplante EU-Ge-
setzgebung auch – durch das Substituti-
onsprinzip nach und nach bedenkliche 

Industrie fürchtet Verlust bewährter Einnahmequellen Foto: Niemann



Frankreich legt Linien für Agrarpolitik vor
Das französische Landwirtschaftsministerium hat Anfang Februar 
ein Diskussionspapier zum Gesundheits-Check der Agrarpolitik her-
ausgegeben. Die erste Säule wird hier klar in den Mittelpunkt 
gestellt: Der Kommissionsvorschlag sehe zu hohe Umschichtungen 
in die zweite Säule vor. Die erste Säule solle nicht in der zweiten 
Säule aufgehen, da sie aber unter Rechtfertigungsdruck steht, soll 
sie durch Umverteilung der Prämien auf alle Flächen – auch ehema-
lige Obstflächen beispielsweise – und eine Diversifizierung der Zah-
lungsmodalitäten konsolidiert werden. Die Erhaltung des bewirt-
schaftbaren Landes sei, vor allem in benachteiligten Regionen, nur 
durch die erste Säule möglich. Aus ihr solle auch eine zusätzliche 
Prämie je Hektar für Ökolandwirtschaft und Schafhaltung gezahlt 
werden. Die Milchviehhaltung in 
Berggebieten solle aus Art. 69 geför-
dert werden;  Marktsteuerung und 
Risikomanagement werden als 
zukünftige Herausforderungen gese-
hen, die Cross Compliance solle 
überarbeitet und vereinfacht wer-
den. Eine Arbeitsgruppe verschie-
dener Interessenvertreter wurde ein-
berufen, die Departements (Regi-
onen) dürfen Stellungnahmen abge-
ben. 
Assises de l’agriculture: http://agricu-
lture.gouv.fr/sections/magazine/
focus/assises-agriculture/

Konfliktträchtiger 
 Tierschutz-TÜV 
Schon bevor es um die inhaltliche 
Ausgestaltung des sogenannten 
Tierschutz-TÜVs geht, gibt es Kon-
flikte zwischen den beteiligten Par-
teien. Der Tierschutzbeauftragte der 
SPD, Wilhelm Priesmeier, beharrt auf 
einer zügigen Umsetzung eines obli-
gatorischen Prüf- und Zulassungsver-
fahrens für industriell hergestellte 
Stalleinrichtungen. Er wirft der CDU/
CSU „Verzögerungstaktik“ vor, da 
die nichts unternehmen will, bevor 
nicht die Normenkontrollklage des 
Landes Rheinland-Pfalz zur Legehennenhaltung vom Tisch ist. CDU-
Agrarsprecher Peter Bleser machte deutlich, dass die Verordnung 
erst durch den Bundesrat könne, wenn die Klage zurückgezogen 
sei. Diese Haltung bezeichnete Priesmeier allerdings als eine Taktik 
der Länderagrarminister. Streit gibt es auch in der Frage, ob der 
Tierschutz-TÜV, so er denn kommt, als obligatorisches oder freiwilli-
ges System ausgestaltet werden sollte. Hier sind sich Union und SPD 
einig, sie wollen alle Stalleinrichtungen geprüft sehen, die FDP, vor 
allem aber der Bauernverband und die Stalleinrichtungslobby sind 
strikt dagegen. Die bisherigen Auseinandersetzungen zeugen von 
der Brisanz des Themas, es geht noch gar nicht darum, was „artge-
recht“ ist und was nicht. cs

Agrarindustrielle Risiken 
Dieser Tage setzt sich Bundeswirtschaftsminister Glos im fernen Turkme-
nistan für die Interessen des deutschen Autohaus-Besitzers Adem Dogan 
aus Opladen ein. Der nämlich hatte überschüssiges Kapital in eine 
400.000-Legehennen-Anlage in dem zentralasiatischen Land investiert, 
das seine Eier bisher weitgehend aus dem Iran importierte. Mit Unter-
stützung des Stallanlagen-Herstellers und Eierproduzenten Meerpohl 
(„Big Dutchman“) hatte Dogan 70 LKW-Ladungen mit Käfigen zu seiner 
fernen Farm transportieren lassen und auch auf über 1.000 Hektar Fut-
tergetreide angebaut. Als Dogan jedoch der Forderung eines hohen 
Politikers nicht nachkam, die Hälfte seines Gewinns an die Regierung 
abzuführen, wurde sein turkmenischer Partner verhaftet und kam nur 
auf Drängen von EU-Generalsekretär Solana wieder frei. Außerdem zer-
störten Soldaten mittlerweile drei Viertel der Farmgebäude. Wie auch 
immer die Fürsprache von Glos beim turkmenischen Präsidenten Berdi-
muhammedow ausfällt – der Autohändler Dogan arbeitet Presseberich-
ten zufolge bereits mit Hochdruck an einer neuen Hühnerfarm – im 
zentralasiatischen Usbekistan... pm

Eigentum befindliche Infeld ohnehin ver-
kaufen (auch Landwirtschaftsminister Eh-
len hatte sich nicht für die Erhaltung ein-
gesetzt).  Vor der Entscheidung in Olden-
burg hatten vergeblich 100 Bauern mit 
schwarzen Fahnen demonstriert. Rund 
250 Landwirte zeigten bei der Kreisland-
volkversammlung in Rodenkirchen dem 
Kammerpräsidenten Stegen (der vor einem 
Jahr seinen Acker für Genmais-Versuche 
zur Verfügung gestellt hatte) ihre deutliche 
Ablehnung und die weiter abnehmende 
Akzeptanz der Institution Landwirtschafts-
kammer. Kreislandwirt Cornelius kündigte 
an, man werde dafür sorgen, dass Stegen 
bei der anstehenden Kammerwahl als 
Kammerpräsident abgewählt würde.  Mitt-
lerweile haben die Marschbauern durch 
hartnäckige Verhandlungen offenbar er-
reicht, dass das Land statt eines Verkaufs 
nun doch die Verpachtung der Domäne 
Infeld vorsieht und so weitere Versuche 
gemeinsam mit dem Pächter, einem „Mar-
schenrat“ und Praxisbetrieben ermöglicht.
 en

Alle wollen etwas abhaben vom großen 
Biokuchen, er ist inzwischen schön, 

bunt und saftig – längst auch attraktiv für 
die jenseits der Öko-Szene. Angesichts 
 dieser Verlockung fürchtet man sich mitt-
lerweile auch öffentlich vor falschen 
Freunden. Echte Sorge um eine gute Sache 
wird man dem Präsidenten des Weltver-

bands der Ökolandbau-
Bewegungen (IFOAM), 
Gerald Herrmann, unter-
stellen, wenn er fast ein 
bisschen hilflos auf der 
Biofach an die Erzeuger 
appelliert, die Glaubwür-
digkeit der Bio-Branche 
angesichts der immer grö-
ßeren Nachfrage nicht zu 
gefährden. Es gebe Zwei-
fel, ob man alles im Griff 
habe, ergänzte er. Damit 
schüttet er Öl ins Feuer 
zum Beispiel des Vizeprä-
sidenten des Landesver-
bandes des bayerischen 
Einzelhandels, der die 
Branche jüngst als „Pul-
verfass“ bezeichnete. Ob 
es sich hier auch um eine 
ernsthafte Sorge um die 
gute Sache, um die guten 
Profite oder um eine Stra-
tegie gegen die Branche 
handelt, mag jeder selbst 
entscheiden. Diese Ent-

scheidung gilt es übrigens auch für den 
Bauernverband zu treffen, der ja so gerne 
mitmachen möchte beim Ökolandbau. Mit 
seiner Forderung einer nationalen Her-
kunftsbezeichnung, die schon aus EU-ge-
meinschaftsrechlichen Gründen gar nicht 
umsetzbar wäre, will er vor allem den 
etablierten Ökoverbänden in die Parade 
grätschen. „Es ist ein Kampagne“, sagt 
Felix Prinz zu Löwenstein vom Bund der 
ökologischen Lebensmittelwirtschaft 
(BÖLW), mit dem der Bauernverband si-
gnalisieren wolle, dass er der Einzige sei, 
der sich kümmere. Dahinter stecke die 
Strategie, die Bauern von den Bio-Verbän-
den abzuhalten, bis dahin, dass man nun 
auch Vermarktungsaktivitäten plane. Of-
fensichtlich sei der Bauernverband genervt 
davon, dass man ihn ständig dafür anma-
che, dass nicht mehr Bauern umstellen. 
Was in der Tat ein Problem im derzeitigen 
Bio-Boom ist. Löwenstein wie auch Tho-
mas Dosch vom Bioland-Verband spre-
chen sich dafür aus, die Prämien für die 
Agrarumweltleistungen aus der sogenann-
ten zweiten Säule der EU-Agrarpolitik auf-
grund der allgemein höheren Agrarpreise 
neu zu berechnen und entsprechend anzu-
passen. Das müsste auch Bauernverbands-
präsident Gerd Sonnleitner gut finden, von 
ihm wird behauptet, er habe auf der Grü-
nen Woche einen Satz fallen lassen wie: 
„Bei den hohen Preisen gerade braucht 
keiner auf Ökolandbau umzustellen.“

cs

Falsche Freunde
Alle lieben Bio

Auch Gérard Depardieu wollte auf der BioFach was von 
Thomas Doschs großem Kuchen abhaben
 Bild: Messe Nürnberg

Als „Schlag ins Gesicht aller Grünland- 
und Marschbauern“ bezeichnet We-

sermarsch-Kreislandwirt Peter Cornelius 
den überraschenden Beschluss der nieder-
sächsischen Landwirtschaftskammer, die 
Versuchsstation für Futterbau und Rind-
viehhaltung Infeld zu schließen. So verblie-
ben im Kammerbereich weiter 11 Ver-
suchsstationen auf Ackerstandorten und 
bundesweit keine mehr für Grünland. Die-
ser Grundsatzentscheid gegen die Mar-
schenregion verhindere die dringende For-
schung bei der Optimierung der Milchpro-
duktion mit Weidegang, bei Umwelt- und 
Naturschutzfragen und bei der zuneh-
menden Versalzung der Zuwässer. Die 
Mehrheit im Vorstand der Landwirt-
schaftskammer hatte die Schließung – ent-
gegen vorherigen Zusagen – mit den anste-
henden Neubau- und Modernisierungs-
kosten begründet und mit der Möglichkeit, 
bestimmte Versuche auch an der Neustäd-
ter Forschungsanstalt des Bundeslandwirt-
schaftsministeriums durchzuführen. Das 
Land Niedersachsen wolle das in seinem 

Kammerschlag gegen Grünlandbauern
Kampf um Versuchsstation Infeld
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Zwischenfrüchte 
gegen
Aktien-Fall 
Nach dem mit viel 
Medienrummel 
begleiteten Start des 
börsennotierten 
Agrarkonzerns „KTG 
Agrar AG“ (siehe 
Bauernstimme Dezember 
07) sind die KTG-Aktien 
gleich nach der Ausgabe 
drastisch gefallen. 
Schlechte Bedingungen 
für die Familie Hofreiter, 
für ihre weiteren 
Landkäufe neue 
Kapitalgeber zu 
gewinnen. Mangels 
anderer guter News 
preist die von der KTG 
beauftragte 
Werbeagentur nun  
Selbstverständlichkeiten 
als Innovationen an: Die 
KTG werde jetzt den 
Anbau von 
Zwischenfrüchten 
verstärken … en

�

Bei Terminen mit Thorsten Purps muss 
man dieser Tage manchmal mit War-

tezeiten rechnen. Der Potsdamer Rechts-
anwalt und dabei Fachmann für Auseinan-
dersetzungen um Grund und Boden in 
Ostdeutschland hat gerade einiges an An-
fragen zu bewältigen. Niemand geringeres 
als der Bundesgerichtshof (BGH) ist mit 
seinem aktuellen spektakulären Urteil zum 
Umgang des Landes Brandenburgs mit so-
genanntem Bodenreformland Auslöser 
dafür. Das höchste deutsche Gericht hatte 
die Praxis des Landes Brandenburg, jene 
Flächen, für die man angeblich keine Er-
ben ermitteln konnte, in den eigenen 
Grundbesitz zu überführen, als „sittenwid-
rig und nichtig“ und als „eines Rechtstaats 
unwürdigen Verhaltens, das an die Praxis 
der Verwalterbestellung der DDR erin-
nert“ bezeichnet.  Der Hintergrund reicht 
bis in die Nachkriegszeit zurück, als wäh-
rend der sogenannten Bodenreform Land-
besitzer mit mehr als 100 ha enteignet und 
diese Flächen unter Umsiedlern, ehema-
ligen Landarbeitern und Kleinstbauern 
aufgeteilt wurden. In Brandenburg wurden 
so über 100.000 „Neubauern“ mit den um 
die fünf bis acht Hektar großen Schlägen 
bedacht. Später, in der Kollektivierung, 
mussten auch die Neubauern diese Flächen 

mit in die LPG einbringen und konnten sie 
nur „landwirtschaftlich“ weitervererben, 
sonst fiel das Land an den staatlichen Bo-
denfonds. In den letzten Jahren der DDR 
machte die letzte Volkskammer das Bo-
denreformland per Gesetz zu vollwertigem 
Privateigentum ohne die Beschränkung der 
landwirtschaftlichen Nutzung. Erst später 
wurde dann klar, dass für 100.000 Fälle, 
in denen noch zu DDR-Zeiten der Neu-
bauer gestorben war und das Land vererbt 
hatte, keine rechtliche Regelung von Re-
gierungsseite existierte. Für dies Land wa-
ren nach der Wiedervereinigung die neuen 
Bundesländer aufgefordert, Erben ausfin-
dig zu machen. Im Falle des Misserfolgs 
bei der Erbensuche nehmen sie für sich in 
Anspruch, die Flächen ins Grundeigentum 
des Landes übergehen zu lassen. Branden-
burg zog dies offenbar besonders forsch 
durch und eignete sich in 10.000 Fällen 
Land an, auf dem z. B. heute der Flugha-
fen Schöneberg steht. Jurist Thorsten 
Purps hält – wie eben auch der BGH – die 
erfolglose Erbensuche nur für eine vorge-
gebene Inkompetenz der Landesbehörden: 
„Es wurde so gut wie nichts getan, dabei 
hätte man massig Möglichkeiten gehabt 
beispielsweise über Aufgebotsverfahren 
professionellen Erbenermittlungsinstituten 

die nötigen Informationen zugänglich zu 
machen.“ Für Purps wurde hier der ge-
zielte Auftrag erteilt, wegzuschauen. So 
berichtet er von einem nun offenkundig 
gewordenen Vorgang im Finanzministe-
rium Brandenburgs. Dies hatte den Land-
kreisen, als lokalen Genehmigungsbehör-
den für die Landübernahme, eine Haf-
tungsfreistellung erteilt, falls jemand even-
tuelle Schadensersatzansprüche gegen sie 
richten sollte. Damit ist auch das Innenmi-
nisterium als übergeordnete Instanz invol-
viert. All diese Zusammenhänge muss der 
nun beschlossene Untersuchungsausschuss 
des brandenburgischen Landtages klären 
und offenlegen. Andere ostdeutsche Bun-
desländer winken derzeit eilig ab, wenn es 
darum geht, wie sie denn mit der Angele-
genheit umgegangen sind und sprechen 
von einer anderen angewandten Praxis. 
Purps bezweifelt, dass sie sich so ganz an-
ders verhalten haben, das Vorgehen ist nur 
nicht so offensichtlich. Deshalb ist frag-
lich, ob es Nachweismöglichkeiten gibt. 
Auch die Brandenburger Kläger scheiterten 
in der ersten Instanz. Erst Oberlandesge-
richt und BGH guckten sich die Sache ge-
nauer an und gaben ihnen schließlich 
Recht.

cs

Bauernland in Landeshand
Der Bundesgerichtshof straft das Land Brandenburg für „sittenwidrige“ Landaneignung ab

Milch und Fleisch aus Gras: Mit die-
sem Qualitätsanspruch eröffnen 

sich den Bauern in der Region interessante 
neue Vermarktungsmöglichkeiten. Dies 
war die zentrale Botschaft einer AbL-Ta-
gung in Obing im Chiemgau, zu der über 
160 Bauern, Verarbeiter, Vermarkter und 
Wissenschaftler gekommen waren. Die be-
sondere Qualität der so erzeugten Pro-
dukte ist sogar messbar: Die sehr gesund-
heitsfördernden so genannten Omega-3-
Fettsäuren sind darin in doppelter (bei 
Milch) beziehungsweise in dreifacher 
Menge (bei Fleisch) enthalten im Vergleich 
zu den Produkten, bei denen die Kühe mit 
Mais beziehungsweise hohem Kraftfutter-
anteil gefüttert werden. Die Chiemgauer 
Naturfleisch GmbH in Trostberg macht es 
bereits vor: Sie zahlt Fleisch von Bauern, 
die ihre Kühe zum größten Teil nur mit 
Gras beziehungsweise Grassilage füttern 
einen Zuschlag von zehn bis 20 Cent pro 
Kilo. Interesse an hochwertiger Milch be-
kundeten Barbara Steiner von den Milch-
werken Berchtesgadener Land in Piding 
und Johann Huber von der Käserei Ander-
lbauer in Frasdorf. Huber führte aus, er 
könnte noch rund 2,5 Millionen Liter bio-
logisch produzierte Milch für seine Käse-
Spezialitäten gebrauchen, und auch Steiner 

gab an, noch weitere biologisch erzeugte 
Milch zu suchen. Ihren Angaben zufolge 
sei das Bergbauern-Sortiment der Pidinger 
Molkerei gerade deswegen so erfolgreich, 
weil Herkunft und Inhaltsstoffe (überwie-
gend aus mit Grünfutter versorgten Tie-
ren) bekannt und leicht nachvollziehbar 
seien. 
Neben diesen wirtschaftlichen Gesichts-
punkten hätte eine größere Produktion auf 
der Grünlandbasis noch zahlreiche weitere 
Vorteile. Lorenz Reiter von der Arbeitsge-
meinschaft der oberbayerischen Wasser-
versorger sieht im stark angestiegenen 
Maisanbau ein Risiko für die Trinkwasser-
versorgung, zumal in Zeiten der Klimaver-
änderung, bei den Gefahren durch Über-
schwemmung und Risse in der Bodenober-
fläche durch Hitze. Auch der Tourismus 
freut sich über grüne Wiesen statt eintö-
niger Maisfelder. Maria Walch, Bäuerin 
und stellvertretende Vorsitzende der AbL 
Bayern, betonte, dass bei Anbau von Klee 
und Gras deutlich weniger Zukauf an 
Dünger und Eiweißfuttermittel notwendig 
sei als beim Anbau von Mais. Andreas 
Remmelberger, der Vorsitzende der AbL-
Regionalgruppe Chiemgau, brach ebenfalls 
eine Lanze für das Grünland, das geringe-
ren Aufwand erfordere, regional erzeugt 

werde und damit „nicht durch die halbe 
Welt transportiert“ werden müsse: „Am 
energiesparendsten ist die Weide; die Kühe 
holen sich ihr Futter selbst und düngen 
auch selbst.“

he

Gesund, wohlschmeckend und klimaschonend
Milch und Fleisch aus Grünfütterung als Alternative für den ländlichen Raum

Die Besucher ließen sich nach der Veranstaltung die Fleisch- und Käsespezialitäten von 
der Chiemgauer Naturfleisch GmbH und von der Käserei Anderlbauer gut schmecken.
 Foto: he



„Wir lassen uns nicht opfern“
In Brüssel demonstrieren 4.500 Milchbauern für Selbstbestimmung, faire Preise und gegen die Ignoranz der EU-Kommission

Es war neblig an diesem Morgen. 
Der Dunst und Smog hatte sich 

über Brüssel gesenkt. Doch die Milch-
bauern konnte das von ihrem Ziel nicht 
abhalten: eine zum Kongresszentrum 
umgebaute Fabrikhalle im Zentrum der 
Europahauptstadt. Durch  ein Spalier 
von Kühen in den unterschiedlichen 
Landesfarben der Mitgliedsländer 
wurde man zum Eingang geleitet. Die 
Halle, lichtdurchflutet und groß. Am 
Ende vielleicht sogar zu groß? Sollten 
die Ambitionen der Organisatoren zu 
optimistisch gewesen sein? Welcher 
Bauer fährt für einen Tag nach Brüssel, 
um sich Vorträge über Milch und 
Milchquoten, Weltmarkt und Milch-
wirtschaft anzuhören?
Als gegen 10 Uhr die Erkennungsmelo-
die des European Milk Board erklingt, 
sind alle Zweifel beseitigt. Der Strom 
der Bauern reist nicht ab. Auch wäh-
rend der Eröffnungsrede des EMB-Prä-
sidenten Romuald Schaber drängen 
Bäuerinnen und Bauern in die Halle. 
Die Kopfhörer und Stühle sind aus und 
so füllen sich die Gänge mit immer 
mehr Landwirten. Die Organisatoren 
versuchen derweil hektisch, die Kaffee-
vorräte den unerwarteten Mengen an-
zupassen.

Der weite Weg zum Ziel
Gestartet waren die Besucher in den 
unterschiedlichsten europäischen Län-
dern. Sie kamen aus Schweden und 
Dänemark, aus Wales, Schottland und 
Irland, den Niederlanden, Frankreich, 

Ländern durch den Präsidenten wurde 
von von den anwesenden Berufskolle-
gen mit lautem Beifall und Kuhglocken-
geläut begleitet. Immer wieder wurden 
Fahnen geschwenkt, Schilder und 
Transparente hoch gehalten.
Die Stimmung war von einer Gemein-
samkeit über alle Grenzen geprägt.  
Und genau diese betonte auch Romuald 
Schaber in seiner Eröffnungsrede. Die 

Ländern mit über 30 Mrd. kg Milch. 
Den Molkereien macht der EMB-Präsi-
dent das Angebot, in Zukunft gemein-
sam Verantwortung für die Entwick-
lung des Milchmarktes zu übernehmen. 
Grundvoraussetzung ist ein kostende-
ckender Milchpreis. Mit den Worten 
„Wir Bauern sind entschlossen, unsere 
Dinge selbst in die Hand zu nehmen“, 
eröffnete der EMB-Präsident Schaber 

tion hätte. Dr. Daniel-M. Gouin  vom 
Lehrstuhl Analyse der Agrarpolitik der 
Universität Laval in Québec, zeigte an-
hand verschiedener Milchmarktszena-
rien, dass eine Milchquotierung nicht 
zu höheren Verbraucherpreisen führen 
muss. Zur Vorsicht riet der aus den 
Niederlanden stammende Agraröko-
nom Dr. Niek Koning von der Univer-
sität Wageningen. So wird die Notwen-
digkeit einer steigenden Produktion mit 
der zentralen Annahme eines stark 
wachsenden Weltmarktes begründet. 
Niemand könne jedoch sagen, wie sich 
der Markt entwickelt. Teilweise bestä-
tigt wird Koning durch die Ausfüh-
rungen von Joop Kleibeuker, General-
sekretär der European Dairy Associa-
tion. Der Vertreter der europäsischen 
Molkereiindustrie rechnet mit eben die-
sem weltweiten Absatzmarkt. Dieter 
Hanselmann, landwirtschaftlicher Be-
rater für Milchviehbetriebe, und Jo-
hannes Pfaller, Milchproduzent aus 
Bayern, betonen, dass ein weiteres 
Wachstum der Betriebe nur möglich ist, 
wenn die Milcherlöse es zulassen, dass 
externe Arbeitskräfte eingestellt wer-
den. Insbesondere für die nachfolgende 
Generation besteht derzeit wenig Per-
spektive die Betriebe weiterzuführen.  
Mit den Worten „Es ist genug für alle 
da!“ entließ die Geschäftsführerin des 
EMB, Sonja Korspeter, die Anwesen-
den in die Mittagspause.

Provokation und Unverstand
Der Nachmittag sollte aufgrund der 
Referenten dann zum Höhepunkt des 
Tages werden. Als symbolisches Zei-
chen wurden Nils Hoelgaard, dem 
stellvertretender Direktor der General-
direktion Landwirtschaft der EU-Kom-
mission, kleine Faironikas aus 12 Län-
dern überreicht.  Freudestrahlend nahm 
der stellvertretende Direktor die Kühe 
entgegen. Dass er ihre Botschaft ver-
standen hätte, kann man indes nicht 
behaupten. Ohne sich auch nur für ei-
nen Moment in die Situation der Milch-
bäuerinnen und -bauern hinein verset-
zen zu wollen, erzählte er, was alle 
schon wussten. Die Kommission wird 
keinen Vorschlag für eine Verlängerung 
der Milchquote machen. Generell zeigt 
sich Hoelgaard von einer breiten Ab-
lehnung der Mitgleidsländer überzeugt. 
„Die EU-Kommission will sie nicht, im 
Ministerrat gibt es keine qualifizierte 
Mehrheit, und es gibt keine Mehrheit 
im Europa-Parlament.“

Vom Zwerg überholt
Die EU habe die Führung als Export-
weltmeister an Neuseeland verloren. 

4.500 Bäuerinnen und Bauern strömten ins neblige Brüsssel  Bild: Jasper

Die Stimmung und die Verständigung waren gut, trotz unterschiedlichster Sprachen
 Foto: Jasper
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Milchbauern sind die Betroffenen der 
EU-Agrarpolitik. „Wir sind hier, um 
mitzureden und mitzuentscheiden, weil 
wir nicht mehr hinnehmen, dass Ent-
scheidungen über unsere Köpfe hinweg 
getroffen werden“, sagte Schaber in 
Richtung der verantwortlichen Politi-

ker. Und er schickte gleich noch eine 
Tatsache hinterher, die schnell zum 
Druckmittel werden könnte, wenn die 
Bauern weiterhin auf verschlossene Tü-
ren stoßen. „Wir haben die Milch in 
der Hand, die alle jeden Tag wollen 
und brauchen.“ Das Rückrat des EMB 
bilden derzeit 90.000 Mitglieder in 12 

Deutschland, Luxemburg, der Schweiz, 
Österreich, Ungarn, Italien, Spanien 
und Kroatien. Fast alle waren die ge-
samte Nacht im Bus unterwegs gewe-
sen, um pünktlich in Brüssel anzukom-
men. Die Spanier hatten ganze 14 Stun-
den im Bus verbracht. Die Begrüßung 
der Bauern aus den unterschiedlichen 

den ersten europäischen Milchbauern-
kongress des EMB. Die niederländische 
Vize-Präsidentin des EMB, Sieta Keim-
pema, nimmt die Argumentation ihres 
Vorredners direkt auf und macht deut-
lich, dass die Milchquote nicht die Ur-
sache für die geringen Milchmengen ist. 
„Wenn die Milch einen angemessenen 
Preis hat, dann wird auch wieder mehr 
produziert werden.“ Dann werde auch 
die derzeitige Unterlieferung der Quote 
zu Ende sein. Die von der EU geplante 
Anhebung der Milchquote um 2 Pro-
zent sei allerdings genau das falsche 
Signal. Sie diene einzig dazu, den Preis 
zu drücken.

Fakten und Argumente
Im weiteren Verlauf des Vormittags 
wurde die Situation des Milchmarktes 
aus verschiedenen Blickrichtungen be-
leuchtet. Hannes Lorenzen, Berater im 
Landwirtschaftsausschuss des EU-Par-
laments, zeigte die Auswirkungen der 
Europäischen Milchmarktpolitik auf 
den Weltmarkt und auf Entwicklungs-
länder. Er machte deutlich, dass es 
durchaus angebracht sein kann, über 
qualifizierende Maßnahmen wie Um-
welt- und Sozialstandards den Handel 
zu steuern. Auch eine Quotierung der 
Produktionsmenge sei wichtig, da ein 
Exportdumping in anderen Ländern 
fatale Folgen für die dortige Produk-
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Ausführungen von Hoelgaard jedenfalls 
kamen die Produzenten nicht vor.
Wenn gegen Ende des Vormittags die lange 
Anfahrt ihren Tribut an der Aufmerksam-
keit der Zuhörer gefordert hatte, so waren 
spätestens jetzt wieder alle hellwach. An 
Schlaf war auch nicht zu denken. Quit-
tierten die Bauern die Ausführungen des 
Kommissionsabgesandten doch mit laut-
starkem Missfallen. Zum einen wegen der 
unliebsamen, wenn auch bekannten In-
halte. Zu einem ganz wesentlichen Teil 
aber auch aufgrund der arroganten Art, 
mit der sie vorgetragen wurden.

Die Solidarität nicht 
vergessen
Der Vizepräsident des 
Agrarausschusses, 
Friedrich Wilhelm 
Graefe zu Baringdorf, 
sprach an, was Ho-
elgaard verschwiegen 
hatte. „Wer heute die 
Erhöhung der Menge 
fordert will Preissen-
kung.“ Die vom EMB 
angestrebte Bindung 
von Preis- und Men-
gensteuerung soll in 
jedem Fall verhindert 
werden. Graefe zu 
Baringdorf machte aber auch deutlich, 
dass der Kampf noch lange nicht verloren 
ist: „Wenn diese Organisation ihre Stärke 
behält, an Stärke gewinnt, dann möchte 
ich die Kommission sehen, die keinen Vor-
schlag macht.“ Es sei die Solidarität unter 
den Bauern, die ihnen Stärke verleiht. 
Die se Solidarität darf aber nicht nur auf 
die Forderung nach einem fairen Preis be-
schränkt bleiben. Sie müsse auch für die 
Milchmenge gelten, die die Betriebe pro-
duzieren. An die Betrachtungen zur Ar-
beitsbelastung während des Vormittags 
anschließend gab Bahringdorf die Empfeh-
lung, pro Kuh und Jahr in Zukunft noch 

„Es kann doch nicht sein, dass ein derart 
kleines Land die EU ihrer Vormachtstel-
lung beraubt.“ Bei allem Schauen auf Neu-
seeland kann der europäische Bauer nicht 
auch auf Aufmerksamkeit hoffen. In den 

zwei Stunden für Demonstrationen und 
politische Arbeit in Brüssel und den eige-
nen Hauptstädten einzuplanen.
Die anschließende Diskussionsrunde be-
stritt Lars Hoelgaard fast ganz alleine. Die 

Bauern hatten ihren Gegner 
lokalisiert und waren nicht 
gewillt, ihn wieder aus den 
Augen zu verlieren. Und der 
gab sich große Mühe, den 
angestauten Unmut noch zu 
steigern. Er sprach von Bau-
ern, die in der Vergangenheit 
aufgehört haben, ohne dass 
die Produktionsmenge gesun-
ken sei und von „Strukturan-
passungen“ die es geben 
wird. Mit brechender Stimme 
schrie er ins Mikrofon und 
machte sich endgültig zum 
Verlierer. „Sie haben im letz-
ten Jahr eine Kompensation 

von 3,5 Cent bekommen, die Sie nicht ver-
dient haben. Wenn Sie trotz einer unver-
dienten Kompensation und hohen Preisen 
nicht in der Lage sind, Milch zu produzie-
ren, dann sollten Sie aufhören, Milch zu 
produzieren.“ Ungeschickter kann man 
kaum sein. Der Saal jedenfalls tobte. Kaum 
einer saß noch. Die Bauern donnerten 
„Raus-Raus!“. Ihre ganze Wut dem Red-
ner zuschreiend. Vielleicht ist es nur der 
Größe und Besonnenheit eines Romuald 
Schabers zu verdanken, dass Hoelgaard 
ganz unbeschadet den Tag überstand. Der 
jedenfalls beruhigte den Saal „Wir lassen 

Erst gabs Geschenke, dann Buh-Rufe. Kommissionsvertreter 
Hoelgaard bekommt die Walisische Faironika übergeben.
 Bild: Nürnberger

Die Resolution ist verabschiedet! Sieta Keimpema, Roberto Cavaliere und 
Romuald Schaber Foto: Nürnberger

Ausstieg auf Bayrisch
Eine Grünlandbewirtschaftungsprämie als Herzstück sieht das Kon-
zept des bayerischen Landwirtschaftsministers Josef Miller (CSU) zur 
Abfederung des Ausstiegs aus der Milchquote nach 2015 vor. Für 
den Fall, dass der Ausstieg nicht verhindert werden könne, so Mil-
ler, solle man allen Bäuerinnen und Bauern – nicht nur denen in 
den Bergregionen – rund 70 Euro pro Hektar bewirtschaftetes 
Grünland zahlen. Das Geld solle aus freien Mitteln des EU-Agrar-
haushaltes und – falls das nicht reiche – aus Kürzungen der Direkt-
zahlungen finanziert werden. Jedenfalls dürfe es nicht aus der 
sogenannten 2. Säule kommen, damit eine Kofinanzierung mit 
Bundes- und Landesmitteln vermieden würde. pm

„Stark gegen die Molkereien auftreten!“
Der sogenannte „Milchpräsident“ des Bauernverbandes Udo Folg-
art sprach in Scharnebeck (bei Lüneburg) vor 250 Milchbauern und 
prognostizierte einen Rückgang der Erzeuger-Milchpreise von weni-
ger als 41 Cent (trotz der um 4 bis 6 Cent erhöhten Futterkosten) 
und verteidigte die Abschaffung der Milchquote. Die Bauern aus 
der Region, so die Landeszeitung, warfen dem Vizepräsidenten des 
Bauernverbandes vor, nicht auf der Höhe der Zeit zu sein: „Uns lau-
fen die Preise für Pacht, Diesel und Kraftfutter davon“ und „wir fal-
len wieder in ein Preisloch“. Die Milcherzeuger forderten, dass der 
Bauernverband die Strukturveränderungen bei den Molkereien 
nicht nur begleiten solle: „Die Aufgabe ist vielmehr, stark gegen 
die Molkereien aufzutreten!“ Folgart verteidigte dagegen die Aus-
zahlungspolitik der Molkereien. en

Hinderliche Bauern-Basis 
Über die „Behinderung“ der Molkereiarbeit durch den zuneh-
menden Druck der Basis und deren Fixierung auf kurzfristig höhere 
Monatsmilchpreise klagt in top agrar der Geschäftsführer der Mol-
kerei Ammerland. Sönke Voss sieht auch die Liefergemeinschaften 
von Milchbauern als Schwächung der „Genossenschaften“ an. Zu 
den Äußerungen anderer Molkereimanager, man müsse „die Bau-
ern wieder von den Bäumen holen“, äußert sich Voss mit der Milch-
preis-Prognose von durchschnittlich 33 bis 35 Cent und dem Hinweis 
auf zunehmende Milchmengen in Amerika … pm

Porsche-Molkerei
Nicht nur dem VW-Konzern machen die Übernahmepläne der Por-
sche-Gruppe zu schaffen. Ach die Molkerei Pinzgau-Milch in Salz-
burg wurde kürzlich zu 80 % von Dr. Hans Michael Piech (Familie 
Porsche) und seinem Partner Ulrich Schröder, einem Unternehmens-
berater, übernommen. Verkauft hatte die Anteile der Raiffeisenver-
band Salzburg. Die neuen Eigner ließen verlauten, die Genossen-
schaft der Milchbauern solle auch weiterhin ein „gewichtiges Mit-
spracherecht“ haben. pm

Aus der Resolution des EMB
Wir, die im European Milk Board EMB orga-
nisierten Milcherzeuger/innen sind ent-
schlossen, für unsere Zukunft zu kämpfen 
und uns nicht auf dem Altar des Freihandels 
opfern zu lassen! Wir nehmen insbesondere 
die europäische Milchindustrie mit in die 
Pflicht. Der Milchsektor hat nur dann eine 
Zukunft, wenn die Kosten der Produktion 
gedeckt werden können. Sollten sich die 
Molkereien weigern, sich in Zusammenar-
beit mit uns für verbesserte Rahmenbedin-
gungen einzusetzen und vollkosten-
deckende Milchpreise zu bezahlen, droht 
die Einstellung der Milchanlieferung.

uns von niemandem provozieren. Wir sind 
hier, um die unterschiedlichen Meinungen 
zu hören. Am Ende entscheiden wir, was 
passiert.“

Geeint nach vorne blicken
Der letzte Tagesordnungspunkt war die 
Abstimmung der Resolution. Trotz ihrer 
Schärfe und Eindeutigkeit war sie fast nur 
noch eine Formalie und wurde mit absolu-
ter Mehrheit angenommen, bevor sich 
Bäuerinnen und Bauern aus 15 Ländern 
Europas wieder auf ihren langen Heimweg 
machten.

mn
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Stark gegen Rechts
Der Landfrauenverband Mecklenburg-Vorpommern wendet sich in 
einem Positionspapier „Stark gegen Rechts“ gegen Rechtsextremis-
mus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus. Er fordert eine kon-
tinuierliche Auseinandersetzung und die Stärkung der demokra-
tischen Kräfte vor allem auf der kommunalen Ebene. Angesichts 
zunehmender ausländerfeindlicher Straftaten, rechtsextremen 
Gedankenguts bei jungen Menschen und einer sich ausbreitenden 
rechten Frauenbewegung seien auch eine an den Bedürfnissen der 
Menschen orientierte Politik und gleiche Chancen für Frauen im 
ländlichen Raum notwendig. pm

Biomilchbauern  organisieren sich
Um einen langfristig akzeptablen Erzeugermilchpreis zu sichern, 
haben sich Biomilchbauern zur Bio-MilchErzeugerGemeinschaft-
Nord und -Süd zusammengeschlossen. Die Hälfte der in Deutsch-
land erzeugten Biomilch soll in den kommenden zwei Jahren in den 
Erzeugergemeinschaften organisiert werden. Derzeit sind bereits 
mehr als 30 Mio. kg erfasst. Die Bio-MEG-Süd hat Anfang diesen 
Jahres einen Liefervertrag mit der Weißenhorner Molkerei abge-
schlossen und für das erste Halbjahr einen Preis von 52 Cent ausge-
handelt. Immerhin 8 Mio Liter werden bei Weißenhorn verarbeitet.
Unterstützt werden die BIO-MEG‘s vom Biolandverband, in der 
Heinz Joseph Thuneke und Rüdiger Brügmann einen Teil der Orga-
nisation übernommen haben. mn

Gegen Preisverfall
Nach einer unsäglichen Preisdiskussion 
ausgehend von österreichischen Sozial-
politikern, die niedrigere Lebensmittel-
preise für die sozial Schwachen forder-
ten, hat sich der Discounter Hofer (Aldi 
in Österreich) zur Senkung der Milch-
preise entschlossen. Kurze Zeit später 
senkten auch REWE und Spar die Preise 
ihrer Eigenmarken bei vergleichbaren 
Produkten. Bei Butter um 10 Cent. Die 
Interessengemeinschaft der Milchbau-
ern befürchtet eine Abwärtsspirale 
beim Milchpreis. Die Bauern formulie-
ren derzeit Kündigungsschreiben an 
ihre Molkereien. Anstatt diese aber 
direkt den Molkereien zu schicken, 
werden sie der IG-Milch zur Verfügung 
gestellt und dienen so als Druckmittel 
in den Verhandlungen mit den Molke-
reien. Bisher lehnen diese aber direkte 
Gespräche ab: „Wir reden nicht mit Liefergemeinschaften.“ Doch 
das könnte sich schon bald ändern. In der IG-Milch sind 40 Mio. 
Liter Milch organisiert. Für ca. 15 Mio Liter liegen Kündigungen vor 
und täglich kommen neue hinzu. mn

Rebellion im bayerischen Bauernverband
Es brodelt an der Basis des bayerischen Bauernverbandes (BBV). In 
einer Veranstaltung brachten 120 Kreis- und Ortsobmänner aus vor-
nehmlich oberbayerischen Landkreisen öffentlich Kritik am Vorgehen 
ihres Verbandes an. Wie das Allgäuer Bauernblatt berichtete sei man 
mehr denn je verärgert und enttäuscht über den Verlauf der Abstim-
mung über die Milchquote auf dem letztjährigen Bamberger Bauern-
tag. Außerdem sei der Umgang mit dem Bundesverband deutscher 
Milchviehhalter nicht in Ordnung, er solle anerkannt werden und 
nicht totgeschwiegen und bekämpft. Aber auch in Sachen Gentech-
nik wünschen sich die Basisvertreter des BBV eine klarere Position 
dagegen von der Verbandsspitze. In dem Zuge wurde Kritik daran 
laut, dass Präsident Gerd Sonnleitner durch viele andere Posten und 
Ämter wohl nicht immer im Sinne der bäuerlichen Basis entscheiden 
könne. Am 10. März wollen die rebellischen Bäuerinnen und Bauern 
vor der Verbandszentrale in München demonstrieren. cs
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Unter dem Motto: „Einblicke geben, 
Informieren und diskutieren“ stand 

die diesjährige Winterversammlung der 
AbL-Sachsen/Thüringen, die am 09. Feb-
ruar 2008 im Sächsischen Burgenland auf 
dem Hof der Familie Köhler in Winkeln 
bei Seelitz stattfand. Eine kleine Schar in-
teressierter Abl’er fand sich bei frühlings-
haften Temperaturen auf dem Köhlerhof 
ein, nicht nur, um dem Jahres- und Ge-
schäftsbericht des Landesvorstandes zu 
lauschen, sondern um auch mehr über den 
Einsatz von effektiven Mikroorganismen 
in der Milch viehhaltung zu erfahren. Fa-
milie Köhler gehört in Sachsen in diesem 
Bereich zu den Vorreitern, so dass die an-
wesenden AbL-Mitglieder wissbegierig 

viele Fragen stellten und ebenso viele Ant-
worten bekamen. 
Auch in diesem Jahr hat es sich der wieder-
genesene Bundesgeschäftsführer Georg Jan-
ßen nicht nehmen lassen, bei der Landesver-
sammlung mit dabei zu sein. Er gab – wie 
immer sehr engagiert – einen umfangreichen 
Bericht über die Arbeit und die Erfolge der 
Bundes-AbL. Im Mittelpunkt stand hierbei 
der EU-Gesundheitscheck, die Transparenz-
initiative zur Offenlegung der Direktzah-
lungen, der Einsatz gegen Gentechnik und 
die BVVG-Aktivitäten der AbL. 
Über die Aktivitäten auf Landesebene be-
richtete der Landesvorsitzende Jörg 
Klemm. Seine tiefe Enttäuschung über den 
neuen sächsischen Landwirtschaftsminis-
ter Prof. Wöller konnte er nicht verbergen. 
Dieser war seit seinem Amtsantritt im Ok-
tober 2007 bedauerlicherweise bisher nicht 
bereit, für einen Gesprächstermin mit dem 
AbL-Landesvorsitzenden zur Verfügung 
zu stehen. Um so erfreulicher sei es – so 
berichtete Jörg Klemm – dass die Mitglie-
derzahl im Jahr 2007 im Landes verband 
Sachsen/Thürin gen angestiegen ist. Im Jahr 
2008 will sich der Landesverband gemein-
sam mit dem „Aktionsbündnis für eine 
gen technikfreie Landwirtschaft in Sach-
sen“ dem Kampf gegen den Gentechni-
keinsatz in der Landwirtschaft widmen 
und die Transparenzinitiative zur Offenle-
gung der Direktzahlungen auch in Sachsen 
auf den Weg bringen. Jörg Klemm been-
dete die diesjäh rige Winter versammlung 
mit den Worten: „Die AbL wird in Ost-
deutschland gebraucht!“ Dem ist wohl 
nichts hinzuzufügen. C.M. (Dresden)

„Die AbL wird in 
Ostdeutschland gebraucht!“

Von der Mitgliederversammlung der AbL-Sachsen/Thüringen

Was ist uns das Land (noch) wert? – 
Vom Mehr-Wert der bäuerlichen 

Landwirtschaft für unsere Gesellschaft.“
Helga Grömer, Leiterin der Landvolkshoch-
schule Niederalteich, zeigte in ihrem Vor-
trag, dass die ländlich-bäuerliche Lebenswelt 
keineswegs rückständig ist, sondern ein ho-
hes Zukunftspotential birgt. So bezeichnet 
sie das generationenübergreifende Zusam-
menleben, das im ländlichen Raum immer 
noch stärker präsent ist als in der Stadt, als 
eine „wachstumsfreundliche Zone für all-
tagstaugliche soziale Kompetenz“. Nähe und 
Verbundenheit, Mutter-Sprache und Dia-
lekt, sinnstiftende Rituale und Brauchtum 
seien wichtige identitätsstiftende Qualitäten 
des ländlichen Lebens. Während für den 
Städter das Land eine Art „Sehnsuchts-
Raum“ bedeute, seien das Leben mit und in 
der Natur, Qualitäten wie Geduld und Acht-
samkeit auf dem Lande selbst oft den schein-
baren Zwängen von Wachstum und Mate-

rialismus gewichen. Bäuerlich Leben bedeute 
dagegen „mit der Zeit zu gehen, aber ver-
wurzelt zu bleiben und die Achtung vor der 
Schöpfung zu bewahren“.
Im Anschluss wählt die AbL-Bayern einen 
neuen Landesvorstand 
Als erste Vorsitzende wurde Edith Lirsch, 
Gemüsebäuerin aus Triftern im Amt bestä-
tigt. Vom zweiten zum ersten Vorsitzenden 
gewählt wurde Wolfgang König, konven-
tioneller Milchviehhalter und Waldbauer 
aus Sohl. 2. Vorsitzende bleibt Maria 
Walch aus Burgkirchen, ebenfalls Milch-
viehhalterin Neu hinzu kommt Anton 
Prechtl, Demeter-Bauer aus Pressig. Kas-
senfrau bleibt Irmgard Sonner aus 
Reichertsheim, Schriftführerin bleibt An-
drea Eiter aus Augsburg. Die vier Beisitzer 
sind Sepp Bichler aus Sielenbach, Konrad 
Schützeneder aus Simbach/Inn, Josef 
Schmid aus Neufraunhofen und Josef 
Grundner aus Garching. AbL-Bayern

Neuer Vorstand der AbL-Bayern
Mitglieder-Versammlung mit Wahl und Vortrag



03-2008 Aus Stall, Feld und Umfeld 9

Betriebsspiegel:
Biohof Endraß
Freiland-Geflügelhaltung 3.000 Legehüh-
ner, Kückenaufzucht 3.500 Tiere/ Jahr
6 ha Grünland/ Weide,
2 ha Weihnachtsbäume
2 ha Wald

Mist und Futterkooperation mit umlie-
genden Biobetrieben
Vermarktung über Wochenmärkte, 
 regionaler LEH, Erzeugergemeinschaft

Fast hätte ich’s vermasselt, als dieser 
Radiosender bei mir anrief und 

mich fragte, ob wir Interesse hätten, 
als Station an ihrem Radio-Ratespiel 
mitzumachen. Sie würden gerade ein 
Gewinnspiel durchführen, so was wie 
heiteres Geräuscheraten, und sie wür-
den die Orte und Einrichtungen, an 
denen sie aufnehmen, dann auch im-
mer vorstellen, und das wäre doch 
vielleicht auch für unseren Betrieb in-
teressant. Und überhaupt, ob ich ihren 
Sender denn eigentlich kennen würde. 
Das war die erste Frage, die ich im-
pulsartig ehrlich beantworten wollte; 
nämlich dass ich sie kenne und immer 
gleich wegdrehe, weil ihr Musikmix 
und das dauernde überdrehte Gequat-
sche echt nervtötend sei. Doch da 
stoppte mich eine innere Stimme: Ra-
dio, PR für eine bäuerlich orientierte 
Bio-Landwirtschaft, Chancen nutzen, 
Neues wagen … und ich meinte diplo-
matisch: na ja, ist nicht mehr so meine 
Altersstufe, aber meine Kinder hören’s 
gerne. Ja prima! Sie hätten schon an 
allen möglichen Stellen Geräusche ge-
sammelt. In einem Freizeitbad, in einer 
Fabrik usw., und auf so einem Biohof 
gäbe es doch sicher viele interessante 
Geräusche. Beim Kühemelken oder 
Kälberfüttern. Jetzt kam die zweite 
Hürde. Nein, also wir sind ein Geflü-
gelbetrieb und Kühe und Kälber haben 
wir nicht, aber viele tolle Hühner und 
Hähne und Aufzuchtsküken und die 
machen auch viel mehr Geräusche als 
Kühe; und um seine Vorstellung vom 
Allgäuer Bauernhof  doch noch etwas 
zu befriedigen räumte ich noch paar 
Schafe und Pferde ein. Prima! Dann 
kommen wir zum Schafemelken, das 

wollten wir schon lange mal probie-
ren! Haben Sie morgen Vormittag 
Zeit? Ich spürte, dass es sinnlos war, 
ihm die näheren Umstände eines Lege-
hennenbetriebes zu erklären und dass 
sich unsere Schafe weder streicheln 
noch melken ließen, jedenfalls nicht 
freiwillig. Deshalb sagte ich einfach 
zu. Eigentlich dachte ich, meine Kin-
der würden sich darüber freuen. Weil 
sie mich doch morgens vor der Schule 
mit gerade diesem Sender immer quäl-
ten. Dann könnten sie die Modera-
toren einmal hautnah erleben. Doch 
da hatte ich mich getäuscht. „Spinnst 
du! Da komm ich ja vielleicht im Ra-
dio und dann weiß jeder, dass ich 
von’nem Bauernhof komme. Vergiss 
es, da geh ich nicht raus!“ Damit war 
die Sache für die zwei Älteren geges-

sen. Und dann waren sie da. Vier 
Leute. Mit Mikrophonen aller Art, 
Kabeln und Kisten. Sie blieben, auch 
ohne Melken, drei Stunden lang und 
sammelten Geräusche in Stall, Scheune, 
Hof und Verpackungsräumen. 
Die Hühner zeigten sich von ihrer netten 
Seite und pickten ohne Scheu in Mikro-
phone, Schuhe und Finger des Radio-
teams. Scharrten, fraßen und gackerten 
was das Zeug hielt. Und dann natürlich 
die Hähne. Ich hatte etwas Bedenken, 
ob nicht einer unser krähenden Angeber 
einem Radiomenschen ans Hosenbein 
oder in den Rücken fallen würde. Aber 
sie waren brav und krähten viel und laut 
ins Mikro und das Aufnahmeteam war 
glücklich. Tatsächlich konnten wir sie 
tags darauf oft im Radio krähen hören. 
Den ganzen Tag lang wurden zwischen 

Hühner im Radio dem sehr jugendlichen Musikmix Ge-
räusche und Berichte von unserem Hof 
und den Hühnern gesendet. Die Reso-
nanz war beachtlich und überraschend. 
Viele Leute haben uns darauf angespro-
chen. Auch wenn ich den Sender jetzt 
wieder wegdrehe – eine gute PR war’s in 
jedem Fall. Bärbel Endraß

Traumhaft hier, dieser Ausblick über 
das Inntal, dachte ich noch, wie ich 

gerade das angewelkte Gras zu schönen 
Schwaden formte. Die vorletzte von 14 
Wiesen, der Häcksler bestellt, das Silo 
gewaschen, soweit alles in Butter. Doch 
da, was liegt denn da? Wer hat denn da 
was verloren, so knapp neben dem rech-
ten Vorderreifen: ein alter Lumpen oder 
etwa Hundedreck? Nein, nein unter dem 
Futter hat das nichts zu suchen. Ich halte 
an, spurte ein wenig verärgert um den 
Traktor herum und stupse mit der 
Schuhspitze das „Etwas“ an. Plötzlich 
bewegt sich der vermeintliche Hundekot, 

wird immer länger und länger. Wie ver-
steinert stehe ich da, und realisiere, wie 
sich eine gut meterlange Schlange Rich-
tung Schlepper davonmacht. „Ja, was 
macht die denn jetzt“, stottere ich. Sie 
steigt hoch, durch die Felge des Hinter-
reifens, am Hydraulikgestänge hoch, 
und plötzlich ist sie weg! „Das gibt’s 
doch nicht“, wiederhole ich sicher zehn-
mal, „ das glaubt mir keiner“. Aber noch 
viel schlimmer, wo ist sie bloß hin. Drei-
mal rings um den Traktor suche ich un-
ter dem Gras, wende alles, nichts! Sie 
muß noch am Schlepper sein, aber wo? 
Unter der Motorhaube? Nein, auch 
nicht. Wo ist sie nur, die kann sich doch 
nicht aufgelöst haben! Schließlich durch-
schleicht mich ein Gedanke, mein Kopf 
wird heiß: Sie wird sich doch nicht un-
term Sitz hinter dem Manschettengummi 
versteckt haben. Vom nahen Wald hole 
ich einen stabilen Holzast und hebe vor-

sichtig den Gummi hoch. Wirklich, ein-
geringelt unter der Sitzfederung züngelt 
sie hervor. Jetzt ist guter Rat teuer. Was 
nun? Nach Hause mit dem Traktor fah-
ren, nein, dazu fehlt mir der Mut. Bei der 
geringsten Sitzfederbewegung wird sie 
eingeklemmt, will sich verteidigen und 
beißt mich in den Allerwertesten. Hilfe 
holen, dazu bin ich wiederum zu stolz, 
mich von so einer feindlichen Inbesitz-
nahme meines Schleppers ins Bockshorn 
jagen zu lassen. Also Kampfansage! Auf 
dem Kotflügel stehend, mit dem Stock in 
der Hand und zitternden Knien, sto-
cherte ich so lange, bis sie auf mich los 
zischte, aber wieder verschwand. Mein 
Herz pochte und rutschte beinahe in die 
Hose, gab aber nicht auf. Drei, viermal 
das gleiche Spiel, ich stocherte, sie 
schnellte hervor und zischte mich an. 
Schließlich wird es ihr doch zu bunt, und 
sie verläßt das so sicher gefühlte, vom 

Begegnung der anderen Art

Getriebe wärmende Versteck. Wieder 
schlängelt sie am Hydraulikgestänge 
hinunter, kurz vorm Boden in Ziehhar-
monikastellung zögernd, so als wollte sie 
immer noch ihre neue Eroberung nicht 
so einfach aufgeben, bis ich mit dem 
Stock nochmals nachdrücklich den Ab-
zug einforderte. Sichtlich beleidigt 
schlich sie über die andere Felge hinaus 
unters Gras. Leider wieder im Einzugs-
bereich des Schwaders, sodass ich ge-
zwungen war, sie weiter weg an den 
Waldrand zu bringen. Schon ein wenig 
ärgerlich über soviel Sturheit, schob ich 
rings um sie Gras zusammen, packte den 
Grasbauschen mit der Schlange mitten-
drin und warf sie weg, soweit ich konnte. 
Doch anstatt das Weite zu suche, ging 
sie jetzt auf mich los. Sie war anschei-
nend ihrerseits so gereizt, dass sie nur 
noch Angriff kannte. In meiner unbe-
wußten Abwehrreaktion hob ich meinen 
gestreckten Fuß und hielt ihr meine 
Schuhsohle entgegen. Wie eine Furie 
stieß sie mit voller Wucht dreimal dage-
gen, bis ihr Zorn verraucht war, sie um-
drehte und im nahen Unterholz versch-
wand. Mit pochendem Herz setzte ich 
siegesfreudig meine Arbeit fort, und 
nahm mir fest vor, meinen nächsten Ur-
laub nach Indien zu buchen, um dort 
einen Kurs für einen Schlangenbeschwö-
rer zu belegen. Übrigens nach Fachaus-
kunft müßte nach meiner Beschreibung 
die Schlange eine Äskulap- oder gelb-
grüne Zorn-Natter gewesen sein. Sehr, 
sehr selten in unserer Gegend, zwar un-
giftig, aber im Gegensatz zur bekannten 
Ringelnatter mitunter angriffslustig. 
Sollten etwa doch mit der Erderwär-
mung und dem Klimawandel immer 
mehr exotische Fabeltiere auftauchen, ist 
die Reise nach Indien vielleicht gut inves-
tiert „Aber noch besser wäre ein Abo der 
Bauernstimme.“ Konrad Schützeneder

Betriebsspiegel
Biokreisbetrieb
15 ha Acker
15 ha Grünland
28  Butterhirsche(Kühe) mit Nachzucht
5 ha Wald
Kartoffel, Gemüse 
7o kw Sonnenkraftwerk
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Volksherbizid

Eine nichtssagende Wer-
bung für Pflanzenschutz-

mittel treibt schon seit 
Jahren bizarre Blüten, 

besonders die des Che-
miekonzerns Syngenta: 

Da schießt ein glatzköpfi-
ger „Syngenta-Graskiller“ 

mit seinem Revolver auf 
einen Maisacker, da 

fletscht eine „Syngenta-
Calaris“-Kreuzung aus 

Wolf und Schaf die 
Zähne gegen Maisun-

kräuter, da verwandelt 
der „Allesreiniger Zintan-
Goldpack“ den Acker zu 

einem sterilen WC-Flie-
senboden, da macht der 

Halmverstärker „Mod-
dus“ die Raps- und 

Getreide-Halme so hart, 
dass man sie mit einem 

Hammer durch ein Brett 
nageln kann. Den Gipfel 
der Geschmacklosigkeit 

macht Syngenta nun mit 
„Axial“, das in der Wer-

bung als „Volksherbizid“ 
herausgestellt wird – für 

eine Bäuerin in ihrem 
Leserbrief im Landwirt-

schaftlichen Wochenblatt 
Westfallen-Lippe das 
„Unwort des Jahres“: 

„Ein Volk braucht kein 
Herbizid. Wenn man 

noch bedenkt, was die 
Endsilbe -zid bedeutet“ 

Suizid gleich Selbstmord, 
Genozid gleich Völker-

mord – dann kann man 
diese Werbung wohl nur 

als Fehltritt 
bezeichnen!“ en

Schlacht-Oligopol
Bei den Schlachtunter-
nehmen hat sich nach 
Einschätzung der ISN-
Schweineerzeuger ein 
Oligopol gebildet: Die 

drei größten Konzerne 
(Tönnies, Vion und West-

fleisch) kommen auf 
einen Marktanteil von 

über 50 Prozent. Die 10 
Größten der Branche ver-

einen heute 70 % aller 
Schweineschlachtungen 

auf sich, während es 
2005 erst 65 % 

waren. pm

�
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Im Februar haben sich Landwirtschafts-
minister Horst Seehofer, der Deutsche 

Bauernverband und die drei größten deut-
schen Schlachtunternehmen Vion, West-
fleisch und Tönnies in aller Öffentlichkeit 
gegenseitig auf die Schulter geklopft. In 
einer gemeinsamen Erklärung weisen sie 
darauf hin, dass Deutschland, über Jahr-
zehnte ein Nettoimporteur von Schweine-
fleisch, dank der geleisteten Arbeit der 
gesamten Erzeugungskette nunmehr Net-
toexporteur sei. Weiter heißt es in der Er-
klärung, dieser Erfolg basiere auf einer 
modernen und wettbewerbsfähigen deut-
schen Schweineerzeugung sowie einer in-
ternational ausgerichteten Schlacht- und 
Verarbeitungsindustrie.  
Erfolg. Dieses Schlagwort mutet schon 
seltsam an, wenn man bedenkt, dass in der 
EU seit geraumer Zeit Übermengen von 
Schweinefleisch auf den Binnenmarkt und 
damit auf die Erzeugerpreise drücken. Die 
EU-Kommission musste deshalb im No-
vember letzten Jahres nach vielen Jahren 
die Exportsubventionen für unverarbei-
tetes Schweinefleisch wieder einführen. 
Seehofer will sich „zur Überbrückung der 
aktuellen schwierigen Lage“ sogar persön-
lich für eine weitere Anhebung der Aus-
fuhrerstattungen für Schweinefleisch ein-
setzen – so steht es in der gemeinsamen 
Erklärung. Für wen ist es also ein Erfolg?
Der Evangelische Entwicklungsdienst (eed) 
berichtet in einer Pressemitteilung: „Schon 
seit einigen Jahren exportiert die EU zu-
nehmend Schweinefleischteile in Entwick-

lungsländer. ... Die Menge, die nach Afrika 
exportiert wird, hat sich innerhalb der 
letzten vier Jahre annähernd verdoppelt.“ 
Mittels der EU-Exportsubventionen kön-
nen Schweineverarbeiter und Handelsun-
ternehmen ihre Ware künstlich verbilligt 
in diesen Ländern anbieten. Die dortigen 
heimischen Schweineerzeuger müssen mit 
den Billigimporten konkurrieren und wer-
den massiv in ihrer Existenz bedroht. 
Während sich in Deutschland das landwirt-
schaftliche Einkommen im vergangenen 
Wirtschaftsjahr 2006/07 gegenüber dem 
Vorjahr deutlich verbessert hat, haben die 
Schweinehalter 11,7 Prozent an Einkom-
men verloren. So viel wie in keinem ande-
ren Produktionszweig. Laut der ZMP ha-
ben die Erzeuger im vergangenen Jahr im 
Durchschnitt aller Klassen (E-P) 1,32 Euro 
je Kilogramm Schlachtgewicht erzielt. Im 
Januar lag der Preis bei 1,29 Euro. Zu we-
nig, zumal im vergangenen Jahr wegen der 
hohen Getreidepreise die Produktionskos-
ten kräftig angezogen sind.
Auffallend sei, sagt Schweineerzeuger Gün-
ther Völker aus Rheda-Wiedenbrück in Nord-
rhein Westfahlen, dass die Täler im Zyklus 
immer länger dauerten. In seinem Umfeld 
stelle er fest, dass die Betriebe trotz niedriger 
Preise nicht aus der Produktion aussteigen, 
sondern alles daran setzen, durchzuhalten. 
Während die Mastbetriebe noch einen posi-
tiven Deckungsbeitrag haben, also vom Um-
satz die variablen Kosten wie Futter, Ferkel, 
etc. decken können, schreiben die Ferkeler-
zeuger satte Verluste. Das sei auch darauf 

zurückzuführen, so Völker, dass die Mastbe-
triebe in dieser Situation gezwungen seien, 
ihre Kosten niedrig zu halten, indem sie in 
einem gesättigten Markt beim Einkauf der 
Ferkel sparten. Um die Vollkosten zu decken, 
setzt Völker einen Preis von mindestens 1,70 
Euro je Kilogramm Schlachtgewicht an. Dann 
erst könne der Schweinemäster die höheren 
Futterkosten ausgleichen, seine Arbeitszeit 
entlohnen und einen angemessenen Ferkel-
preis zahlen.
DBV-Präsident Gert Sonnleitner sagte kürz-
lich vor Journalisten, dass er Anzeichen für 
eine Wende auf dem Schweinemarkt sehe 
und der Trend nach oben zeige. Dabei sind 
zum Jahreswechsel EU-weit 100.000 Ton-
nen überschüssiges Schweinefleisch mit 
staatlichen Finanzhilfen privat eingelagert 
worden. Davon allein 13.000 Tonnen in 
Deutschland. Diese Lagerbestände müssen 
in den nächsten Wochen wieder „ausgela-
gert“ werden, denn Schweinefleisch ist nicht 
lange haltbar. Dann drücken diese Fleisch-
mengen auf den Binnenmarkt. In Deutsch-
land wurden im Kalenderjahr 2007 sieben 
Prozent mehr Schweinefleisch produziert als 
im Jahr davor. Das war das siebte Rekord-
jahr in Folge. 
Wenn also Seehofer und Co. von Erfolg 
sprechen, dann können sie nur die mög-
liche Absatzsteigerung von großen 
Schlacht- und Handelsunternehmen mit 
Exportsubventionen im Ausland meinen. 
Das sind die einzigen Profiteure der aktu-
ellen Lage auf dem Schweinemarkt. 

Berit Thomsen

EU-Exportsubventionen nutzen nur Schweineverarbeitern
Schweineerzeuger in Deutschland und Entwicklungsländern unter Druck

Es war auf einer Veranstaltung des Bun-
desverbands Deutscher Milchviehhal-

ter. Neben den Milchbauern waren auch 
Ferkelproduzenten gekommen. Nach wie 
vor sind deren Erlöse desaströs. Nachdem 
sie in der Runde ihre Probleme geschildert 
hatten, kam der Gründer der österrei-
chischen IG-Fleisch, Leo Steinbichler, zu 

Fleischerzeuger gründen eigenen Verband
Ruinöse Fleischpreise zwingen die Bauern zum Handeln

Wort. Seine Darstellungen waren offenbar 
so überzeugend, dass noch am selben 
Abend viele der anwesenden Fekelerzeuger 
der IG-Fleisch beitraten.
Für Wolfgang König, der schon vor zehn Jah-
ren an der Gründung des BDM beteiligt war, 
ein eindeutiges Zeichen. Warum neidvoll 
nach Österreich blicken, wenn man derglei-

chen auch in Deutschland 
initiieren kann. Gesagt getan. 
Eine kleine Gruppe trat zu-
sammen. Unter dem Dach 
der Arbeitsgemeinschaft 
noch produzierender Land-
wirte  konnte die weitere 
Planung stattfinden. Für den 
21. Februar lud man die in-
teressierten Bauern nach 
Straubing. Unklar war, ob 
sich überhaupt Bauern auf 
den Weg machen würden, 
ließ Wolfgang König im Vor-
feld durchblicken. Die Grün-

dungsversammlung wurde dann aber doch zu 
einem Groß-Event. 350 Rinder- und Schwei-
nehalter machten sich auf den Weg. Mit über-
zeugender Mehrheit beschlossen sie die Grün-
dung des Bundesverbands Deutscher Flei-
scherzeuger e.V. In den nächsten Monaten 
soll bei einer ersten Mitgliederversammlung 
der Vorstand gewählt und Konzepte erarbei-
tet werden, um die höheren Preise dann auch 
tatsächlich umzusetzen.
Im Internetchat hat sich die Botschaft 
schnell herumgesprochen. Die Nähe zum 
BDM stört so manchen. Der Hintergrund, 
die viel zu niedrigen Preise, wird aber von 
allen Beteiligten kritisiert. Hanse meint: 
„Naja im Grund find ich die Idee ned 
schlecht, dass hät ihnen nur schon eher 
einfallen müssen.“ Worauf lilli fragt: 
„Wem den?? Vielleicht gar dem DBV?“

mn

Auf dem Weg zu besseren Preisen Foto: Redaktion



Die Beratungen zum „Gesundheitscheck“ der EU-Agrarpolitik kommen 
in die nächste Phase. Mitte März wollen die EU-Agrarminister ihre Stel-
lungnahme zu den Vorschlägen der EU-Kommission vom November 
2007 beschließen. Damit wollen die Minister Einfluss nehmen auf die 
nächsten Vorschläge der EU-Kommission, die sie für den 20. Mai ange-
kündigt hat: die Legislativ- oder Gesetzgebungsvorschläge. Über die 
soll dann im November 2008 beschlossen werden. 
Der Deutsche Bauernverband und Mecklenburg-Vorpommerns Land-
wirtschaftsminister Till Backhaus hatten die EU-Kommissarin eingela-
den, um ihr Großbetriebe zu zeigen, die von der diskutierten Staffelung 
der Direktzahlungen betroffen wären. Mit dabei war auch der AbL-Vor-
sitzende Friedrich-Wilhelm Graefe zu Baringdorf, der für seinen Vor-
schlag überraschende Unterstützung bekam. 
Warum eine Staffelung der Direktzahlungen notwendig ist, lässt sich 
auch anhand einiger Statistiken zeigen. Schließlich stärkt auch der 
ehemalige EU-Kommissar Franz Fischler seine Nachfolgerin in dem 
Vorhaben, an der Verteilung der Direktzahlungen endlich etwas Sub-
stanzielles zu ändern. 

Zu Besuch auf einem großen Milch-
viehbetrieb mit vielen Arbeitskräf-

ten. Dessen Chef selbst brachte das 
Drehbuch von Bauernverband und Mi-
nisterium kräftig durcheinander.
Es blies ein rauer, eisiger Wind. EU-
Kommissarin Mariann Fischer Boel 
kam im knielangen Rock auf den Be-
trieb der Klaus Griepentrog KG nahe 
der kleinen mecklenburgischen Stadt 
Bützow. Empfangen wurde sie vom In-
haber Klaus Griepentrog und seinen 65 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Die 
hatte der Chef in Reihen aufstellen las-
sen und durch zwei Alulatten in drei 
Gruppen geteilt. „Die 15 Mitarbeiter 
links stehen für die 240.000 Euro, die 
uns durch Abschmelzen der Milchprä-
mie im deutschen Gleitflug in den Jah-
ren 2009 bis 2013 verloren gehen. Die 
nächsten 8 Mitarbeiter stehen für die 
Summe, die wir noch zusätzlich verlie-
ren würden, wenn die Vorschläge der 
EU-Kommission zur Degression kom-
men. Das würde uns noch mal 193.000 
Euro pro Jahr nehmen“, sagt Griepen-
trog.

Besuch mit Überraschungen
Die EU-Agrarkommissarin Fischer Boel und Graefe zu Baringdorf in Mecklenburg

1.300 Kühe, 1.900 Hektar
Damit war der Punkt angesprochen, 
um den es an diesem 31. Januar eigent-
lich schon den ganzen Tag über ging. 
Die EU-Kommission hatte Ende No-
vember die „Idee“ – wie es die Kom-
missarin nannte – in ein offizielles Pa-
pier geschrieben, die Direktzahlungen 
zu staffeln. Zwischen 100.000 und 
200.000 Euro pro Betrieb und Jahr soll 
danach um 10 % gekürzt werden, zwi-
schen 200.000 und 300.000 Euro um 
25 % und oberhalb von 300.000 Euro 
um 45 %. Das Geld soll im betroffenen 
Mitgliedstaat verbleiben und allen Be-
trieben für bestimmte landwirtschaft-
liche Maßnahmen zur Verfügung ge-
stellt werden. 
Gut 1.300 Milchkühe stehen in den 
Ställen der Klaus Griepentrog KG, 
knapp 1.900 ha Acker- und Grünland 
gehören zum Betrieb. Heute kommt der 
Betrieb auf 828.970 Euro Direktzah-
lungen pro Jahr. Zu DDR-Zeiten war 
es eine LPG-Tier mit 2.000 Kühen, 
ohne Fläche. Griepentrog war schon 
damals der Chef. „Diesen Betrieb 
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wollte man 1990 wegschieben“, blickt 
der drahtige Mann kurz zurück und ist 
stolz, dass er den Betrieb gerettet hat. 
160 Menschen waren vor 1989 auf 
dem Gelände tätig, nach der Wende 
ging es auf 40 zurück. Heute sind es 65 
Mitarbeiter, davon 50 Festangestellte, 
8 Lehrlinge und 7 geringfügig Beschäf-
tigte. Zusammen sind das umgerechnet 
53 Vollzeit-Arbeitskräfte. 

65 Mitarbeiter
„Ich weiß, dass wir mit 25 Kü-
hen und 35 ha pro Arbeitskraft 
weit unter dem Schnitt liegen, 
aber dafür haben wir eine 
Milchleistung von 11.500 Li-
tern“ pro Kuh und Jahr, geht es 
in schneller Rede weiter. Eine 
Zahl jagt die andere, der hohe 
Besuch soll schließlich einen 
tiefen Einblick bekommen in 
die Realität hier in einem Land-
strich im Osten Deutschlands, 
wo die Äcker nicht zu den er-
tragreichsten im Land zählen. 
„Auf sozialen Frieden lege ich 
großen Wert.“ Dieses Thema 
ist Griepentrog ebenso wichtig 
wie die Darstellung der reinen 
Betriebsdaten. „Kurz vor Weih-
nachten besuche ich alle ak-
tiven und ehemaligen Mitarbei-
ter. Wenn ich dann selbst 
Weihnachten zur Ruhe komme, 
werde ich krank“, sagt er und 
guckt dabei seine Frau an, so 
als müsste er sich noch für den 
letzten Heiligen Abend ent-
schuldigen. „Wenn in der Umgebung 
jemand verzweifelt nach Arbeit sucht, 
kommt er zu mir, und dann sehen wir, 
was wir machen können.“ Dass er je-
des Jahr für gemeinnützige Zwecke so 
viel spendet, wie er für sich selbst aus 
dem Betrieb entnimmt, braucht er gar 
nicht mehr zu sagen – seine „soziale 
Verantwortung“ nimmt ihm auch so 
jeder ab. Deshalb hat es ihn auch be-
sonders getroffen, was die Süddeutsche 
Zeitung vor kurzem über ihn geschrie-
ben hat: dass er einem Mitarbeiter, der 
eine Zigarettenkippe fallen lasse, den 
Monatslohn um 100 Euro kürze. „Wir 
haben ein System der Prämierung, nicht 
Zuckerbrot und Peitsche“, stellt er 
richtig. Gekürzt werde nicht der Lohn, 
sondern die Prämie, die er zum Beispiel 
für die hohe Milchleistung über Tarif 
bezahle.

„Könnte auch entlassen“
„Wir sind hier in einer sehr armen Re-
gion. Ich könnte hier auch ohne Leute 
stehen und würde die gleichen Prämien 
kriegen“, ist Griepentrog dann wieder 
bei der Agrarpolitik, und eigentlich ent-
hält dieser Satz schon so viel Spreng-
stoff, dass damit der ganze Besuch der 

obersten EU-Agrarpolitikerin sich ins 
Gegenteil dessen verkehren könnte, 
was die Veranstalter sich versprochen 
haben.
„Unser Land steht für eine sehr mo-
derne Agrarstruktur, die wir Ihnen zei-
gen wollen“, hatte der Landesagrarmi-
nister Till Backhaus (SPD) mittags auf 
einer Veranstaltung der Kommissarin 
angekündigt und hinzugefügt: „Eine 
betriebsgrößenabhängige Kürzung der 
Direktzahlungen lehnen wir katego-

Der war der Einladung gefolgt, die 
Klaus Griepentrog über die Presse an 
alle Befürworter der Transparenz und 
einer Umverteilung und namentlich 
auch an den AbL-Vorsitzenden gerich-
tet hatte. Backhaus blieb aber auch des-
halb fast die Luft weg, weil Griepentrog 
das erzählte, was ihm selbst wichtig 
war, und das widersprach durchaus der 
Linie von Backhaus und dem Bauern-
verband, der die Kommissarin letztlich 
selbst hierher eingeladen hatte. 

risch ab.“ Wenn die Pläne der Kommis-
sion Wirklichkeit würden, seien im 
Land 162 Betriebe von der Kürzung 
betroffen und mindestens 3.600 Ar-
beitskräfte gefährdet. 82 Millionen 
Euro würden mit den 
Vorschlägen der EU-
Kommission im Land 
umverteilt. „Gerade in 
großstrukturierten Be-
trieben in Ostdeutsch-
land sehe ich das Prinzip 
der Verteilungsgerechtig-
keit erfüllt“, ist einer sei-
ner Sätze. Ein weiterer 
richtet sich wieder an Fi-
scher Boel: „Wir erwar-
ten harte Auseinandersetzungen. Dabei 
bleiben wir freundlich, solange wir 
Freunde bleiben.“ Da drohte wohl der 
klein gewachsene Mann mit der schnei-
digen Stimme der immer charmanten 
Dänin, die mehr als einen Kopf größer 
ist.

Betriebe differenziert sehen
Auf dem Betrieb Griepentrog kam 
Backhaus dann nicht mehr ganz so zum 
Zug. Ständig war Friedrich Wilhelm 
Graefe zu Baringdorf in seiner Nähe. 

Da ist zum Beispiel dieser Satz: „Ich 
weiß genau, wo unsere Gegner sind, die 
unsere Flächen übernehmen wollen.“ 
Das kann natürlich alles heißen, im 
Laufe des Nachmittags wird es klarer. 

Er verliert durch die Ab-
schmelzung der Milch-
prämienanteile zugunsten 
landesweit einheitlich 
hoher Flächenprämien 
240.000 Euro, auch 
wenn die Sockelbeträge 
für seine Grünlandflä-
chen dabei ansteigen. 
„Für die Ackerbauern 
steigen die Prämien da-
durch sogar noch“, sagt 

Griepentrog. Er verliert, die reinen 
Ackerbauern gewinnen. Und dann noch 
so ein Satz: „Ich gönne es nicht den 
Leuten, die keine Leute beschäftigen.“
Da ist endgültig allen, mittlerweile im 
warmen Sozialraum vor Kaffee und 
Kuchen sitzenden Gästen klar, dass 
Griepentrog näher bei Graefe zu Ba-
ringdorf liegt als bei Backhaus und dem 
Bauernverband. „Sie sind der Falsche, 
der getroffen wird“, sagt der AbL-Vor-
sitzende und EU-Parlamentarier, „aber 
Ihr Betrieb ist vom Bauernverband ge-

nau ausgesucht worden, und die Kom-
missarin hat das längst begriffen. Es 
sollte ein Betrieb mit vielen Arbeits-
kräften auf der Fläche vorgestellt wer-
den, um diejenigen vor einer Staffelung 
zu schützen, die auf ihrer Fläche 4 statt 
64 Leute beschäftigen.“ 
Nun hält es den Landesvorsitzenden 
des Bauernverbandes nicht mehr ruhig: 
„Wir laden ja keinen aus“, brach es aus 
ihm heraus. „Wir haben dafür zu sor-
gen, dass alle gleich behandelt werden“, 

erklärte er dann noch die Stra-
tegie.

AbL-Vorschlag
Graefe zu Baringdorf nimmt 
den Ball auf: „Richtig ist, dass 
dieser Betrieb von einer rein 
größenabhängigen Kürzung 
hart getroffen wäre. Es gibt 
aber solche Betriebe, die 400 
ha mit einer Arbeitskraft be-
wirtschaften. Bei 300 Euro Di-
rektzahlung je Hektar sind das 
umgerechnet 120.000 Euro je 
Arbeitskraft. Das ist zuviel, 
auch gemessen an diesem Be-
trieb, der auf gut 15.000 Euro 
je Arbeitskraft kommt. Die 
Frage ist, wie kann man die 
Unterschiede fassen.“ Dann 
bringt Graefe zu Baringdorf 
seinen Vorschlag, dass die Be-
triebe, die von der Kürzung 
betroffen sind, einen Teil ihrer 
Arbeitskosten in Ansatz brin-
gen können. „Da ist dann ein-
fach die Lohnsumme des letz-

ten Jahres anzugeben und die wird zur 
Hälfte gegen die Kürzung gegengerech-
net. Dann wäre dieser Betrieb hier raus 
aus der Kürzung, aber die Betriebe mit 
nur einer Arbeitskraft je 400 ha müss-
ten sich überlegen, ob sie auf das Geld 
verzichten oder selbst zusehen, dass sie 
auf ihren Betrieben Arbeitsplätze schaf-
fen.“ Die Alternative der EU zu einer 
Staffelung mit Berücksichtigung der 
Lohnsumme sei nicht der Verzicht auf 
eine generelle Kürzung, sondern eine 
linear über alle Betriebe hinweg. Damit 
werden Betriebe wie dieser hier von 
Herrn Griepentrog mit dem sozialen 
Anspruch vielen Menschen Arbeit zu 
geben vor den Kopf gestossen.
Da klangen Worte des Ministers Back-
haus von der mittäglichen Veranstal-
tung wieder: „Wenn Kürzung, dann 
linear. Denn uns ist jeder Hektar 
gleich“, hatte er gesagt. Einigen sind 
die Hektare eben gleicher als die Ar-
beitskräfte. 

uj

Fischer Boel, Graefe zu Baringdorf und Griepentrog (ganz links) im Gespräch Foto: Jasper
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die keine Leute 
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Wofür das ganze Geld? 
Gegen die Staffelung der Direktzahlungen wird mit drohendem Verlust an Arbeitsplätzen argumentiert. Aber was ist dran an dem behaupteten 

Zusammenhang von EU-Geld und Arbeit? Erste Ergebnisse einer neuen Studie

Den größten Widerstand gegen ihre 
Überlegungen, die Direktzah-

lungen der EU bei hohen Beträgen pro 
Betrieb zu kürzen, und zwar um 10 bis 
45 % je nach Höhe der Zahlungen 
(siehe Artikel S. 14), erntet die EU-
Kommission in Deutschland. Das ver-
wundert nicht, liegen doch die meisten 
Betriebe der EU, die davon betroffen 
wären, in Deutschland, vor allem in 
Ostdeutschland. Dort häufen sich die 
Betriebe mit hohen Zahlungsbeiträ-
gen. 
Argumentiert wird gegen die Staffelung 
vor allem mit der Aussage, dass die 
Kürzung bei Großbetrieben Arbeits-
plätze in den Betrieben gefährde. Es 
werden sogar Zahlen genannt: In Me-
cklenburg-Vorpommern stünden 3.600 
Arbeitskräfte auf dem Spiel, in Sachsen 
sogar 5.800. Auch Bundesminister 
Horst Seehofer sagt, die Vorschläge 
hätten zur Folge, dass in den Neuen 
Ländern „Arbeitsplätze in ohnehin 
strukturschwachen Gebieten gefährdet 
würden“. So wurde auch in der Ver-
gangenheit schon gegen die Vorschläge 
der EU-Kommission zur Staffelung 
oder Deckelung der Direktzahlungen 
mit ähnlichen, zum Teil noch gravie-
renderen Zahlen argumentiert.
Das legt den Schluss 
nahe, dass es einen Zu-
sammenhang geben muss 
zwischen Direktzah-
lungen und Arbeitskräf-
ten. Wenn es einen posi-
tiven Zusammenhang 
gäbe, müsste es eigentlich 
dort, wo die höchsten Di-
rektzahlungen gezahlt 
werden, die meisten Ar-
beitsplätze geben. Eine 
neue Studie geht diesen 
Zusammenhängen nach.
Zunächst ist festzuhalten, 
dass in den 10 Jahren 
zwischen 1995 und 2005 
die Landwirtschaft in der 
EU-15 insgesamt 3,26 Millionen Ar-
beitskräfte (Personen) verloren hat. Das 
sind minus 21 % oder 2,1 % pro Jahr. 
In Deutschland war der Rückgang der 
Arbeitskräfte in der Landwirtschaft nur 
halb so hoch, allerdings nur, wenn die 
Saison-Arbeitskräfte mit gezählt wer-
den. Ihr Anteil hat stark zugenommen. 
Lässt man die Saison-AK außer Acht, 
war der Rückgang zwischen 1995 und 
2005 in den alten Bundesländern bei 
28 %, in den Neuen Ländern bei 20 %. 
Allerdings ist das Niveau sehr unter-
schiedlich: 87 % aller landwirtschaft-

lichen Arbeitskräfte in Deutschland 
sind in den alten Bundesländern tätig, 
13 % in den Neuen Ländern. Allein in 
Bayern sind mit 26 % ein Viertel aller 
Arbeitskräfte tätig. 
Werden nicht die Arbeitskräfte, also 
Personen gezählt, sondern die geleiste-
ten Stunden, dann ergeben sich so ge-
nannte Arbeitskraft-Einheiten. Dann 
kommt Bayern sogar auf einen Anteil 
von 27 %, die Neuen Länder zusam-
men auf 18 %. 
Die Direktzahlungen nehmen aktuell 
auf den Faktor Arbeit keine Rücksicht. 
Das zeigt sich auch, wenn die Vertei-
lung der Direktzahlungen mit der Ver-
teilung der Arbeitskräfte und AK-Ein-
heiten verglichen wird. 
Während Baden-Württemberg, Bayern, 
Hessen, Nordrhein-Westfalen und 
Rheinland-Pfalz höhere Anteile an der 
Arbeitsleistung haben als an den Di-
rektzahlungen, ist es bei den anderen 
Prämienregionen umgekehrt: Bayern 
etwa hat einen Anteil an der Arbeits-
leistung aller Länder von 27 %, sein 
Anteil an den Direktzahlungen liegt mit 
20 % dagegen deutlich darunter. 
Rheinland-Pfalz hat sogar einen mehr 
als doppelt so hohen Anteil an der Ar-
beitsleistung (7 %) wie an den Direkt-

zahlungen (3 %). Dage-
gen liegt in Mecklenburg-
Vorpommern der Anteil 
an allen Direktzahlungen 
Deutschlands bei über 
dem Doppelten (8 %) 
des Anteils an der Ar-
beitsleistung (3 %). 
Diese Verteilung spiegelt 
sich auch in der Höhe 
der Direktzahlungen je 
AK-Einheit (AKE). Die 
höchsten Durchschnitts-
werte für ein Bundesland 
weisen Mecklenburg-
Vorpommern mit 22.300 
Euro je AK-Einheit im 
Jahr 2005 und Sachsen-

Anhalt mit 21.300 Euro/AKE auf. Es 
folgen Brandenburg/Berlin mit 15.800 
Euro/AKE und Thüringen mit 14.500 
Euro/AKE sowie Schleswig-Holstein/
Hamburg mit 11.600 Euro/AKE und 
Sachsen mit knapp 11.500 Euro/AKE. 
Die niedrigsten Durchschnittswerte 
wurden in Rheinland-Pfalz (knapp 
4.300 Euro/AKE), Baden-Württemberg 
(gut 5.300 Euro/AKE), Bayern (knapp 
6.500 Euro/AKE) und in Nordrhein-
Westfalen (gut 7.000 Euro/AKE) ge-
zahlt. Der Bundesdurchschnitt lag bei 
8.873 Euro/AKE, bezogen auf die Ar-

beitskräfte (Personen) waren es 3.888 
Euro/AK. 
Auch bei Testbetrieben des Bundesmi-
nisteriums liegt Mecklenburg-Vorpom-
mern mit knapp 27.000 Euro/AKE im 
Jahr an der Spitze im Bundesgebiet, ge-
folgt von Sachsen-Anhalt mit 24.800 
Euro/AKE. Die geringsten Beträge je 
AKE erhalten auch die Betriebe in 
Rheinland-Pfalz (5.150 Euro/AKE; bei 
allen Betrieben waren es 4.280 Euro/

darf von 5,6 bis 6,7 Arbeitsstunden 
(AKh) je ha in bestimmten arbeitsspa-
renden Ackerbauverfahren und bei der 
tariflichen Jahresarbeitszeit von 2.088 
AKh je Arbeitskraft können von einer 
Arbeitskraft in rationalisierten Betrie-
ben pro Jahr bis zu 373 ha LF bewirt-
schaftet werden, wenn die Daten vom 
KTBL zugrundegelegt werden. Beim 
Mulchen kommt eine Arbeitskraft mit 
2.088 AKh/Jahr auf bis zu 444 ha. Dar-

Direktzahlungen je AK und je AK-Einheit in den Bundesländern bzw.
Prämienregionen 2005

Prämienregion Direktzahlungen AK AKE Euro/AK Euro/AKE
Baden-Württemberg 377.105.666 € 208.300 70.200 1.810 € 5.372 € 
Bayern 975.795.698 € 332.200 150.900 2.937 € 6.467 € 
Brandenburg & Berlin 361.221.162 € 40.000 22.800 9.031 € 15.843 € 
Hessen 205.248.429 € 68.600 26.600 2.992 € 7.716 € 
Mecklenburg-Vorpommern 403.854.337 € 28.600 18.100 14.121 € 22.312 € 
Niedersachsen & Bremen 763.671.590 € 176.500 78.700 4.327 € 9.704 € 
Nordrhein-Westfalen 460.015.633 € 156.800 65.200 2.934 € 7.055 € 
Rheinland-Pfalz 157.222.856 € 108.200 36.700 1.453 € 4.284 € 
Saarland 18.469.084 € 4.500 2.000 4.104 € 9.235 € 
Sachsen 289.547.422 € 41.800 25.200 6.927 € 11.490 € 
Sachsen-Anhalt 371.316.404 € 27.800 17.400 13.357 € 21.340 € 
Schleswig-Holstein & Hamburg 324.952.702 € 55.200 27.900 5.887 € 11.647 € 
Thüringen 252.386.017 € 27.300 17.400 9.245 € 14.505 € 
Deutschland 4.960.807.000 € 1.275.800 559.100 3.888 € 8.873 € 

AKE). Der Durchschnitt der Testbe-
triebe in Mecklenburg-Vorpommern 
liegt damit bei über dem Fünffachen 
des Durchschnitts in Rheinland-Pfalz.
Diese Ungleichgewichte bei den Zah-
lungen hängen damit zusammen, dass 
die Arbeitsleistung je Hektar bei 
kleineren und mittleren Betrieben weit 
höher ist als im Durchschnitt großer 
Betriebe. In Betrieben mit 2 bis 5 ha 
LF/Betrieb werden mit durchschnittlich 
18,5 AKE je 100 ha fast zehn AK-Ein-
heiten je ha mehr geleistet als in Betrie-
ben mit mehr als 50 ha mit 1,9 AKE/ 
100 ha. Die Betriebsgruppen mit bis zu 
30 ha LF/Betrieb kamen in allen vier 
näher untersuchten Bundesländern auf 
mindestens 10 AKE/100 ha im Schnitt. 
Der Durchschnitt aller Betriebe in 
Deutschland lag im Jahr 2005 bei 3,3 
AKE/100 ha. Die niedrigsten Durch-
schnittswerte für Teilgruppen der Be-
triebe weisen in Mecklenburg-Vorpom-
mern die Betriebe mit 200 bis 500 ha 
auf (1,1 AKE/100 ha), in Brandenburg 
die Betriebe mit 500 bis 1.000 ha LF 
(1,1 AKE/100 ha). 
Die Direktzahlungen folgen im Schnitt 
dagegen der Flächengröße der Betriebe: 
Je mehr Fläche, umso höher die Direkt-
zahlungen. 
Bei einem sehr geringen Arbeitszeitbe-

aus ergeben sich – bei den 329 Euro 
Direktzahlungen je ha im Durchschnitt 
der Testbetriebe für 2006/07 Direkt-
zahlungen von 100.000 bis 120.000 
Euro je Arbeitskraft und Jahr und beim 
Mulchen von bis zu 146.000 Euro je 
AK und Jahr.
Im Vergleich dazu fällt der Lohnansatz, 
der in der Auswertung der Buchfüh-
rungsergebnisse der Testbetriebe zu-
grunde gelegt wird, mit 25.529 Euro/
AK (einschließlich des Arbeitgeberan-
teils für die Sozialversicherungen) sehr 
bescheiden aus. Selbst bei 30.000 Euro/
AK Lohnansatz können rationalisierte 
flächenstarke Betriebe nach geltendem 
Recht auf Direktzahlungen kommen, 
die bis zum Vierfachen ihrer Lohnkos-
ten reichen. 
Das alles sollte Anlass genug sein, um 
über eine Berücksichtigung der Arbeits-
kraft bei den Direktzahlungen nachzu-
denken. Es spricht nicht nur nichts ge-
gen eine Staffelung, die den Faktor 
Arbeit berücksichtigt, sondern alles da-
für.

uj

Die Studie wurde von der AbL im Rah-
men eines Projektes von Euronatur und 
AbL erarbeitet. Sie wird in Kürze ver-
öffentlicht. 

� �
Je mehr Fläche, 
umso höher die 

Direktzahlungen, 
aber je mehr 

Arbeit eingesetzt 
wird, umso gerin-

ger fallen sie 
aus.

� �
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Herr Fischler, Sie treten für den Vor-
schlag der Kommissarin – ihrer Nach-
folgerin – ein, die Direktzahlungen 
nach Betriebsgröße zu staffeln. 
Warum?
Ich selber habe damals zwei Vorschläge 
für eine Kürzung gemacht. Aber schon 
da war es so, dass es von einer ökono-
mischen Warte aus betrachtet logischer 
gewesen wäre, eine Art Degression ein-
zuführen. Wenn in der Zwischenzeit 
die vorgebrachten, bürokratischen Ar-
gumente, es sei viel zu kompliziert, kei-
nen Bestand mehr haben, dann sollte 
man diesen Vorschlag unterstützen. 
Wenn man die soziale Balance außer 
acht lässt, dann kommen die Betriebs-
prämien als Ganzes unter Druck und 
werden in Frage gestellt.

Ihre Vorschläge zur Agenda 2000 und 
zur Reform 2003 konnten sich nicht 
durchsetzen. Woher kam der stärkste 
Gegenwind?
In beiden Fällen scheiterten sie  haupt-
sächlich an Deutschland und England.

Es waren also die Mitgliedsstaaten, 
die blockiert haben, und nicht die 
Lobbyvertreter?
Es waren die Mitgliedsstaaten. Natür-
lich haben die Lobbyisten versucht, in 
den Mitgliedsstaaten Stimmung für ihre 
Interessen zu machen. Aber letztendlich 

waren es die Minister selbst, ja zum 
Teil sogar die Regierungschefs, die ge-
gen eine Kürzung aufgetreten sind

Ist die Situation heute anders als 
2003, oder werden sich die Gegner 
diesmal wieder durchsetzen?
Ich glaube schon, dass die Situation 
heute anders ist. Insbesondere deswe-
gen, weil die größten Profitanten, die 
sehr großen Gereidebaubetriebe, die 
sehr wenige Arbeitskräfte beschäftigen, 
im Moment von der geänderten Preis-
situation profitieren. Die Argumenta-
tion, dass eine hohe Förderung unbe-
dingt aufrecht erhalten 
werden müsste, wird da-
durch noch  mehr in Frage 
gestellt. Ich kann nur hof-
fen, dass man vernünftig 
agiert, weil ansonsten das 
Risiko steigt, dass das ge-
samte Fördersystem auf 
den Prüfstand gestellt 
wird.

Wohin, glauben Sie, geht 
die Reise langfristig in der 
EU-Agrarpolitik und was 
für Maßnahmen wären 
sinnvoll?
Wenn wir davon ausgehen, dass 2013 
eine substanzielle Reform kommt, dann 
sehe ich erstens einmal, dass zu diesem 

Zeitpunkt die Idee der Exportsubventi-
onen endgültig passé ist. Auch wird es 
in Europa eine Mehrheit gegen die klas-
sische Intervention geben. Andererseits 
ist damit zu rechnen, dass die Preis-
sprünge von Jahr zu Jahr immer größer 
werden. Einerseits durch die wachsende 
Häufigkeit abnormaler Wettersituati-
onen sowie durch erhöhte Nachfrage 
und Unberechenbarkeit des Marktes.

Welche Einflussmöglichkeiten hat die 
Politik an dieser Stelle?
Es wäre wichtig, darüber nachzudenken, 
wie man diese Preissprünge abmildert 

Exportförderung und Intervention sind passé
Dr. Franz Fischler, ehemaliger EU-Agrarkommissar im Interview

for Money“ noch deutlicher zu machen. 
Was bekommt der Steuerzahler für die 
Steuermittel, die in der Landwirtschaft 
eingesetzt werden? Wir brauchen mehr 
Transparenz. Es muss aber auch allge-
mein bewusst sein, dass es unsere Kul-
turlandschaften und unsere hohen Um-
weltstandards nur geben kann, wenn die 
Kosten dafür getragen werden. Der eu-
ropäische Landwirt, insbesondere wenn 
er zum Beispiel ökologisch produziert, 
geht ansonsten unter.
In Zukunft können aber auch nicht 
mehr 80 bis 90 Prozent der Mittel der 
ländlichen Entwicklung in der Land-

wirtschaft eingesetzt wer-
den. Die ländlichen Regi-
onen drohen schon jetzt die 
größten Verlierer der Glo-
balisierung zu werden. Da 
muss man gegensteuern. 
Von unterschiedlicher Seite 
gibt es aktuell Bestrebun-
gen, innerhalb der ersten 
Säule noch eine zweite Linie 
zu eröffnen, aus der z. B. 
eine Sonderprämie für be-
nachteiligte Gebiete in Zu-
kunft bezahlt werden soll.
Für mich sind die beiden 
Säulen kein Dogma, son-

dern Mittel zum Zweck. Für mich ist 
die wichtigste Unterscheidung, dass in 
der ersten Säule zu 100 Prozent aus 
dem Gemeinschaftsbudget finanziert 
wird und es in der zweiten Säule eine 
Kofinanzierung gibt. Für mich ist die 
Frage, ob nicht generell eine Kofinan-
zierung eingeführt werden könnte. Auf 
diese Weise würde man bestehende 
Probleme, z. B. den Britenrabatt, in 
Griff bekommen. Und wenn es dann 
eine generelle Kofinanzierung gibt, ver-
lieren die beiden Säulen ihre Bedeu-
tung.

Noch eine persönliche Frage, was ma-
chen Sie eigentlich als Kommissar im 
Ruhestand, aufs Altenteil – wie man 
in Deutschland sagt – scheinen Sie 
sich ja noch nicht zurückgezogen zu 
haben?
Ich arbeite nach wie vor acht bis zehn 
Stunden pro Tag. Als Vorsitzender ei-
ner österreichischen NGO, die sich mit 
Fragen der Entwicklungszusammenar-
beit und der ökosozialen Marktwirt-
schaft beschäftigt. Daneben berate ich 
die kroatische Regierung in den EU-
Beitrittsverhandlungen und habe zu-
sammen mit Freunden in Brüssel eine 
Stiftung mit dem Zweck der Förderung 
der ländlichen Entwicklung gegründet. 
Es gibt also viel zu tun.
Viel Erfolg und vielen Dank. mn

bzw. wie man den Bauern davor be-
wahrt, dass er in manchen Jahren nichts 
verdienen kann. Man könnte Naturalver-
sicherungen oder Wetterdisasterversiche-
rungen aufbauen. Es geht aber auch 
darum, dass die Rohstoffe in der Zwi-
schenzeit immer mehr zu einem Spekula-
tionsobjekt der internationalen Märkte 
geworden sind. Da entsteht die Frage, 
wie man mit Termingeschäften umgeht.

Sehen Sie noch andere Tätigkeits-
felder?
Die Erwartung steigender Absätze be-
zieht sich, mit Ausnahme der neuen 
Mitgliedsstaaten, nicht primär auf Eu-
ropa. Die Absätze steigen vor allem in 
anderen Teilen der Welt. Da wäre es 
wichtig, dass Europa als europäischer 
Lebensmittelproduzent, als Nahrungs-
mittelhersteller auftritt, wie es andere 
Länder schon längst tun. Die Amerika-
ner treten auf allen Messen der Welt als 
amerikanische Lebensmittelindustrie 
oder amerikanische Lebensmittelerzeu-
ger auf. Wir tun das nicht. Auf den 
großen Hoffnungsmärkten wie bei-
spielsweise China oder Indien ist es 
aber besonders wichtig als Europa auf-
zutreten. 
Wie schätzen Sie die Zukunft der 
Agrarförderung ein?
Im Zusammenhang mit dem Fördersys-
tem ist es wichtig, das Prinzip „Value 

EU-Agrarausschuss für 
 Berücksichtigung der Arbeit

Zustimmung zu Staffelung unter dieser Prämisse

Am 26. Februar hat der Ausschuss 
für Landwirtschaft und Ländliche 

Entwicklung des Europäischen Parla-
ments seinen Bericht zum Gesundheits-
check abgestimmt. Der Ausschuss unter-
stützt den Vorschlag der EU-Kommis-
sion zur Staffelung der Direktzahlungen, 
indem er die EU-Kommission auffor-
dert, ihn zu ergänzen. Auf Vorschlag des 
Berichterstatters Lutz Göpel (CDU) aus 
Sachsen wird gefordert, dass die von der 
Staffelung betroffenen großen Betriebe 
ihre Lohnkosten in Ansatz bringen kön-
nen, um die Kürzung zu mildern oder zu 
vermeiden. Die Kommission hatte vor-
geschlagen, Zahlungen über 100.000 
Euro pro Betrieb um 10 %, über 
200.000 Euro um 25 % und Zahlungen 
über 300.000 Euro um 45 % zu kürzen. 
„Mit der Ergänzung, wie ihn der 
Agrarausschuss fordert, werden die zum 
Teil großen Unterschiede innerhalb der 
Kategorie ‚Großbetriebe‘ Berücksichti-

gung finden. Landwirtschaftliche Be-
triebe mit einem hohen Arbeitsplatzan-
gebot und damit hohen Lohnkosten sind 
damit besser gestellt als Betriebe, die auf 
Menschen verzichten“, kommentierte 
der AbL-Vorsitzende Friedrich Wilhelm 
Graefe zu Baringdorf, Vizepräsident des 
Agrarausschusses. 
Daneben hat der Ausschuss auch einen 
weiteren Vorschlag des Berichterstat-
ters Göpel übernommen. Danach soll 
auch bei der Erhöhung der Modulation 
gestaffelt vorgegangen werden. Von 
Prämien zwischen 10.000 bis 100.000 
Euro sollen demnach zusätzlich 1 % 
der Zahlungen in die zweite Säule um-
verteilt werden, bei Prämien zwischen 
100.000 und 200.000 Euro 2 %, zwi-
schen 200.000 und 300.000 Euro 3 % 
und Prämien über 300.000 Euro 4 %. 
Über den Bericht des Ausschusses wird 
das gesamte EU-Parlament voraussicht-
lich am 12. März abstimmen. uj

Ex-Agrarkommissar Franz Fischler Foto: Dott
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Die Frage ist eigentlich ganz einfach: 
Wann verjähren Zahlungsansprüche 

der Saatgut-Treuhandverwaltungs GmbH 
(STV)? Die Antwort ist wie immer in der 
juristischen Auseinandersetzung nicht so 
einfach. Drei dazu in den letzten Monaten 
ergangene Urteile kommen jedenfalls zu 
unterschiedlichen Erkenntnissen. Umso 
wichtiger ist die weitere gerichtliche Klä-
rung vor höheren Instanzen, zumal die 
Thematik als solche eine erhebliche Rele-
vanz in der Nachbauangelegenheit hat. 
Schließlich macht die STV häufig erst 
Jahre später ihre Ansprüche an Bäuerinnen 
und Bauern geltend. Hier einen konkreten 
Zeitraum abgesteckt zu bekommen, in 
dem sie das noch darf, liegt im Interesse 
der Bäuerinnen und Bauern, aber letztlich 
auch in ihrem eigenen. Die Grundlage bil-
det das neue Schuldrecht, mit dem nach 
seiner Reform ab 2002 deutlich die Rechte 
der Käufer gestärkt werden sollten. Dies 
drückt sich auch in der Herabsetzung der 
Verjährungsfrist von 30 auf 3 Jahre aus. 
Wann genau aber die Verjährungsfrist von 
drei Jahren einsetzt, ist die kniffelige Frage 
an der ganzen Sache. Der Gesetzgeber 
spricht davon, dass der Gläubiger, also in 
diesem Fall die STV, von „anspruchsbe-
gründeten Umständen Kenntnis“ haben 
muss oder es aus „grober Fahrlässigkeit“ 
unterlässt, die Kenntnis zu erlangen. Wann 
und womit diese Kenntnis einsetzt, ist al-
lerdings eine gerichtliche Auslegungssache. 
Daran versuchten sich das Landgericht in 
Kaiserslautern, das Landgericht Saarbrü-
cken und das Landgericht in Braun-
schweig. Sie legen die volle Bandbreite 
dessen aus, was möglich ist. Im Fall des 
Landgerichts Kaiserslautern gab es eine 
frühere Nachbauerklärung des Bauern, mit 
der als Anhaltspunkt hätte die STV die er-
forderliche Nachbauauskunft bekommen 
können. Die STV stellte aber kein entspre-
chendes qualifiziertes Auskunftsersuchen, 
sondern erfasste die Nachbaudaten erst bei 
einer Betriebsprüfung fünf Jahre später. 
Diese Betriebsprüfung liegt noch keine drei 
Jahre zurück. Sie und eben nicht die „alte“ 
Nachbauerklärung legte das Landgericht 
Kaiserslautern als den Moment der 
„Kenntniserlangung“ fest und urteilte da-
mit, dass der Anspruch noch nicht verjährt 
sei. Eine frühere Nachbauerklärung besage 
noch nichts über den künftigen Nachbau.

Bescheid wissen ab wann
Das Landgericht Saarbrücken bewegt sich 
mit seiner Entscheidung am anderen Ende 
des möglichen Urteilsspektrums. Es 
schreibt: „Die (…) erforderliche Kenntnis 
bezieht sich indessen auf die Umstände, die 
den Anspruch dem Grunde nach entstehen 
lassen.“ Das heißt nichts Anderes als – wie 

in dem konkreten Fall –, dass eine sieben 
Jahre zurückliegende Nachbauerklärung 
Aufschluss darüber gibt, dass auch im Fol-
gejahr mit Nachbau zu rechnen war und 
die STV somit die grundsätzliche Kenntnis 
besessen hat, dass hier was für sie zu holen 
ist. Wenn sie dann erst sieben Jahre später 
eine Klage anstrengt, ist die Angelegenheit 
verjährt. Das Gericht sagt dazu, dass der 
STV eine Durchsetzung ihrer Ansprüche 
grundsätzlich mit dem Instrument einer 
Stufenklage möglich gewesen wäre. 
Gewissermaßen in der Mitte liegt das 
Landgericht in Braunschweig mit seiner 
Entscheidung. In diesem Fall hatte ein Auf-
bereiter die Daten seines bäuerlichen Kun-
den im Sommer 1999 für das vorangegan-
gene Wirtschaftsjahr an die STV weiterge-
geben. Die STV stellte die Nachbaurech-
nung aber erst im Jahr 2006. Das Landge-
richt Braunschweig entschied zwar, dass 
die Aufbereitermeldung noch nicht ausrei-
chend im Sinne der Verjährungsformulie-
rung: „Kenntnis von anspruchsbegründe-
ten Umständen“ sei. Es verpflichtete die 
STV aber, sich in einem bestimmten Zeit-
raum um den notwendigen Datenabgleich 
zu bemühen. Man müsse zugunsten der 
STV berücksichtigen, dass sie mit einer 
großen Anzahl an Bäuerinnen und Bauern 
und deren nicht unbedingt computerles-
baren Erklärungen umgehen müsse, schrei-
ben die Richter. Auf der anderen Seite sei 
zu berücksichtigen, „dass die Klägerin 
über erhebliche organisatorische Mittel 
verfügt und ihre Aufgabe gerade die Wahr-
nehmung der Rechte der Sortenschutzin-
haber ist.“ Sie müsse also „die Vorausset-
zungen für einen zeitnahen Datenabgleich 

schaffen, sonst habe sie es beliebig in der 
Hand, den Verjährungsbeginn hinauszuzö-
gern.“ Das Gericht bestimmte als ange-
messenen Zeitraum ein weiteres Jahr für 
den erforderlichen Datenabgleich, bevor 
dann die dreijährige Verjährungsfrist ein-
setzt. Damit war auch in diesem konkreten 
Fall der Anspruch verjährt.

Vielzahl von Fällen
Alle Urteile beziehen sich auf national ge-
schützte Sorten, für eine EU-geschützte 
Sorte lehnten die Braunschweiger Richter 
die Verjährung ab. Hier wird die Interes-
sengemeinschaft gegen die Nachbauge-
bühren und Nachbaugesetze in Berufung 
gehen. Diese weitere gerichtliche Behand-
lung der Angelegenheit empfiehlt durch 
die Blume auch das Landgericht Braun-
schweig selbst in seiner abschließenden 
Betrachtung: „Die Frage der Verjährung 
sortenschutzrechtlicher Altansprüche ist 
ebenso wenig wie die Frage, was unter 
Kenntnis im Sinne des Europäischen 
Rechts zu verstehen ist, bisher obergericht-
lich geklärt. Davon sind eine Vielzahl von 
Fällen betroffen.“ Und mit der Vielzahl 
von Fällen sind gar nicht nur Nachbauan-
gelegenheiten gemeint, hier geht es um eine 
generelle Auslegung des neuen Schuld-
rechts. So werden wieder einmal die Bäu-
erinnen und Bauern und die Anwälte der 
IGN zu Pionieren auf juristischem Neu-
land. 

cs

Verdammt lang her, ab wann?
Ab wann ein Zahlungsanspruch der STV anfängt zu verjähren, daran scheiden sich richterliche Geister.

�
Richtigstellung
In dem Artikel „Erlaubter 
Nachbau nach verbote-
ner Aufbereitung“ in der 
Unabhängigen Bauern-
stimme 2/2008 sind uns 
bedauerlicherweise zwei 
Fehler unterlaufen. In 
dem beschriebenen 
gerichtlichen Verfahren 
um die Aufbereitung der 
Blauen Lupine ist die Klä-
gerin nicht die Saat-
guttreuhand-Verwal-
tungs GmbH (STV), die 
normalerweise als Dach-
organisation der Pflan-
zenzüchter deren Interes-
sen vor Gericht vertritt. 
In diesem Fall hatte der 
betroffene Züchter selbst 
geklagt: die I. G. Saat-
zucht GmbH & Co KG. 
Vertreten wird er aber 
durch dieselben Anwälte, 
die sonst auch für die 
STV arbeiten. Eine wei-
tere Nachlässigkeit im 
besagten Artikel ist die 
falsche geographische 
Einordnung der mittelbar 
betroffenen landwirt-
schaftlichen Betriebe, die 
nämlich nicht in Sachsen 
sondern in Brandenburg 
liegen. Wir bitten unsere 
Leserinnen und Leser, die 
Fehler zu ent-
schuldigen. cs

�

Längst verjährt Foto: Redaktion
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�
Expansionskurs

Die KWS Saat AG wächst 
weiter. Sie kündigte die 

Gründung eines Gemein-
schaftsunternehmens mit 

dem niederländischen 
Unternehmen van Rijn 
an. Damit ergäben sich 

zahlreiche Synergien für 
die weltweite Arbeit im 
Pflanzkartoffelgeschäft, 
so die Beteiligten. Man 

peile in rund 60 Ländern 
weltweit einen Umsatz 

von 30 Mio. Euro an.

�

Es war eine illustre Runde, die das Po-
dium auf der Veranstaltung „Agro-

Gentechnik aus Sicht der lebensmittelver-
arbeitenden Industrie“ bildete. Rainer 
Pott, Inhaber der Pott’s Brauerei und ehe-
maliger Präsident des Verbandes der deut-
schen Privatbrauereien, als Vertreter des 
Brauereigewerbes. Franz Möllers, Inhaber 
der Stirper Mühle, vertrat das Müllerge-
werbe. Bertram Bröckelmann, deutsch-
landweit größter Produzent von Rapsöl 
vertrat die Ölmüller und gleichzeitig die 
Großindustrie. Friedrich Ostendorff, AbL 

Landesvorstandsmit-
glied und stellvertre-
tender BUND-Lan-
desvorsitzender run-
dete das Podium ab. 
Der Ort war bewusst 
in Werl in Nordrhein-
Westfalen gewählt 
worden, da der Land-
wirtschaftsminister, 
Eckhard Uhlenberg, 
dort seinen Heimat-
bezirk hat. Dieser zog 
jedoch trotz Einla-
dung einen anderen 
Termin vor. Offenbar 
scheute er die Kon-
frontation mit Kriti-
kern der Gentechnik 
aus den Reihen der 
Lebensmittelindus-
trie. 

„Monsanto kam zu mir und bot viel Geld, 
damit ich die Gentechnik propagiere. Das 
habe ich abgelehnt. Gentechnik hat nichts mit 
Nachhaltigkeit zu tun“, sagte Brökelmann, 
„kurzfristig kann man mit dem Einsatz der 
Grünen Gentechnik vielleicht mehr Geld ver-
dienen. Aber die langfristigen Folgen sind 
überhaupt nicht bekannt.“ Die Bauern sollten 
sich nicht durch falsche Versprechungen der 
Gentechnik-Konzerne täuschen lassen, so 
Brökelmann, „und wer soll nachher die Ernte 
abnehmen, wenn die Verbraucher gegen Gen-
technik im Essen eingestellt sind?“

Gleiche Ansichten
Dies bekräftigte auch Friedrich Ostendorff. 
„Die Landwirtschaft produziert für den Ver-
braucher. Letztendlich entscheidet er, ob sich 
die Gentechnik auf Deutschlands Feldern 
ausbreitet.“ Er setzt große Hoffnung in die 
neue Gesetzgebung, die die Auslobung 
„Ohne Gentechnik“ vorsieht und dem Ver-
braucher eine verbesserte Wahlmöglichkeit 
auch bei tierischen Produkten bieten kann. 
Optimistisch äußerten sich alle Beteiligten 
darüber, dass die Ausbreitung der Gentech-
nik in Deutschland noch aufgehalten werden 
kann. Weder bei Getreide noch bei Raps hat 
sie zur Zeit in Deutschland eine Bedeutung. 
Lediglich die schleichende Verunreinigung 
gentechnikfreier Ware durch Versuchsfelder 
bereitet ihnen Sorge. „Wir von der mittel-
ständischen Brauwirtschaft in Deutschland 
würden Feldversuche gentechnisch verän-
derter Pflanzen gern nach Helgoland verban-

nen“, so Rainer Pott. Weiterhin befürchtet 
er eine langsame Gewöhnung der Verbrau-
cher und Bauern an die Gentechnik durch 
die rigorose Kennzeichnungspolitik mancher 
Futtermittelhersteller, die Soja als gentech-
nisch verändert kennzeichnen, obwohl über-
haupt keine GVO enthalten sind, nur um 
eine Mangelsituation gentechnikfreier Ware 
am Markt entstehen zu lassen. „So etwas ist 
nicht zulässig!“, schimpfte auch Friedrich 
Ostendorff.
Deutliche Kritik wurde vom Podium und 
den Zuhörern am Bauernverband geübt, 
der durch seinen Schlingerkurs für viel 
Verwirrung auf Bauernseite gesorgt hat. 
Von bewussten Falschaussagen von Ver-
bandsfunktionären und Beratern wurde 
berichtet. Dazu Brökelmann:„Der Bauern-
verband muss sich überlegen, wen er ver-
tritt. Seine Mitglieder oder doch lieber die 
Interessen der Gentechnikindustrie.“.
Die Marschrichtung für die Zukunft ist für 
Franz Möllers klar: „Wir, als Verarbeiter, 
müssen ein klares Signal an die Landwirt-
schaft geben, dass gentechnisch veränderte 
Ware jetzt und in Zukunft nicht erwünscht 
ist. Dafür werde ich mich auch bei meinen 
Berufskollegen einsetzen.“ Brökelmann 
wurde noch deutlicher: „Wenn in einer Re-
gion ein Bauer GVO-Raps anbauen sollte, 
dann werden wir von dort keinen Raps 
mehr abnehmen. Die ganze Region kommt 
auf die rote Liste. Er kann auf den Mond 
fliegen und dort den Raps ausbringen!“

Martin Schochow

Er kann auf den Mond fliegen
Lebensmittelproduzenten setzen klare Signale gegen Gentechnik

Die großen Firmen wollen das durchzie-
hen und wir hauen uns hier die Köppe 

ein“, sagt Neulandbauer Martin Schulz. 
Aufgeben tut er deshalb bestimmt nicht, 
aber es ärgert und es trifft ihn, wie ein 
Thema es schafft, Gräben durch die Dörfer 
zu ziehen. Die Gentechnik ist im Wendland 
angekommen, dort, wo jahrzehntelang in 
der bäuerlichen Notgemeinschaft Bäue-
rinnen und Bauern gemeinsam – über Be-
wirtschaftungsformen und Lebensphiloso-
phien hinweg – Teil einer beispiellosen 
Widerstandsbewegung sind. Ausgerechnet 
dort gibt es einen Bauern, der auf zwei Flä-
chen dieses Jahr den umstrittenen zünsler-
resistenten Genmais MON 810 von Mon-
santo anbauen will. Ursprünglich gab es 
einen weiteren Eintrag im Standortregister, 
der dazugehörige Bauer hat inzwischen ei-
nen Rückzieher gemacht. Er habe sich über-
reden lassen dazu, von einem Monsanto-
Mitarbeiter, kein fremder Handlungsreisen-
der mit Schlips und Kragen, sondern einer 
aus der Nachbarschaft, der früher bei der 
örtlichen Genossenschaft beschäftigt war. 

Inzwischen findet der Bauer, es sei nicht 
notwendig, Genmais anzubauen, der sich 
gegen einen Schädling zur Wehr setzt, der 
im Landkreis bisher nicht existiert. Und der 
Verbraucher wolle es ja auch nicht. Er hatte 
wohl nicht nachgedacht über die Konse-
quenzen, nicht die der Gentechnik, sondern 
die, die es hat, wenn man etwas tut, was ein 
Großteil der Nachbarschaft nicht gut fin-
det. Der zweite Bauer bleibt noch, mittler-
weile vielleicht mit einem trotzigen: „Ich 
lass mir nichts vorschreiben“ bei seinem 
Entschluss. 
Vor „keinen Karren spannen lassen“ will 
sich auch der Geschäftsführer der Genos-
senschaft, Jürgen Schlüsselburg. Das betont 
er offensichtlich bewusst immer wieder und 
sagt aber auch, dass man den Zünsler nicht 
unterschätzen solle. Biogas boomt im Land-
kreis Lüchow-Dannenberg, die meist ange-
baute Frucht 2007 war Mais. Es gebe viele 
Möglichkeiten, damit umzugehen: Fruch-
folgen, Bodenbearbeitung, Pestizide und 
eventuell eben auch Genmais. Nichts ande-
res habe man auf einer Veranstaltung dar-

stellen wollen, auf der auch besagter Mon-
santo-Vertreter sprach. Danach gab es eine 
Menge aufgebrachter Bäuerinnen und Bau-
ern – über den Genmais, aber auch über das 
scheinheilige Verhalten der Genossenschaft. 
Es wurde eine Unterschriftenliste organi-
siert, auf der innerhalb kürzester Zeit 50 
Bäuerinnen und Bauern erklärten, die Ge-
nossenschaft könne sie zukünftig als Kun-
den abschreiben, wenn sie sich nicht ein-
deutig gegen den Genmais positioniere. 
Jürgen Schlüsselburg sagt: „Wir haben bis-
her kein Genmais-Saatgut verkauft und 
werden es auch weiter nicht tun.“ 
Die AbL und die bäuerliche Notgemeinschaft 
organisierten dann eine Veranstaltung zum 
Thema, auf der kämpferisch die Wege und 
Strategien eines gentechnikfreien Wendlandes 
aufgezeigt wurden. Ein Wendland, das immer 
schon auf besondere Märkte, bio, regional, 
auf die Wünsche qualitätsorientierter Ver-
braucher gesetzt hat. Gentechnik hat da noch 
weniger einen Platz als anderswo. Sie wird 
wohl kaum zu was kommen, im Landkreis 
der konspirativen Nachtaktion. cs

Falsche Technologie verursacht Erdbewegungen
Die Gentechnik erreicht das widerstandserprobte Wendland 

Das sagt doch alles! Foto: Rengstorf
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Fechter wieder in der Antibiotika-Szene
Vor fünf Jahren stand er im Zentrum eines Tierarzneimittel-Skan-
dals: Dr. Roland Fechter hatte massenhaft verbotene Antibiotika an 
Schweinemäster verkauft und wurde dafür zu fünf Jahren Haft, 
einer sechsstelligen Geldbuße und zwei Jahren Berufsverbot verur-
teilt. Wenige Tage nach seiner Haftentlassung, so ein Bericht von 
report münchen, war Fechter wieder in sächsischen Schweineanla-
gen aktiv, nämlich in Ralbitz, Koderdorf und Frankenthal. Diese 
gehören einem alten Bekannten, dem Landwirt Gröbner aus dem 
bayerischen Ort Wiesent. Report liegen Belege dafür vor, dass Fech-
ter auch hier als „Berater“ und als Lieferant an illegalem Antibio-
tika-Einsatz beteiligt war. Dieser Einsatz war offensichtlich nötig, 
denn report zeigte Ställe, die mit extrem verdreckten, verletzten 
und mit Geschwüren gepeinigten Schweinen überbelegt waren. 
Nachdem Fechter dort nicht mehr aktiv sein kann, hat die Familie 
Gröbner offenbar einen Nachfolge-Tierarzt eingestellt – auch 
gegen den laufen bereits Ermittlungen wegen gesetzwidrigen 
Antibiotika einsatzes. en

Killer-Gentech-Pollen im Schutzgebiet
In einer vom brandenburgischen Landesumweltamt beim Natur-
schutzbund Deutschland (NABU) in Auftrag gegebenen Studie 
wurde im vergangenen Jahr untersucht, was passiert, wenn ein 
Genmais-Acker neben einem Naturschutzgebiet liegt. Das Ergebnis 
ist eigentlich nicht verblüffend, bis zu 120 m weit wurden noch 
große Mengen des umstrittenen Mon 810 natürlich auch im Schutz-
gebiet gefunden. Weder Wind noch Biene lassen sich schließlich die 
Flugrichtung vorschreiben. Umso unverständlicher, dass im gerade 
beschlossenen Gentechnikgesetz überhaupt keine Abstandsrege-
lung für ökologisch sensible Gebiete vorgeschrieben ist. Während 
150 m-Abstände zu konventionellen Nachbarflächen und 300 m zu 
Bio-Äckern schon auch angesichts der Ergebnisse der NABU-Studie 
als zu gering abgelehnt werden müssen, um eine gentechnikfreie 
Landwirtschaft zu gewährleisten, wurde eine Brandenburger Initia-
tive für 800 m Abstand zu Naturschutzflächen vom Bundesrat abge-
bügelt. Dabei ist die Gefahr am Beispiel des Genmais mehr als kon-
kret, schließlich geht es in Naturschutzgebieten auch um den 
Schutz gefährdeter Insekten, die unter Umständen durch den Mais-
zünslerkiller als Kollateralschaden gleich mit umgebracht 
werden. cs

Gentechnik-Versuch in Tosterglope verhindert
Eine ganz überaschende Wendung nahm der geplante Gentechnik-
anbau in Tosterglope. Bei einer Veranstaltung der Landwirtschafts-
kammer Niedersachsen in Dahlenburg, zu der sogar der Kammer-
präsident Stegen, bekannt als Befürworter der Gentechnik,  ange-
reist war, zogen die beiden Landwirte, auf deren Flächen der 
Anbau stattfinden sollte, ihre Zusagen zurück. Wegen der massiven 
Proteste in der Region und bei Nachbarn, so die Begründung der 
beiden Bauern. Die Anwesenden quittierten die Entscheidung mit 
lautem Beifall. Die Ablehnung war bis in den Gemeinderat vorge-
drungen. Dieser hatte einen einstimmigen Beschluss gefasst, nach 
dem jeglicher Gentechnik-Anbau im Gemeindegebiet abgelehnt 
wird. Im Vorfeld hatte die Kammer die Forderung, den Gentechnik-
Mais aus den Sortenprüfungen herauszulassen, mit Hinweis auf die 
Erkenntnisgewinne kategorisch abgelehnt. Im weiteren Verlauf der 
Diskussion verwies Georg Janßen, Bundesgeschäftsführer der Arbeits-
gemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL), auf die satzungsmä-
ßige Verpflichtung der Landwirtschaftskammer, auf die Belange von 
Umwelt und Natur und die Interessen der Allgemeinheit Rücksicht zu 
nehmen und forderte die Kammer auf, sich an den Interessen der 
konventionellen und ökologisch wirtschaftenden Landwirte zu orien-
tieren, statt die Interessen der Gentechnikindustrie nach einer flä-
chendeckenden Durchsetzung der Gentechnik zu bedienen. en

Handläufe statt Gentechnikgesetze
Der wegen seines autoritären Führungsstils umstrittene BASF-Chef 
Jürgen Hambrecht hat laut Financial Times Deutschland etwas 
gegen Klimapolitik („Angstmache“) und gegen „restriktive Gesetze 
zur Gentechnik“. Diese seien schädlich und ein Beweis für „gesell-
schaftliches Nullrisiko“. Gleichzeitig aber hat „Kontrollfreak“ und 
„Wirtschaftsstalinist“ (so Umweltminister Gabriel) Hambrecht seine 
Mitarbeiter zu einer Fahrradhelmpflicht auf dem Firmengelände 
verdonnert, prangen in den Treppenhäusern Schilder wie „Hand-
lauf benutzen“ … pm
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Noch ganz jung ist der neue Verein. 
Die Bio-Fach in Nürnberg hatte man 

sich ausgesucht, um das neue Projekt vor-
zustellen: „Bestes Bio – Fair für alle“. Mit 
der Gründung des Vereins stoßen die be-
teiligten Unternehmen mitten in die seit 
längerem in der Branche schwelende Dis-
kussion um faire Preise, Handelsbedin-
gungen und Produktionsmethoden. Den 
Stein ins Rollen brachte die Upländer Bau-
ernmolkerei 2005 mit ihrer Erzeuger-fair-
Milch. Die positiven Erfahrungen zeigten, 
dass Verbraucher bereit sind höhere, faire 
Preise zu zahlen. „Die Verbraucher müssen 
aber wissen, wofür sie mehr bezahlen und 
was sie erhalten, wenn sie mehr bezahlen 
sollen“, sagt die erste Vorsitzende des Ver-
eins Karin Artzt-Steinbrink. Zuerst, so 
Artzt-Steinbrink, habe man gar kein neues 
Siegel kreieren wollen. Schon jetzt haben 

die Unternehmen zu viel Verwaltungsar-
beit zu leisten. Im vergangenen Jahr hatten 
sich die neun Unternehmen und Grün-
dungsmitglieder intensiv mit dem Thema 
„fair“ auseinander gesetzt. Eine gründliche 
Sichtung der bereits vorhandenen Initiati-
ven und Kriterien zeigte dann aber, dass 
ein neuer Weg beschritten werden musste. 
Dabei ging es nicht primär darum, ein zu-
sätzliches Logo als Verkaufsargument zu 
generieren, sondern sich auf traditionelle 
Werte zu besinnen. Und doch stellen die 
Unternehmer auch eine Spaltung des 
Marktes fest: „In der Bio-Branche gibt es 
erfolgreiche Unternehmen, die nicht nur 
auf anonymes Massenbio setzen, sondern 
denen auch die originären Werte, auf de-
ren Grundlage die Biobewegung gewach-
sen ist, etwas bedeuten. Unser Ziel ist es, 
möglichst viele Menschen davon zu über-
zeugen, dass Bio mehr ist als nur eine An-
bauform“, fasst Vorstandsmitglied Hubert 
Wall von der Hofkäserei Geifertshofen die 
Ziele zusammen.

Die Grundsätze des Vereins sind:
•  ein fairer und wirtschaftlicher Umgang 

entlang der Wertschöpfungskette vom 
Acker bis zum Teller

•  transparente und überprüfbare Herkunft 
der Rohstoffe

•  hochwertige, genussvolle und gesunde 
Lebensmittel zu erzeugen und beständig 
Qualitätskontrollen durchzuführen

•  die Anwendung und Weiterentwicklung 
von Produktionsweisen, die dem Um-
welt- und Klimaschutz nützen

•  die Ablehnung von Gentechnik in der 
Land- und Lebensmittelwirtschaft

•  Sozial- und Umweltmanagement im ei-
genen Betrieb und in der Region

Produziert werden soll für den Fachhan-
del, womit nicht nur der Biofachhandel 
gemeint ist. Eine deutliche Absage erteilen 
die Unternehmen den Discountern, die 

keine Zugriffe auf „Bestes Bio – fair für 
alle“ bekommen werden. Damit soll ge-
währleistet werden, dass die Handelspart-
ner auf „gleicher Augenhöhe“ sind und 
keine einseitigen Abhängigkeiten der Zu-
lieferer entstehen können.
Derzeit wird ein Konzept für eine Über-
prüfung der Kriterien durch eine unabhän-
gige Kontrollstelle erarbeitet. Damit auch 
die Kriterien immer wieder eine kritische 
Überprüfung durchlaufen, wurde ein Bei-
rat eingerichtet, der sich mit den ethischen 
Werten und ihrer Weiterentwicklung be-
schäftigt.
„Alle Unternehmen der Bio-Lebensmittel-
branche, die hinter den Prinzipien des Ver-
eins stehen und sich an die Richtlinien der 
anerkannten Bio-Anbauverbände halten, 
sind als Mitglieder willkommen“, betont 
Karin Artzt-Steinbrink in Nürnberg. Die 
Zeit ist reif, möchte man meinen, denn 
schon am Nachmittag sind mehrere neue 
Mitglied der hinzugekommen. 

mn

Bestes Bio – Fair für alle
Unternehmen der Bio-Lebensmittelbranche formulieren neue Qualitätsstandards

Der neue Vorstand: (v. l.) Siegfried Schedel (Der ökologische Backspezialist), Hubert Wall (Dorfkäserei 
Geifertshofen), Karin Artzt-Steinbrink (Upländer Bauernmolkerei) Foto: Nürnberger
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Wenn ich vor zehn Jahren auf die 
Beratung gehört hätte, dann 

hätte ich damals einen Stall für 400 
Sauen gebaut und säße jetzt wie viele 
andere Ferkelerzeuger in der Wachs-
tumsfalle!“ Stattdessen hat Peter Gef-
fert, Bauer auf 43 Hektar in Bornsen 
(Kreis Uelzen), einen anderen Weg ein-
geschlagen: Im „geschlossenen System“ 
hält er 140 Sauen und mästet von sei-
nen 3.000 Ferkeln etwa 2.000 selbst. 
„An den 700 Mastplätzen verdiene ich 
nicht so sehr viel, weil die Mast wegen 
fehlender Fläche als gewerblich einge-
stuft ist und mir deshalb die Vorsteuer-
pauschale in Höhe von 7.000 Euro 

Geschlossenes System und Familienbetrieb
Sauenhaltung und Schweinemast außerhalb der Wachstumsfalle

wälzt in Form ruinös niedriger Ferkel-
preise. Auf solche Leerstands-Pausen 
der Mäster muss der Hof Geffert im 
„geschlossenen System“ keine Rück-
sicht nehmen, er kann kontinuierlich 
erzeugen, muss seinen Produktions-
rhythmus nicht standardisieren, um auf 
Mindestpartien von 600 oder 1.000 
Ferkeln zu kommen, kommt deshalb 
auch ohne Hormon-Gaben und ohne  
Brunstsynchronisation aus. Von jeder 
seiner 140 Sauen kennt Peter Geffert 
die Entwicklung. Etwa 10 Prozent von 
ihnen sind „Linientiere“, reinrassige 
Edelschweine mit guten Muttereigen-
schaften, die er mit Landrasse besamt 

lebt mit im Haus. Normalerweise ist 
auch ein Auszubildender auf dem Hof. 
Die Familie sorgt dafür, dass er sich 
einen Tag in der Woche frei nimmt. 
„Deshalb sind 140 Sauen auch genug, 
sonst käme man aus dem Stall gar nicht 
mehr raus.“ Die Ackerarbeiten auf dem 
Trecker, die in anderen Wachstumsbe-
trieben ja „ausgesourct“ werden sollen, 
genießt der Bauer als Abwechslung: 
„Neben der Zahlenoptimierung ist ein 
gutes Leben auch wichtig und letztlich 
auch für den Betriebserfolg entschei-
dend!“   
Die Schweinehaltung außerhalb des 
Schweinegürtels Weser-Ems hat Nach-
teile und Vorteile: Es fehlt der tägliche 
Erfahrungsaustausch über Neuerungen 
und auch die Nähe der Infrastruktur - 
die spezialisierten Elektroniker für die 
Fütterungs- oder Lüftungsanlagen ha-
ben von Vechta einen dreistündigen, 
teuren Anfahrtsweg. Andererseits gibt 
es in Uelzen bisher keine Probleme mit 
Gülleverwertung und Seuchenzügen, 
die Futtergetreidekosten sind niedriger. 
Der Forderung des Bauernverbands 
nach ungehinderten Importen von Gen-
technik-Soja schließt Peter Geffert sich 
nicht an, schließlich gibt es da keine 
Wettbewerbsverzerrung mit den Nach-
barländern. Der Futtermittelhandel be-
hauptet auch ihm gegenüber, es gebe 
keine gentechnikfreies Soja. Das Schre-
ckensszenario, wonach die Schweine 
ohne Gensoja verhungern würden? 
„Quatsch“!

Bauern-Vertretung 
Neben seiner Arbeit ist Peter Geffert 
noch aktiv im Vorstand des Zuckerrü-
ben-Anbauerverbands – ganz bewusst 
als Vertreter der Kleinbauern. So 
kämpft er derzeit darum, dass die Ab-
fuhr der kleineren Rübenmieten auch 
weiterhin zu gleichen Konditionen wie 
bei den Großbetrieben erfolgt. Der 
Fortbestand des „Klönschnacks“ mit 
Berufskollegen im Landwirtschaftlichen 
Verein, der örtlichen Gliederung des 
Bauernverbands, ist ihm wichtig. Er ist 
aber auch Mitglied in der ISN, dem 
Verband der Schweinerzeuger außer-
halb des Bauernverbands: „Der Bau-
ernverband kann die Interessenkon-
flikte innerhalb der Bauernschaft und 
zwischen den Produktionsrichtungen 
kaum noch unter einen Hut bringen...“ 
Eine ähnliche Solidarität wie im Bund 
Deutscher Milchviehhalter (BDM) gibt 
es im Schweinesektor (noch) nicht. Pe-
ter Geffert liefert seine Mastschweine 
an die Vion-Schlachterei in Zeven, ei-
nen Teil aber auch (noch) an die 

kleineren Schlachtereien Vogler und 
Vosding. Viele Mäster haben auf die 
drückende Konzentration der Schlacht-
unternehmen und die geringeren Mar-
gen mit dem „großen Wachstums-
sprung“ reagiert. Auf diese Riesenställe 
mit mehreren tausend Schweinen rea-
gieren die Mitbürger aber fast überall 
mit Protesten – wegen des Geruchs und 
wegen der Haltungsbedingungen.

Alternativen
Auch in der Familie Geffert gibt es Dis-
kussionen, ob es nicht andere Möglich-
keiten gäbe, die Schweine artgerechter 
zu halten. Peter Geffert kann diese 
Überlegungen verstehen, auch wenn er 
seinen Schweinen oftmals sagt: „In an-
deren Ställen würdet Ihr vielleicht eher 
krank werden – akzeptiert also bitte 
den Spaltenboden!“ An die Umstellung 
auf „Neuland“ mit Stroh und Auslauf 
hat er schon gedacht – aber da steht 
bisher noch die Erinnerung an die alten 
Ställe auf dem elterlichen Hof davor: 
„Dieses ewige Ausmisten und die 
Sauen, wenn sie sich beißen und durch 
den Zaun brechen...“ Auch wenn dies 
bei Neuland ja anders gelöst ist – Peter 
Geffert hat sich einst geschworen: „Nie 
wieder Mist!“ Ob eines der Kinder mal 
den Hof weiterführt, der seit 1640 in 
der Familie ist? „Das hofft man schon, 
wegen der Tradition und auch wegen 
der Alterssicherung. Denn die Verpach-
tung des Betriebs allein würde nicht 
reichen.“ Auch dieser Aspekt war für 
Gefferts Wachstumspfad wichtig – 
denn ein noch größerer und teurerer 
Maststall wäre bei Alter oder Krank-
heit nur schwer zu verpachten, eventu-
ell aber immer noch abzuzahlen. Seinen 
neuen Stall hat er deshalb auch bewusst 
weit draußen vor dem Dorfrand ge-
baut.  Die Gründung einer Kooperation 
in Form einer GbR wäre eine Möglich-
keit, den Kindern den unbedingten 
Druck zur Hofübernahme zu nehmen: 
„Dann ist auch die Palette größer, was 
und wie viel man im Betrieb machen 
will, und notfalls kann auch mal eine 
Generation überbrückt werden, ohne 
dass man – wie bei der Verpachtung – 
nicht mehr aktiv im Betrieb ist.“ Und 
deshalb hält  Peter Geffert die Augen 
offen, welcher Betrieb und welcher 
Partner denn passen könnte – am bes-
ten natürlich ein Familienbetrieb mit 
ähnlichen Zielen …

Eckehard Niemann

verloren geht. Aber die eigene Mast ist 
für mich die Versicherung, dass ich die 
Sauenhaltung als Familienbetrieb wei-
ter betreiben und meine Arbeitskraft 
und meine Kenntnisse sinnvoll einset-
zen kann.“

Geschlossenes System
Peter Geffert verweist auf das Schicksal 
anderer Ferkelerzeuger: „Die müssen 
parallel zum Wachstum des Mästers, 
den sie beliefern, mitwachsen. Wenn 
der im Rahmen seines „Rein-Raus-Sys-
tems“ nun Partien von 600 statt 250 
Ferkeln haben will (wie von den Hol-
ländern oder Dänen), müssen sie mit-
ziehen und bleiben trotzdem immer das 
schwächste und schlecht bezahlte Glied 
in der Kette. Denn die großen Mäster 
können ihren Stall bei schlechten Prei-
sen auch mal eine Weile leer stehen 
lassen, was der Ferkelerzeuger mit sei-
nen ferkelnden Sauen nie kann.“ Die 
ca. 20 Euro Mehrkosten beim Futter 
haben die Mäster denn auch fast voll-
ständig auf die Ferkelerzeuger abge-

und so seine „Kreuzungssauen“ er-
zeugt. Eine seiner Sauen hat kürzlich 
zum 24. Mal geferkelt, auch dann noch 
mit 11 Ferkeln! 

Familienbetriebs-Vorteile
Die Vorteile des Familienbetriebs sind 
Peter Geffert wichtig. Der heute 47jäh-
rige hat nach der Fachschul-Ausbildung 
zum staatlich geprüften Landwirt-
schaftsleiter zunächst als Versuchstech-
niker bei der Landwirtschaftskammer 
gearbeitet, der elterliche Betrieb mit 23 
Hektar wurde von ihm und seinen El-
tern nur nebenberuflich bewirtschaftet. 
Dann stieg er 1985 voll in die Land-
wirtschaft ein und baute schrittweise 
die Sauenhaltung aus. Er hatte schon 
immer einen Blick für Tiere, das zeigen 
die Kennzahlen des Betriebes: 22 ver-
kaufte Ferkel je Sau und Jahr, eine Fut-
terverwertung von 1:3 in der Mast. 
Heute besteht die junge Familie aus 
ihm, seiner Frau Christa (stammt von 
einem Hof aus Zeven), Jan-Philip, 
Alena und Henrike, auch Peters Mutter 

Christa und Peter Geffert mit den Kindern Jan-Philip, Henrike und Alena



... aus Westfalen

Jungs und Schlangen

Ich wollte immer schon nach Namibia! Ich weiß gar nicht mehr 
genau warum. Während meines Landwirtschaftsstudiums hatte 

ich die Möglichkeit, dort für sieben Monate ein Praktikum zu ma-
chen. Ich landete bei einer alteingesessenen deutschen Familie, die 
schon zu Kaiser’s Zeiten eingewandert war. Trotzdem war mein 
Chef ein aufstrebender, dynamischer Jungunternehmer und Rin-
derzüchter. Er bewirtschaftete knapp 20.000 Hektar auf drei Far-
men mit 1.200 Rindern. Natürlich hatte er schwarze Landarbeiter, 
„Jungs“ genannt, obwohl der Vorarbeiter schon über 60 war. Auch 
noch ein Erbe aus der Kaiserzeit. Ich war der einzige weiße „Junge“, 
ein seltsames Zwitterwesen. Tagsüber kontrollierte ich Zäune, 
zählte Rinder, sortierte und markierte sie und wurde, wie alle an-
deren auch, von meinem Chef zusammengestaucht, wenn wieder 
was nicht klappte. Abends und an den Wochenenden genoss ich als 
Teil der Familie das gute Essen meiner Chefin, wir machten Aus-
flüge mit den Kindern oder schauten zusammen im Fernsehen via 
Satellit RTL & Co., für die Schwarzen undenkbar. Mit den anderen 
Jungs verstand ich mich dennoch prima, man sprach mehr oder 

weniger Deutsch, der Rest ging mit 
Händen und Füssen und es gab ei-
gentlich immer was zu lachen. Die 
Hauptaufgabe eines Jungen be-
stand darin, stundenlang durch die 
Dornbuschsavanne zu streifen und 
irgendwelche verloren gegangenen 
Rinder zu suchen. Das geschah 
nicht auf dem Pferderücken, son-
dern zu Fuß. Weitere Fortbewe-

gungsmittel waren ein fünfundzwanzigjähriger Landrover, wegen 
der Bemalung nur Zebra genannt und ein sicherlich noch älterer 
Ford-Trecker, der jedes Mal angehalten werden musste, wenn man 
in den nächsten Gang schalten wollte. 
Auf diese Weise sah man viel von der Gegend, auch wenn diese 
eigentlich immer gleich aussah. Interessanter war die Tierwelt, Ele-
fanten, Löwen, Büffel usw. gab es nicht, dafür aber die verschie-
densten Antilopenarten, Warzenschweine, Paviane und vieles 
mehr.
Eines Tages, ich war erst vor ein paar Wochen angekommen, lernte 
ich einen besonderen Vertreter der Tierwelt Namibias kennen. Als 
ich in meiner Wohnung ins Badezimmer kam, sah ich eine kleine 
Schlange in der Badewanne. Zuerst geschah nichts, ich sah die 
Schlange an, dann sah die Schlange mich an und bekam sofort ei-
nen „dicken Hals“. Ich rannte beinahe in Lichtgeschwindigkeit aus 
dem Bad und erzählte es meinem Chef. Lachend bestätigte er meine 
Vermutung, dass es sich um eine Kobra handelte, die durch den 
Abfluss gekommen war. In der Größe noch nicht tödlich, aber 
schon sehr giftig. Er nutzte die Gelegenheit mir eine Einweisung in 
die Schlangenfauna der Gegend zu geben: „Es gibt hier drei giftige 
Schlangenarten: Puffotter, Kapkobra und Schwarze Mamba. Wenn 
dich eine Puffotter beißt, hast du drei Stunden, um zu einem Arzt 
zu kommen und dir ein Gegengift geben zu lassen. Bei einer Kobra 
hast du zwei Stunden. Wenn dich eine Schwarze Mamba erwischt, 
brauchst du dir nicht mehr die Mühe zu machen, ein Gegengift zu 
besorgen...“  AHA! So eingewiesen zog ich beruhigt weiter meine 
Runden durch die Savanne.
Die kleine Kobra bezahlte ihren Ausflug in die Menschenwelt mit 
dem Leben, es war die übliche Umgangsform mit Giftschlangen in 
Namibia.
In meiner ganzen verbleibenden Zeit sah ich nur noch ein einziges 
Mal den Schwanz einer Schwarzen Mamba in einem Dornbusch 
verschwinden. Schlangen haben nämlich viel mehr Respekt vor 
Menschen als wir vor ihnen.
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Wie bereits in der Unabhängigen Bau-
ernstimme 3/08 berichtet, kommen 

im Rahmen des Dialogprojektes von „Brot 
für die Welt“ und AbL vom 25. Februar 
bis zum 7. März acht VertreterInnen von 
Bauernorganisationen aus den Ländern 
Nicaragua, Peru, Brasilien, Kamerun, Ke-
nia, Sri Lanka, Bangladesh und von den 
Philippinen nach Deutschland. Sie werden 
mit deutschen Bäuerinnen und Bauern, 
Vertretern von Kirchengemeinden, regio-
nalen Verbänden und Organisationen aus 
Umwelt- und Entwicklungspolitik und po-
litischen Entscheidungsträgern Herausfor-
derungen der EU-Agrar- und Handelspoli-
tik diskutieren und ihre gemeinsamen 
Forderungen präsentieren. Im Vorfeld 
sprach die Bauernstimme mit Bernhard 
Walter, Referent für Ernährungssicherung, 
Landwirtschaft und Umwelt bei „Brot für 
die Welt.“ 

Herr Walter, warum befasst sich eine ent-
wicklungspolitisch tätige Organisation 
wie „Brot für die Welt“ in einem Projekt 
mit der EU-Agrarpolitik, speziell dem 
Health Check?
Wir sehen, dass die Auswirkungen der 
Globalisierung auf die Landwirtschaft im 
Norden wie im Süden ganz ähnlich sind. 
Sie haben sicherlich ganz unterschiedliche 
Dimensionen beispielsweise bei der sozi-
alen Absicherung von Familien, aber sie 
sind eigentlich zwei Seiten einer Medaille. 
Wir wollen, dass Bäuerinnen und Bauern 
hier erfahren können, wie die Situation im 
Süden ist und umgekehrt. Es ist eine große 
Bereicherung zu sehen, vor welchen Pro-
blemen der andere steht und wie er sie löst, 
das sorgt für gegenseitiges Verständnis. 
Die EU-Agrarpolitik hat großen Einfluss 
auf den Süden, sei es durch Exportsubven-
tionen, die es zwar nicht mehr so krass, 
aber eben doch noch gibt. Sie wirken sich 
nach wie vor auf die kleinbäuerlichen Be-
triebe im Süden aus. Und – ohne beim 
Health Check in der Position schon völlig 
festgelegt zu sein – sehen wir doch die Ge-
fahr, dass die Probleme der EU-Agrarpoli-
tik auch weiterhin exportiert werden. 

Was sind aus Ihrer Sicht die interessanten 
Punkte am Health Check?
Generell sind entwicklungspolitische Be-
lange im Health Check kaum erfasst. Bei 
der Reform der Zuckermarktordnung war 
dies noch viel stärker der Fall. Wir wollen 
nun eine entwicklungspolitische Bewer-
tung des Health Check vornehmen. 
Über den Health Check hinaus ist es na-
türlich die Frage der Milchproduktion und 
der Quote, muss man sich langfristig auch 
hier wieder auf Überschüsse einstellen? 
Außerdem ist die Situation im Gemüsebe-
reich entscheidend, Überschüsse bei Toma-

ten in der Mittelmeerregion haben bei-
spielsweise in Ghana große Bereiche des 
nationalen Marktes kaputtgemacht. Wir 
wollen aber alle Bereiche genauer angu-
cken. 

Bei uns in Deutschland wird als ein Punkt 
innerhalb des Health Check die Staffelung 
der Zahlungen an die Betriebsgröße be-
sonders hitzig debattiert. Was sagen Sie 
dazu?
Die Forderung der AbL, die Zahlungen zu 
staffeln und dann aber die Beschäftigung 
von Arbeitskräften mildernd damit zu ver-
binden, können wir voll mittragen. Wir 
haben eine Verpflichtung gegenüber un-
serer Gesellschaft hier für eine gerechte 
Verteilung der notwendigen Subventionen 
in der Landwirtschaft einzutreten. Wenn 
die Großen viel Geld kriegen, bleibt weni-
ger für die Kleinen und damit geht lang-
fristig die gesellschaftliche Legitimität für 
die Zahlungen verloren. Wie soll ich einem 
Bauern in Burkina Faso erklären, dass der 

„Verpflichtung zu Gerechtigkeit“
Nord-Süd-Dialog von Brot für die Welt und AbL

Bernhard Walter, Brot für die Welt.

kleinere Betrieb, der ja unter größeren 
Schwierigkeiten produziert als der Große, 
nicht verhältnismäßig stärker finanziell 
unterstützt wird?

Derzeit gibt es Agrarspezialisten bei uns 
in Deutschland, die sagen: Die momentan 
steigenden Agrarpreise haben zur Folge, 
dass immer mehr Menschen auf der Welt 
hungern, deshalb müssen wir hier mehr 
produzieren, um diese zu versorgen. 
Wir sind auch für steigende Preise, wenn 
sie denn beim Bauern ankommen. Die 
Hälfte der 850 Mio. Hungernden der Welt 
leben in kleinbäuerlichen Verhältnissen, 
sie hungern, weil sie keinen oder nicht aus-
reichenden Zugang zu Betriebsmitteln: 
Land, Saatgut, Wasser etc. haben. Das ist 
häufig auch mit der internen Politik in die-
sen Ländern verbunden. Höhere Agrar-
preise sind eine wichtige Komponente, um 
die Länder selber zu stärken, ihre Probleme 
zu bewältigen, nicht um verstärkt dort hin 
zu exportieren.
Vielen Dank für das Gespräch
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�
 Kranke Kälber
Da ist das kleine Ding 

gerade erst ein paar 
Tage auf der Welt und 

will schon nicht mehr 
trinken. Durchfall kann 

da die richtige Diagnose 
sein, muss aber nicht. 
Eine schnelle und vor 

allem richtige Indikation 
ist bares Geld wert, denn 

jeder Krankheitstag ist 
einer zuviel. Das Buch 

„Kälberkrankheiten“ von 
Günter Rademacher gibt 
dem Praktiker wertvolle 
Informationen, um sich 

ankündigende Krankhei-
ten sicher zu erkennen. 
Ein wichtiger Aspekt ist 

die individuelle Situation 
auf dem Hof und die 

 Haltungsbedingungen.
Ein gutes Buch mit vielen 

Bildern. Beobachten 
muss man trotzdem 

selbst.

Kälberkrankheiten; Gün-
ter Rademacher; Eugen-

Ulmer-Verlag, 160 Seiten, 
116 Farbfotos; ISBN: 978-

3-8001-5565-1; 29,90 €; 

�

Über den langjährigen Widerstand des 
Hamburger Obstbau-Dorfes Neuen-

felde gegen die Verlängerung der Start- 
und Landebahn des Airbuskonzerns quer 
durch den Elb-Schutzdeich in das Dorf 
hinein berichtet der Film „Im öffentlichen 
Interesse“. Regisseur Ulf Albert hat Obst-
bauern und Bürger vier Jahre lang begleitet 
und schildert die Versuche des Hamburger 
Senats, seine Zusage gegenüber Airbus 
zum Bau der Betonpiste mit allen Mitteln 
durchzusetzen. Obwohl die Begründungen 
für die Notwendigkeit der Landebahn für 
die Frachtversion des neuen Riesenflug-
zeugs wenig stichhaltig sind, wird das Pro-
jekt als „öffentliches Interesse“ deklariert 
und sogar ein spezielles Enteignungsgesetz 
geschaffen. Der 70 Minuten lange Film 
beschreibt den Kampf um Gerechtigkeit, 
den die Neuenfelder trotz ihres Sieges vor 
Gericht nicht gewinnen werden. Er zeigt, 

wie psychologischer Druck, Einsatz von 
Massenmedien und Geld tiefe Wunden 
hinterlassen und wie Airbus schließlich 
statt der zugesagten Arbeitsplätze mindes-
tens 1.000 Arbeitsplätze abbaut – trotz 
langer Landebahn. Bei der Premiere in 
Hamburg wiesen die anwesenden Neuen-
felder darauf hin, dass der Prozess gegen 
die unrechtmäßige Enteignung eines Sperr-
grundstückes vor dem Bundesverfassungs-
gericht noch nicht entschieden sei – diese 
Entscheidung sei auch wichtig zum Schutz 
anderer Initiativen gegen ähnliche Groß-
projekte. Im Gespräch über den Film 
wurde der Widerstand der Neuenfelder in 
eine Reihe gestellt mit dem Widerstand der 
Bauern gegen das Atomkraftwerk Wyhl 
und gegen das Atommüll-Endlager Gorle-
ben, er habe Mut gemacht und Erfah-
rungen geschaffen für weitere Wider-
standsaktionen. Über den Film, der bisher 

„Im öffentlichen Interesse“

Die Jahresmitteltemperatur wird stei-
gen. Die sommerlichen Niederschläge 

werden sich verringern. In Deutschland 
könnte die Malaria wieder heimisch wer-
den. Wärmeliebende Insekten werden sich 
verstärkt ausbreiten. Die dramatischeren 
Folgen des Klimawandels sind aber ver-
stärkt außerhalb Deutschlands und Euro-
pas zu spüren. In zweiwöchigem Turnus 
veröffentlichte die Frankfurter Rundschau  
gemeinsam mit dem BUND Reportagen 
über die Folgen des Klimawandel, der z. B. 
auf kleinen Pazifikinseln zu Krankheiten, 
Überschwemmungen und Nahrungsmittel-
knappheit und somit zu einer Auswande-
rungswelle geführt hat. Durch abnormale 
Strömungen auf den Seychellen wurden 
ganze Korallen-Riffs zerstört. Berichtet 

wurde über den Schutz Venedigs vor dem 
steigenden Meeresspiegel und von Eis-
bären am Nordpol, denen das Packeis un-
ter den Tatzen wegschmilzt. Die Reporta-
gen zeigten, dass der Klimawandel Realität 
ist. Der von BUND und FR herausgege-
bene Sammelband fasst die Artikel der 
Reihe zusammen und ergänzt sie durch 
eine Einführung in die Hintergründe und 
abschließende Berichte über einen Kurs-
wandel, der Schlimmeres verhindern 
könnte.

mn

Engelhardt, Marc / Steigenberger, Markus:
Klima-Countdown, Schmetterling-Verlag 
2007. 128 Seiten, broschiert, 12,80 EUR.
ISBN 978-3-89657-566-1 

Klima-Countdown

Wie die Alten vielleicht noch wissen, 
aber wahrscheinlich doch nur ah-

nen. Man kann mit Pflanzen nicht nur 
Kinderhosen grün machen, sondern auch 
nachhaltig Wolle färben. Dabei war die 
Welt früher ohne Chrom- und Bleifarben 
nicht eintönig grau. In dem Buch „Färben 
mit Pflanzen“ gibt die Autorin eine Ein-
führung in die Geheimnisse der Pflanzen-
farben. Ohne es selbst probiert zu haben, 
gehe ich davon aus, dass es einiger Experi-
mente und Erfahrung braucht, bis der ge-
wünschte Farbton auf Anhieb gelingt. In 
vielen Bildern und Rezepten werden die 
unterschiedlichen Ergebnisse bei verschie-
denen Fixationen und verwendeten Che-

mikalien gezeigt. Ganz ohne Chemie geht 
es nämlich auch hier nicht, auch wenn die 
Farbe auf der Wiese wächst, muss ihr doch 
ihre Vergänglichkeit genommen werden, 
damit der Pulli nicht doch in tristem Grau 
endet.

mn

Dorit Berger; Färben mit Pflanzen; Färbe-
pflanzen, Rezepte, Anwendungen; Öko-
buchverlag 96 Seiten, farbig, 17x24 cm, 
broschiert ISBN: 3-93696-20-8 12,95 
EUR, zu beziehen über den AbL-Verlag

Alles bunt

keinerlei öffentliche Förderung erhielt und 
bisher auch nicht im NDR zu sehen war, 
ist mehr zu erfahren über www.etalon-
film.de. Die DVD-Version dieses tief be-
eindruckenden Films ist dort ebenfalls zu 
bestellen. Preis: 39,95 EUR zuzügl. 3,50 
EUR Versandkosten. en

Filmausschnitt
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Was für ein Buch! Der „Kuh-Kunst-
Führer“ des niedersächsischen Tier-

arztes Michael Brackmann zeigt uns wun-
dervolle Bilder von Rindern und Kühen 
aus mehreren Jahrtausenden: von den Ne-
olithischen Felsbildern in der Ukraine, den 
Höhlenmalereien von Lascaux, den alt-
ägyptischen Papyrusbildern und den me-
sopotamischen Mosaiken bis hin zu mo-
dern-abstrahierenden Bildern von Andy 
Warhol, Pablo Picasso und Roy Lichten-
stein. Faszinierende Kuh-Bilder aus Indien, 
Bali, Nepal, Uganda, Zimbabwe, Kenia, 
China, Vietnam, Madagaskar, Südafrika, 
Äthiopien oder der Mongolei. Pfiffige Ka-
rikaturen von Wilhelm Busch, Parmentier 
oder Bo Bendixen. Die schönsten Bilder 
aus der Antike und der englischen Land-
schaftsmalerei. Die Kuhbilder der großen 
Meister: Pieter Brueghel, Vincent van 
Gogh, Paul Gauguin, Sandro Botticelli, 
Peter Paul Rubens, Karl Schmidt-Rottluf 
oder Marc Chagall. Und natürlich die 
großen Kuhmaler: Thomas Herbsts „Kuh 
auf der Weide“, Max Liebermanns „Spin-
nende Kuhhirtin“, Franz Marcs „Kühe, 
gelb-rot-grün“, Heinrich Deiters „Nach 
dem Unwetter“. Immer wieder bewun-
dernswert: die grandios-detailgetreue Dar-
stellung des „Rindermauls“ durch Alb-
recht Dürer …
Das alles wird begleitet und unterlegt mit 
lehrreichen und amüsanten Texten über 
die liebenswerten Eigenarten und die er-

Prächtige Kuh-Kunst-Bilder
staunlichen Leistungen der Kühe, über 
Landwirtschaft und Nutztierhaltung, über 
Rinderrassen und Züchtung, über Bauern 
und Kuhfreunde – und über die kulturellen 
Verbindungen zwischen alledem. Was für 
ein Buch!

en

Michael Brackmann, Kuh-Kunst-Führer, 
116 Seiten, natürlich mit ganz vielen und 
großen farbigen Abbildungen, Landwirt-
schaftsverlag GmbH, Münster, 2006; 
ISBN: 3784333893 24,95 EUR
 

Bestellcoupon
Ich bestelle:
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bitte ankreuzen
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 19,80 € 10,- € 10,- € 10,- € 10,- € 10,- € 5,- €

.... Expl. Schubkarrenrennen, Stückpreis 11,00 € NEU!!! €
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Das Patent
Der Kampf um Weltmonopole schafft rechtsfreie Räume, in denen 
Konzerne risikolos die Erfindungen kleiner Tüftler an sich reißen 
und die Erfinder mit Prozessen in die Pleite treiben können. Ein 
Patent macht Wissen zum Privateigentum. Da sich auf die exklusi-
ven Nutzungsrechte immerhin Monopole gründen lassen, jagen 
ihnen die Großkonzerne hartnäckig nach. Ein Beispiel: Schon Mitte 
der 1960er Jahre hatte der Düsseldorfer Erfinder Heinz Süllhöfer 
BAYER eine Maschine zur Herstellung von Isolierplatten aus Polyu-
rethan-Hartschaum zum Kauf angeboten. Der Leverkusener Che-
mie-Multi lehnte ab – und baute die Süllhöfer-Erfindung nach. In 
der Folge warf die Apparatur für den Konzern Milliarden-Gewinne 
ab. Die Autorin Monique Klinkenberg zeigt in ihrem Buch auch, 
wie sich durch die gegenseitige Infiltration und Verschränkung zwi-
schen Politik und Wirtschaft eine Macht entwickelt, die immer wie-
der in die Rechtssprechung eingreift. In den USA geht die „Rechts-
beugung“ so weit, dass der unbescholtene Bürger Allen Caggiano 
zu 35 Jahren Haft verurteilt wurde, weil seine Erfindung den Inter-
essen eines Ölkonzerns entgegenstand. Der Spinnen-Forscher Dirk 
Weickmann entwickelte einen Gift-Cocktail, der inzwischen einige 
krebskranke Menschen geret-
tet hat. Auch Weickmann 
geriet dadurch in Teufelskü-
che. Spannend, kritisch und 
informativ zeichnet Monique 
Klinkenberg nach, wie sich 
Großkonzerne weltweit mit 
zwielichtigen Methoden das 
geistige Eigentum privater 
Erfinder zu eigen machen 
und sich dabei nur allzu oft 
auf Duldung und Unterstüt-
zung von Gerichten, Behör-
den und Politikern verlassen 
können.
Monique Klinkenberg; Das 
Patent; Schmetterling-Verlag 
2007. 226 Seiten, 19,80 EUR
ISBN:978-3-89657-470-1 

Kampf um die Windmühle
Die Manager des dubiosen Windkraftunternehmers Wonderwind 
verunsichern ein ganzes Dorf. Auch der gerade erst aufs Land gezo-
gene Lektor Berhard Hamm kann sich dem Geschehen nicht entzie-
hen und wird „anfangs noch widerstrebend“ in den aufgeregten 
Dorfklatsch hineingezogen. Nach seinem Karriereknick hat er sich 
hierher zurückgezogen, um wieder Kräfte zu sammeln. Als er die 
Autorin und Windkraftgegnerin Clarissa Holst kennenlernt und sich 
bald rettungslos in sie verliebt, wird der zurückhaltende Hamm zum 
Aktivisten in Sachen Windkraft. Immer begleitet und angeheizt wird 
die dörfliche Meinungsbildung durch Berichte in der örtlichen Presse. 
Dabei nimmt diese nur selten die Rolle der neutralen Berichterstatte-
rin ein. Und dann nehmen die Entwicklungen ihren Lauf. Über Nacht 
brennt die Scheune eines Bau-
ern, der seine Flächen für die 
Anlagen zur Verfügung stel-
len will, ab. Ein im Dorf Unbe-
kannter, von vielen misstrau-
isch beäugt, verfolgt jede 
neue Entwicklung und dann 
werden bei einem der Wind-
kraftgegner auch noch mas-
senweise Nazi-Devotionalien 
gefunden. Eigentlich zu viel 
für einen wirklich guten 
Krimi. Die Stärken liegen aber 
in der Mischung:
Dorfleben und Krimi-Span-
nung. Am Ende hilft ein kei-
ner Vogel … Aber das soll 
hier noch nicht verraten wer-
den.
Im Norden stürmische Winde; 
Wolfgang Röhl, Paperback, 
Format: 12 x 19 cm, 192 Seiten, Preis: 10,90 Euro, ISBN: 978-3-
938097-11-3; zu beziehen über den AbL-Verlag
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Wie gebe ich eine Kleinanzeige auf?
Private Kleinanzeigen bis zu sieben Zeilen 10,- €, jede weitere angefan-
gene Zeile 1,50 € (gewerbliche 20,- € zzgl. MwSt., jede weitere Zeile 3,- €); 
Chiffregebühr 2,50 €. Anzeigen bis einschließlich 12,50 € nur gegen 
 Vorauszahlung per Scheck oder bar, ansonsten wird ein Zuschlag von 2,75 € 
für die Rechnungsstellung erhoben. Für gestaltete Anzeigen gilt unsere 
Anzeigenpreis liste.  Anzeigenbestellungen und Chiffrezuschriften bitte an: 
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Fax: 02381-492221, E-Mail: anzeigen@bauernstimme.de,
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Hof und Arbeit
� Landwirtschaftlich-technische 
 Assistentin, 45 J., sucht Arbeitsstelle in 
einem landwirtschaftlichen Betrieb, 
Weingut oder Institut. PLZ-Raum 67...
Zuschriften unter CHIFFRE BS 08-3-1

Feld und Wald
� Verbesserung der Pflanzenbestän-
de auf Grünland und Acker und somit 
Erhöhung der Grundfutter-Milchleis-
tung und Tiergesundheit. Güllebe-
handlung mit AGRI-NATURAL-TEC 
(ANT), das natürliche Energetikum für 
Ihre Flächen.
Groß- und Einzelhandel Franz Henkel, 
� 08247-6477,
franz.henkel@tec2future.de

Tiermarkt
� KATZEN WÜRDEN MÄUSE KAU-
FEN. Hunde- und Katzennahrung aus 
artgerechten Zutaten, ohne Ge-
schmacksverstärker und chemische Zu-
sätze, erhalten Sie bei Erika Sievers und 
Wilfried Durchholz, � 04166-1422, 
deutscher Hersteller, Lieferservice.

� Verkaufe laufend beste Arbeits-
pferde in jeder Preisklasse.
Burkhard Schirmeister, Sipplingen, 
� 07551-63609
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Persönliches
� Suche Partnerin/Landfrau. Bin ein 
kleiner Ostwestfalenjunge, Ökoland-
wirt, 47 Jahre, 1,86 m, schlank, blaue 
Augen, intelligent, ehrlich, zuverlässig, 
humorvoll, ohne Anhang.
Zuschriften unter CHIFFRE BS 08-3-2

Milch und Fleisch:
Qualität in S-Klasse
dank vitaler Tiere

Info PLOCHER-Gesamtkonzept:
ROLAND PLOCHER® integral-technik

Torenstr. 26  88709 Meersburg
07532-4333-0 fax 07532-4333-10

www.plocher.de  Mail: info@plocher.de

PLOCHER-Büro Nord:  Monika Junius 
Dipl.Ing. (FH) agr.  05149-987672

P L O C H E R
®

... natürlich mit

Niedersachsen

Sonntag, den 9. März 2008

14 Uhr: Mitgliederversammlung der AbL-Niedersachsen
Aktuelles mit Martin Schulz und Georg Janßen
Gentechnik: Widerstand und Selbsthilfe
mit Georg Janßen und Gernot von Beesten

Bremer Straße 48, Verden
von 10.00 bis 16.00 Uhr im Hotel Grüner Jäger

Kontakt: Andreas Backfisch, Tel. 05508-99 99 89,
Mobil: 0170 4919615, Fax: -99 92 45,

andi.backfisch@gmx.de

Frühjahrstagung

10 Uhr: Vortrag und Diskussion mit Hans-Heinrich Ehlen,
Niedersächsischer Landwirtschaftsminister

Was haben wir von der künftigen
 Niedersächsischen Agrarpolitik zu erwarten?

 Und - was erwarten wir von ihr?

als Zukunftsmodell !
Bäuerliche Landwirtschaft

 Europäische Agrarpolitik 
fair gestalten
06. März 2008, Berlin 
Gemeinsame Tagung von AbL 
und Brot für die Welt zu Anfor-
derungen an die aktuelle Reform 
zur Stärkung bäuerlicher Famili-
enbetriebe weltweit mit Bern-
hard Wiesmeier, Kampagne für 
Ernährungssicherheit, „Brot für 
die Welt“; Staatssekretär Müller 
BMELV; Bernd Schmitz, Milch-
bauer in NRW, AbL; Paul Nichol-
son, Mitglied des Komitees für 
Internationale Koordination von 
La Via Campesina, Baskenland; 
Bernd Voß, Milchbauer in SH, 
Bundesvorstand AbL. Bäuerinnen 
und Bauern aus Asien, Lateina-
merika, Afrika und Deutschland 
im Dialog sowie Podiumsge-
spräch mit Heidemarie Wieczo-
rek-Zeul, Bundesministerin für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung;  Michael Er-
hart, Referatsleiter für Internati-
onale Angelegenheiten, EU-Kom-
mission; Philip Ombidi, Inter Dio-
cesan Christian Communitiy Ser-
vices, Kenia; Cornelia Füllkrug-
Weitzel, Direktorin „Brot für die 
Welt“; Friedrich-Wilhelm Graefe 
zu Baringdorf, Bundesvorsitzen-
der AbL; Moderation: Hellmuth 
Henneberg (RBB).
AbL-Bundesgeschäftsstelle, � 02381-
9053172, thomsen@abl-ev.de

�
SIGÖL Fortbildungskurs
Ökologischer Landbau
06. März 2008,
04849 Bad Düben
Gemeinsame Veranstaltung der 
Sächsischen Interessengemein-
schaft Ökologischer Landbau (SI-
GÖL) und des BUND Sachsen zu 
folgenden Themen: Neues Gen-
technikgesetz: Was kommt auf 
die Landwirte zu? mit Heike Mol-
denhauer, BUND; Biolandbau 
und Klimaschutz mit Biolandwirt 
Josef Braun, Freising; Kalkung im 
Ökolandbau: eine wichtige Maß-
nahme zur Erhaltung der Boden-
fruchtbarkeit mit Herbert Moli-
tor, Geschäftsführer Bayrische 
Düngekalk Werbe- und Marke-
ting GmbH; Wie konventionell ist 
die ökologische Tierhaltung? mit 
Prof. Bernhard Hörning, Fach-
hochschule Eberswalde; Prüfung 
und Vermehrung ökologischer 
Sorten in Sachsen mit Prof. Chris-
tian Schiefer, Landesanstalt für 
Landwirtschaft Sachsen.
SIGÖL, Herr Einsiedel, Hauptstr. 75, 
04849 Kossa, � 034243-21491 Fax: -
26195

�
Alte Getreidepflanzensorten 
06. März 2008, 15326 Lebus
Diskutiert werden die bisherigen 
Erfahrungen mit dem Anbau al-
ter, regionaler Getreidezuchtsor-
ten im KULAP 2000 und die ge-
stellten Anforderungen und an-
gebotenen Möglichkeiten in der 
neuen Förderperiode KULAP 
2007. Mit Norbert Näther, LVLF: 
Saatenanerkennung im Land 
Brandenburg – Besonderheiten 
beim Anbau alter Sorten; (N.N.:) 
Das Potential von alten Getrei-
desorten-Möglichkeiten und 
Grenzen aus der Sicht des Pflan-
zenbaus?; Heiner Petersen: Erfah-

rungen mit alten Getreidesorten 
auf dem Bio landbetrieb Gut Wil-
mersdorf; Amos Ramsauer, Bio-
korntakt Berlin: Gibt es einen 
Markt für alte Sorten?; Jörg Sper-
ling, Spremberg: Verarbeitung 
alter Getreidesorten in der heu-
tigen Bäckerei.
Landesumweltamt Brandenburg, An-
drea Mack o. Brunhilde Geisler, � 033 
604632-13 o. -12, andrea.mack@lua.
brandenburg.de

�
Öko-Vermarktung
in  Mecklenburg-Vorpommern
06. März 2008, Güstrow
5. Wintertagung des Agrarbünd-
nisses Mecklenburg-Vorpommern 
zur Vermarktung ökologischer 
Erzeugnisse und den Perspekti-
ven des Biomarkts. Die Initiative 
„fair&regional-Bio Berlin Bran-
denburg" stellt ihre sozialen und 
ökologischen Kriterien vor. An-
schließend präsentieren sich sie-
ben erfolgreiche Vermarktungs-
betriebe aus Mecklenburg-Vor-
pommern.
Programm und Anmeldung: http://vor-
ort.bund.net/mv/agrbuendnis/them_ag-
rar.htm, BUND MV, Dr. Burkhard Roloff, 
� 0385-565470, Fax: -563661, bund.
mv@bund.net

�
Lernprozesse
auf dem  Bauernhof
07. bis 09. März 2008, Gut 
 Hohenberg, Queichhambach
Im Rahmen dieser bundesweiten 
Infoveranstaltung wird Mitarbei-
terInnen von landw. Betrieben 
und pädagogischen Einrich-
tungen die Möglichkeit geboten, 
die Lernmöglichkeiten auf dem 
Bauernhof selbst auszuprobieren 
und zu erfahren, wie pädago-
gische Einheiten auf dem Betrieb 
umgesetzt und Projekte für Kin-
der und Jugendliche gestaltet 
werden können.
BAG ejl, Claudia Leibrock, � 02681-
951646, Fax:-70206, www.bagejl.de

�
Workshop
Bauernhof- Kindergarten
08. und 09. März 2008,
24217 Krummbek
Der Biobauernhof Muhs hat sich 
auf das Thema „Bauernhof-Kin-
dergarten“ spezialisiert und bie-
tet hierzu einen Workshop zur 
Gründung an.  
Teilnahmegebühr frei, Anmeldung er-
forderlich: Anne-Marie Muhs, � 04344 
1278, anne.muhs@googlemail.com

�
Gute Hygiene Praxis
in Hofmolkereien
14. März 2008, Bonn
oder: 19. März 2008, Fulda
oder: 18. April 2008, Berlin
oder: 28. April 2008, Freising
Am 01.01.2006 ist ein umfang-
reiches Paket an EU-Verord-
nungen zur Lebensmittelhygiene 
in Kraft getreten. Um Hofkäse-
reien/Hofmolkereien einen mög-
lichst reibungslosen Übergang in 
diese neue Situation zu ermögli-
chen, hat der VHM gemeinsam 
mit der Bioland Beratung GmbH 
die Leitlinie „Gute Hygiene Praxis 
für Hofmolkereien“ erstellt. Kurs-
teilnehmerInnen erhalten durch 
den Praxisworkshop eine inten-

sive Einführung in den Umgang 
mit dieser Leitlinie.
Verband für handwerkliche Milchverar-
beitung im ökologischen Landbau, 
� 08161-7873603, Fax: -7873681, info@
milchhandwerk.info, www.milchhand-
werk.info/service/veranstaltungen

�
„Marundes Jägerlatein“
16. März 2008,
29556 Suderburg-Hösseringen
Der Cartoonist Wolf Rüdiger Ma-
runde ist zur Ausstellungseröff-
nung anwesend. Die Ausstellung 
geht bis 31. Oktober.
� 05826-1774, Fax: -8392,
www.museumsdorf-hoesseringen.de

�
Schnittkäse:
handwerklich hergestellt
17. bis 19. März 2008,
Hofkäserei Dottenfelderhof,
61118 Bad Vilbel
� 08161-7873603, Fax: -7873681, www.
milchhandwerk.info/service/veranstal-
tungen

�
Gentechnik im Gartenbau
29. März 2009, 24601 Stolpe
Gentechnik im Gartenbau betrifft 
Jeden! Referent: Bernd Voss, 
Landwirt und stellvertr. Vorsit-
zender der AbL. 
15.00 bis 16.30 Uhr, Eintritt frei, keine 
Anmeldung erforderlich, re-natur 
GmbH, � 04326-289390, www.kraeu-
terpark.de

�
Aspekte der Zucht landwirt-
schaftlicher Nutztiere
01. April 2008, Berlin 
Jahrestagung der Allianz für 
Tiere in der Landwirtschaft zur 
Frage: tiergerechte Zucht und bio-
logische Vielfalt oder Leistungs-
steigerung ohne Ende? Podiums-
diskussion: Was erwartet die Ge-
sellschaft von staatlicher Züch-
tungsförderung?
www.allianz-fuer-tiere.de/993.0.html, 
Anmeldung: Deutscher Tierschutzbund, 
� 089 600291-0, Fax: -15, henriette.
mackensen@tierschutzakademie.de

�
Gentechnik in der 
 Landwirtschaft?
Auswirkungen auf Imkerei 
und Naturschutz
04. April 2008, Köln-Auweiler
Welches sind die ökologischen, 
wirtschaftlichen und rechtlichen 
Folgen, wenn Bienen Felder mit 
genmanipulierten Pflanzen an-
fliegen und Pollen übertragen? Ist 
Honig noch verkäuflich, wenn er 
gentechnisch belastet ist? Welche 
Rechte haben die Imker? In der 
Veranstaltung kommen Vertreter 
aus der Imkerei, des Naturschutzes 
und der Landwirtschaft zu Wort.
BUND NRW, � 0211-302005-0; bund.
nrw@bund.net; Imkerverband Rhein-
land, � 02651-72666, imkerverband-
rheinland@t-online.de

�
Weichkäse:
handwerklich hergestellt
08. bis 10. April 2008,
Hofgemeinschaft Grummersort, 
27798 Hude-Grummersort
� 08161-7873603, Fax: -7873681, www.
milchhandwerk.info/service/veranstal-
tungen

Gentechnik und Globalisierung –
Das Ende der bäuerlichen 
 Landwirtschaft?
17. März 2008
Offene Jahrestagung der AbL-NRW mit Podiumsdiskussion
Beginn 14.30 Uhr, Haus Splietker in Süddinker 36 bei Hamm
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Schleswig-Holstein
Wilster: Bernd Voß, Tel.: 0 48 23/8505, Fax: 04823/75330
Sörup: Hinrich Lorenzen, Tel.: 04635/2141, Fax: 04635/2114
Plön: Matthias Stührwoldt, Tel.: 04326/679, Fax: 04326/289147
Flensburg: Heiner Iversen, Tel.: 04631/7424, Fax: 04631/3852

Niedersachsen
Landesverband: Martin Schulz, Kosakenweg 29, 29476 Quickborn,
Tel.: 05865/988360, Fax: 05865/988361
Heide-Weser: Karl-Heinz Rengstorf, Tel.: 04233/669, Fax: 04233/217774
Elbe-Weser: Ada Fischer, Tel.: 04723/3201, Fax: 04723/2118
Wendland-Ostheide: Horst Seide, Tel.: 05865/1247
Südnieders.: Andreas Backfisch, Tel: 05508/999989, Fax: 05508/999245

Mecklenburg Vorpommern/Brandenburg
Mecklenburg: Jörg Gerke, Tel.: 038453/20400; Franz Joachim Bienstein, 
Tel.: 03841/791273; Helmut Peters, Tel.: 038454/20215
Vorpommern: Albert Wittneben, Tel.: 039604/26859
Brandenburg: Erich Degreif, Tel.: 033204/35648; Bernd Hüsgen,
Tel.: 033704/66161

Nordrhein-Westfalen
Landesverband: Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm,
Tel.: 02381/9053170, Fax: 02381/492221
Gütersloh: Erika Kattenstroth, Tel.: 05241/57069
Tecklenburger Land: Martin Steinmann, Tel.: 05404/5264
Herford: Friedel Gieseler; Tel.: 05221/62575
Köln/Bonn: Bernd Schmitz, Tel.: 02248/4761

Hessen
Ortenberg: Helmut Keller, Tel.: 06401/50754, amkloster@t-online.de;
Ebsdorfergrund: Reiner Claar, Tel.: 06424/2719, biohof-claar@freenet.de; 
Mühltal: Martin Trieschmann, Tel.: 06151/145480, 
m.trieschmann@t-online.de; 
Breitenbach a. H.: Sabine Kamlage, Tel.: 06675/312, k.s.vetter@t-online.de; 
Knüllwald-Red.: Karl Hellwig, Tel.: 05681/938528, k.hellwig@web.de; 
Homberg-Mü: Dietmar Groß, Tel.: 05681/2607, gross2607@aol.com

Rheinland-Pfalz und Saarland
Landesverband: Ralf Wey, Maifeldstr. 15, 56332 Moselsürsch, 
Tel.: 02605/952730, Fax: 02605/952732, Ralf.Wey@abl-rlp-saar.de; 
Hans-Joachim Jansson, Tel.: 02626/8613, Fax: 02626/900218,
www.abl-rlp-saar.de

Baden-Württemberg
Landesverband: Josef Bopp, Ulmer Straße 20, 88416 Ochsenhausen,
Tel.: 07352/8928, Fax: 07352/941422
Nordschwarzwald: Georg Bohnet, Tel.: 07443/3990; 
Nord-Württemberg: Ulrike Hasemeier-Reimer, Tel.: 07971/8584
Bodensee: Anneliese Schmeh, Tel.: 07553/7529, Fax: 07553/828278
Allgäu: Bärbel Endraß, Tel.: 07528/7840, Fax: 07528/927590

Bayern
Landesverband: Andreas Remmelberger, Reit 17, 84508 Burgkirchen/Alz, 
Tel.: 08679/6474, Fax: 08679/9130145, E-Mail: Abl-Bayern@web.de; 
www.abl-bayern.info
Regionalgruppe Pfaffenwinkel: Wolfgang Taffertshofer, Tel.: 08847/804, 
Regionalgruppe Chiemgau-Inn Salzach: Andreas Remmelberger,
Tel.: 08679/6474, Fax: 08679/9130145, Ute Gasteiger, Tel.: 08039/1635
Landshut-Vilstal: Josef Schmidt, Tel.: 08742/8039
Franken: Gabriel Deinhardt, Tel.: 09194/8480

Sachsen/Thüringen
Landesverband: Jörg Klemm, Trassenweg 25, 09638 Lichtenberg,
Tel.: 037323/50129, Fax: 037323/15864

Landeskontakte

Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft e.V.

Bundesgeschäftstelle:
Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm, Tel.: 02381/9053171, Fax: 02381/492221,
E-Mail: info@abl-ev.de 
Bankverbindung: KSK Wiedenbrück BLZ 47853520 Kto: 2017838
Bundesgeschäftsführer: Georg Janßen, c/o Gewerkschaftshaus, Heiliggeiststraße 28,
21335 Lüneburg, Tel.: 04131/407757, Fax: 04131/407758

Interessengemeinschaft gegen die Nachbaugesetze und Nachbaugebühren:
Adi Lambke, Tel.: 05864/233;  Anneliese Schmeh, Tel.: 07553/7529

Interessengemeinschaft Boden: 
Mecklenburg: Franz-Joachim Bienstein, Tel./Fax: 03841/791273; Brandenburg: Bernd Hüsgen,
Tel.: 033704/66161, Fax: 033704/66162

Netzwerk gentechnikfreie Land- und Lebensmittelwirtschaft: 
c/o Gewerkschaftshaus, Heiliggeiststraße 28, 21335 Lüneburg,
Tel.: 04131/400720, Fax: 04131/407758, E-Mail: gentechnikfreie-regionen@abl-ev.de

Bundeskontakte

Mitgliedsantrag

Ich möchte Mitglied in der AbL werden und (Zutreffendes bitte ankreuzen)

❑ Ich zahle den regulären Mitgliedsbeitrag von 89,00 €
❑ Wir bezahlen den Mitgliedsbeitrag für Ehepaare und Hofgemeinschaften von 124,00 €
❑ Ich bin bereit, als Fördermitglied einen höheren Beitrag von __________€ zu zahlen
❑ Als Kleinbauer, Student, Renter, Arbeitsloser zahle ich einen Mitgliedsbeitrag von 34,00 € 
❑ Ich beantrage als Unterstützer/in einen Mitgliedsbeitrag von 59,00 €
❑ Ich abonniere die Unabhängige Bauernstimme (bitte Coupon Rückseite ausfüllen)
Der Mitgliedsbeitrag erhöht sich jährlich um einen Euro!

Name, Vorname

Straße

PLZ, Wohnort

Telefon/Fax E-Mail

Zahlungsweise des Mitgliedsbeitrags:
❑ Nach Erhalt der Rechnung
❑ Ich erteile Ihnen eine Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich Sie widerruflich, den von mir zu entrichtenden 
 Beitrag bei  Fälligkeit zu Lasten meines Kontos einzuziehen.

Konto-Nr.:

BLZ:

Bank:
Die Mitgliedschaft verlängert sich automatisch um ein weiteres Jahr, wenn 
nicht  spätestens 14 Tage vor Ablauf gekündigt wird. Ich bin damit einver-
standen, dass die Deutsche Bundespost im Falle einer Adressänderung die 
neue Adresse an die AbL weiterleitet.

Datum Unterschrift

Christoph Gesang
† 06.02.08

„Nicht der Mensch hat am meisten gelebt, der die höchsten Jahre 
zählt, sondern der, der am meisten empfunden hat,“

so ist die Anzeige für Christoph Gesang überschrieben,
der am 06. Februar ’08 nach langer Krankheit gestorben ist.

Christoph hat viel für bäuerliche Belange empfunden.
Deshalb hat er, so lange es seine Gesundheit zuließ,

die AbL-Arbeit unterstützt, u. a. durch aktive Mitarbeit im
AbL-Landesvorstand Niedersachsen.

Obwohl von seiner Krankheit schon stark eingeschränkt,
hat er sich häufig auf den Weg zur Bundes-Mitgliederversammlung 

nach Altenkirchen gemacht und der Besuch der
Landesversammlungen in Niedersachsen war für ihn

selbstverständlich. Mit seinem aufgeweckten Gespür für Menschen 
und Themen haben wir ihn kennen- und schätzen gelernt

und werden ihn in guter Erinnerung behalten.

Unser Mitgefühl ist bei seiner Frau Karin und den Kindern.

Georg Janßen
Für den AbL-Bundesverband und AbL-Landesverband

Niedersachsen



: gegen graue Herren
 Zutreffendes bitte ankreuzen:
❑  Ich möchte die BAUERNSTIMME abonnieren (36,– € im Jahr). In begründeten Fällen kann 

auf jährlichen Antrag für Kleinbauern, -bäuerinnen, Arbeitslose, SchülerInnen und Stu-
dentInnen der Abo-Preis auf 26,– € gesenkt werden.

❑ Ich abonniere die BAUERNSTIMME zum Förderpreis von 60,– € im Jahr.

❑  Ich möchte die BAUERNSTIMME zum Jubiläumspreis von 15,– € bzw. 30,– €

für ❑ 6 oder ❑ 12 Monate verschenken.

❑  Ich abonniere die BAUERNSTIMME zum einmaligen Schnupperpreis von 6,– € für drei 
Ausgaben (nur gegen Vorkasse: Bar, Scheck, Briefmarken).

 Zustelladresse Bei Geschenkabos Adresse des Auftraggebers

 Name, Vorname Name, Vorname

 Straße Straße

 PLZ, Ort PLZ, Ort

 evtl. Telefon für Rückfragen evtl. Telefon für Rückfragen

03/2008

 Zahlungsweise des Zeitungsabos:

❑  Nach Erhalt der Rechnung

❑ Mit beiliegendem Scheck

❑  Ich erteile Ihnen eine Einzugsermächtigung.

  Hiermit ermächtige ich Sie widerruflich, den von mir zu entrichtenden Betrag bei Fälligkeit zu Lasten meines 
Kontos einzuziehen.

 Konto-Nr. BLZ Bank

  Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr (außer bei Geschenkabos), wenn es nicht spätestens vier Wo chen 
vor Ende des Abozeitraums gekündigt wird.

  Ich bin damit einverstanden, dass die Deutsche Post AG im Falle einer Adressänderung die neue Adresse an die 
Abo-Verwaltung weiterleitet.

  Widerrufsrecht: Ich weiß, dass ich meine Bestellung innerhalb einer Woche ohne Angabe von Gründen 
 schriftlich beim ABL-Verlag widerrufen kann.

 Unterschrift der Abonnentin / des Abonnnenten Datum Beruf
 (bei Geschenkabo Unterschrift des Auftraggebers)

  Bitte senden Sie die Bestellung an: Bauernstimme, Bahnhofstr. 31, 59065 Hamm
  oder Fax 02381 / 492221

Deutsche Post AG Postvertriebsstück K 12858
AbL Bauernblatt Verlags GmbH
Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm

Die Milchrebellen hatten sich einen sehr symbo-
lischen Ort für ihren Auftritt in Brüssel ausge-

sucht. Bei Turn und Taxis, – dem heute größten histo-
rischen Gelände der Stadt für Kulturevents –, war im 
Mittelalter das europäische Drehkreuz der Postkut-
schen. Wo am 13. Februar 2008 viertausendfünfhun-
dert Milchbauern durch ein buntes Spalier europäischer 
Kühe in die große Versammlungshalle strömten, stan-
den am 13. Februar 1808 dicht gedrängt Pferde, aber 
auch Milchvieh, das hier gehandelt wurde. Brüssel ist 
durch Handel reich geworden, hatte einen großen Ha-
fen und einen Kanal, der die Stadt heute noch mit dem 
Meer verbindet. An diesem Kanal entlang –, genau ne-
ben dem historischen Handelszentrum, wo jetzt große 
Aufregung unter den Milchbauern herrscht, weil der 
Vertreter der Kommission keinerlei Verständnis für 
ihre Forderungen hat, – an diesem Kanal entlang haben 
sich jetzt international operierende Banken angesiedelt. 
Dort werden täglich –, nein 
vielleicht stündlich –, Milliar-
dengeschäfte getätigt, Roh-
stoffe und Immobilien gehan-
delt, Kredite vergeben und 
Schulden eingetrieben.  Wären die Milchbauern in ihrer 
Mittagspause hier gewesen, sie hätten den Schwarm 
grauer Herren gesehen, die in ihren spinnfarbenen An-
zügen aus den Bankhäusern strömten. Und sie hätten 
sich vielleicht an die Geschichte von Momo erinnert, 
dem Kind, das eines Tages entdeckte, warum die Men-
schen so gestresst sind und keine Zeit mehr für Kinder 
haben: Weil die grauen Herrn mit ihren bleifarbenen 
Aktentaschen den Menschen die Zeit stehlen, weil sie 
überhaupt nur existieren können, wenn sie diese Zeit 
mit ihren dicken Zigarren verrauchen lassen. „Man 
muss immer noch mehr haben, dann langweilt man 
sich nicht.“ Drinnen im großen Saal von Turn und Ta-
xis beschwört der Kommissionsbeamte die Milchre-
bellen: „Die Zeiten der Mengenbeschränkung sind 
vorbei. Europa ist Spitze auf den Milchmärken, wir 
müssen die Produktivität in der Milcherzeugung weiter 
steigern und auf den Weltmarkt exportieren, sonst neh-
men uns andere unsere Märkte weg!“ Er versteht die 
Welt nicht mehr. Diese Bauern reden von fairer Milch 

und fairem Handel, von Qualität, Regionalität und 
Mengensteuerung. Was soll das alles? Wer sich am 
Markt nicht behaupten kann, soll sich einen anderen 
Job suchen, – basta. Die Stimmung im Saal kocht. Hier 
stoßen Welten aufeinander. Die Milchbauern haben 
nicht das Melken daheim mit Nachbarn organisiert 
und sich die Nacht in Bussen um die Ohren geschlagen, 
um sich von der EU Kommission wie dumme Jungs 
behandeln zu lassen. „Wir sind bereit Verantwortung 
für den Milchmarkt zu übernehmen“ sagt Romuald 
Schaber, der Vorsitzende der Europäischen Milchbau-
ern. Er hält in Europa sogar einen Lieferstreik für mög-
lich, um kostendeckende Preise zu erreichen. Der Kom-
missionsvertreter hält das für sozialromantischen Ho-
kuspokus. Sein Glaubensbekenntnis heißt: Nur wer 
rationalisiert, wird überleben... Hugo Chavez, der Prä-
sident Venezuelas, glaubt, dass er seinen Milchmarkt 
mit Staatsgewalt wieder in den Griff bekommt. Er hat 

am 11. Februar gesagt, dass die multinationalen Kon-
zerne Nestlé und Parmalat seine heimische Milch steh-
len und außer Landes schaffen. Das sei Sabotage. Seine 
staatlichen Molkereien ständen jetzt ohne Rohstoff da. 
Darum hat Chavez den Milchhandelsriesen mit Enteig-
nung gedroht. Man mag von Chavez‘ Faible für Ver-
staatlichung halten was man will. Er hat immerhin auf 
die wachsende Marktkontrolle der transnationalen Le-
bensmittelkonzerne und die Methoden hingewiesen, 
mit denen sie ihre Konkurrenten ausschalten und die 
Preise am Markt bestimmen. Sie bieten solange höhere 
Preise, bis kleine Molkereien aufgeben und setzen dann 
niedrige Rohstoffpreise gegen die Bauern durch. Ob in 
Venezuela, Brasilien, Europa oder Südafrika, überall ist 
es das gleiche Muster: Erst werden kleinere Molkereien 
in großem Stil aufgekauft, dann stillgelegt oder in 
großen Zentralmolkereien zusammengefasst; dann fol-
gen dramatische Kostensteigerungen für Hygieneaufla-
gen, Kühlung und Lagerung wegen längerer Trans-
porte. Bäuerliche Milcherzeugung und -verarbeitung 

bleibt da auf der Strecke. Das ist kein Strukturwandel. 
Hunderttausende Familien sind jedes Jahr in der Folge 
ohne Einkommen. Ein Beispiel: Die Weltmolkerei Parma-
lat hatte seit 1974 in 30 Ländern Molkereien gekauft und 
geschlossen, unzählige Bauern und Arbeiter um Einkom-
men und Lohn gebracht. Ab 1990 ist der Marktführer 
für H-Milch an der Börse mit durchschnittlich 7,6 Mrd. 
€ Jahresumsatz. Steuern wurden, wenn überhaupt auf 
den Steuer-Paradiesinseln Antillen und den Caimans be-
zahlt. Wegen nachweislichen Betrugs machte der Kon-
zern am 11. November 2003 Pleite. 14 Mrd. € aus Milch 
waren damit an der Börse verbrannt. 115.000 zum Teil 
kleine Aktionäre verloren ihr Geld. Die AUS-Zeit währte 
nur kurz. Seit dem 3. Februar 2005 ist der Konzern wie-
der an der Börse mit vergleichbarem Umsatz und jähr-
lichen Gewinnsteigerungen von 6 bis 10 Prozent. Um mit 
Momo zu sprechen: Wenn wir die weltweite Spekulation 
mit Milch weiter geschehen lassen, versorgen wir graue 

Herren mit unserer Lebenszeit. 
Dann stehen weltweit – einschließ-
lich Europa – Versorgungskrisen 
ins Haus. Die Idee, mit fairer 
Milch und regionalen Qualitäts-

produkten Märkte vor Ort wieder in Besitz zu nehmen, 
ist deshalb genial. Die neue Bauernbewegung macht Mut. 
Sie braucht aber mehr Unterstützung von allen Seiten: 
von Berufskollegen, VerbraucherInnen, den Medien, der 
Politik. Vor allem aber sollten die Bauern ihre Rolle in 
der Gesellschaft nicht unterschätzen. Wenn es ihnen ge-
lingt, den Wert ihrer Lebensmittel aus der grenzenlosen 
Konsumwelt herauszuheben, können sie weit mehr errei-
chen, als ihre Betriebe am Leben zu halten. Verantwor-
tung für unsere Lebensmittelmärkte zu übernehmen ist 
ein wichtiges Signal für eine neue Wirtschaftsdemokratie, 
ganz besonders in Zeiten, in denen die Wirtschaftseliten 
den Reichtum unserer Gesellschaft auf Nummernkonten 
verstecken und mit unseren Steuergeldern Schulden ge-
deckt werden, die graue Herren an den Börsen verzockt 
haben. Vor allem aber müssen wir  noch viel mehr Men-
schen gewinnen, die verstehen, warum ihr persönliches 
Engagement für faire Milch, fairen Handel und fairen 
Umgang mit der Natur für uns alle überlebenswichtig ist. 
 Hannes Lorenzen

Money Makes the Milk go Round
Wie die faire Milch den grauen Herren das Rauchen abgewöhnen könnte


